
7. VerbraucherSchutzMinisterKonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

 
 

 

 
 
 

 
 
 
 
 
 

Ergebnisprotokoll der 

7. VerbraucherSchutzMinisterKonferenz 

am 16. September 2011  

in Bremerhaven 

 
 
 
 
 
 
 
 

Die Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit 
 

Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen 

Seite 1 von 55

Vorlage für den Umwelt- u. Agrarausschuss

Schleswig-Holsteinischer Landtag 

           Umdruck 17/2835



7. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

 
 

Inhaltsverzeichnis 
 

TOP 1  

Genehmigung der Tagesordnung 6 

TOP 2 

Bericht der Vorsitzenden 7 

TOP 3 

Bericht des Bundes 8 

TOP 4 

Bericht über Umlaufbeschlüsse 9 

TOP 6 

Grüne Liste 10 

TOP 7 

Bundeseinheitliches Modell zur Transparentmachung der Kontrollergebnisse von 
Lebensmittelunternehmen 11 

TOP 8 

14-Punkte-Aktionsplan vom 18.01.2011 Folgerungen und Maßnahmen aus dem 
Aktionsplan der Länder und des Bundes "Unbedenkliche Futtermittel, sichere 
Lebensmittel, Transparenz für den Verbraucher" 13 

TOP 9, 10, 11 

Schlussfolgerungen aus dem EHEC-Ausbruch 15 

TOP 12 

Akkreditierung von staatlichen Untersuchungseinrichtungen durch die DAkkS 17 

TOP 13 

Nanotechnologie 18 

TOP 14 

Sanktionierung der REACH-Verordnung bezogen auf Bedarfsgegenstände 19 

TOP 15 

Preisklarheit und Preiswahrheit 20 

TOP 16 

Verbraucherfreundliche Regeln bei der staatlich geförderten privaten Altersvorsorge 22 

TOP 17 

Verbrauchergerechte Zinsanpassung bei Krediten 23 

TOP 18 

Stärkung der Aufsicht im Bereich des finanziellen Verbraucherschutzes 24 

TOP 19 

Finanzierung der Verbraucherarbeit 25 

Seite 2 von 55



7. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

 
 

TOP 20 

Praxisgerechte Regelung zur Gewinn- und Vorteilsabschöpfung durch Verbände 26 

TOP 21 

Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor unseriösem Inkasso 28 

TOP 22 

Abmahnungen wegen Nutzung von Internet-Tauschbörsen 29 

TOP 23 

Datenschutz modernisieren und verbraucherfreundlich weiterentwickeln 30 

TOP 24 

Richtlinie über Rechte der Verbraucher 32 

TOP 25 

Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen 33 

TOP 26 

Verbraucherforschung 34 

TOP 27 

Unterbrechung der Strom- und Gasversorgung bei schutzbedürftigen Personen 35 

TOP 28 

Mehr Transparenz für mit "Ökostrom" gekennzeichnete Stromangebote 36 

TOP 29 

Stärkung des Verbraucherschutzes im Energiebereich 37 

TOP 30 

Erhöhung der Energieeffizienz in den privaten Haushalten - Transparenz und 
Information verbessern, neue Anreize schaffen 39 

TOP 31 

Klimaschutz im Sinne der Verbraucherinnen und Verbraucher 40 

TOP 32 

Nationaler Aktionsplan "IN FORM" / Vernetzungsstellen Schulverpflegung 
verstetigen 45 

TOP 34 

Termin der Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz 2012 in Hamburg 46 

TOP 35 

Termin der Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz 2013 47 
 

 
 

 

Anwesenheitsliste 7. VSMK in Bremerhaven 48 
 

Seite 3 von 55



Seite 1 von 2 

 7. Verbraucherschutzministerkonferenz am 16.09.2011 in 
Bremerhaven  

 
 

Tagesordnung Stand: 16.09.2011  
 

Allgemeines 

TOP 1   Genehmigung der Tagesordnung  

TOP 2   Bericht der Vorsitzenden (nur 7. VSMK) 

TOP 3   Bericht des Bundes (nur 7. VSMK) 

TOP 4 
Grüne Liste   

Bericht über Umlaufbeschlüsse  

TOP 5   Vorbereitung des Kamingesprächs der 7. VSMK (nur ACK) 

TOP 6   Grüne Liste 

Gesundheitlicher Verbraucherschutz 

TOP 7   Bundeseinheitliches Modell zur Transparentmachung der 
Kontrollergebnisse von Lebensmittelunternehmen 

TOP 8  
Grüne Liste  

14-Punkte-Aktionsplan vom 18.01.2011 Folgerungen und 
Maßnahmen aus dem Aktionsplan der Länder und des Bundes 
"Unbedenkliche Futtermittel, sichere Lebensmittel, Transparenz 
für den Verbraucher" 

TOP 9, 10, 
11   

Schlussfolgerungen aus dem  EHEC-Ausbruch 

TOP 12 
Grüne Liste   

Akkreditierung von staatlichen Untersuchungseinrichtungen 
durch die DAkkS 

TOP 13 
Grüne Liste   

Nanotechnologie 

TOP 14 
Grüne Liste   

Sanktionierung der REACH-Verordnung bezogen auf 
Bedarfsgegenstände 

TOP 15   Preisklarheit und Preiswahrheit bei Lebensmitteln 

Wirtschaftlicher Verbraucherschutz 

TOP 16 
Grüne Liste   

Verbraucherfreundliche Regeln bei der staatlich geförderten 
privaten Altersvorsorge 

TOP 17 
Grüne Liste   

Verbrauchergerechte Zinsanpassung bei Krediten 

TOP 18 
Grüne Liste   

Stärkung der Aufsicht im Bereich des finanziellen 
Verbraucherschutzes 

Seite 4 von 55



Seite 2 von 2 

TOP 19 
Grüne Liste   

Finanzierung der Verbraucherarbeit 

TOP 20 
Grüne Liste   

Praxisgerechte Regelung zur Gewinn- und Vorteilsabschöpfung 
durch Verbände 

TOP 21 
Grüne Liste   

Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor unseriösem Inkasso 

TOP 22 
Grüne Liste   

Abmahnungen wegen Nutzung von Internet-Tauschbörsen 

TOP 23 
Grüne Liste   

Datenschutz modernisieren und verbraucherfreundlich 
weiterentwickeln 

TOP 24 
Grüne Liste   

Richtlinie über Rechte der Verbraucher 

TOP 25 
Grüne Liste   

Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher 
und Unternehmen  

TOP 26 
Grüne Liste   

Verbraucherforschung  

TOP 27 
Grüne Liste   

Unterbrechung der Strom- und Gasversorgung bei 
schutzbedürftigen Personen 

TOP 28   Mehr Transparenz für mit "Ökostrom" gekennzeichnete 
Stromangebote 

TOP 29 
Grüne Liste   

Stärkung des Verbraucherschutzes im Energiebereich 

TOP 30 
Grüne Liste   

Erhöhung der Energieeffizienz in den privaten Haushalten - 
Transparenz und Information verbessern, neue Anreize schaffen. 

Übergreifende Themen 

TOP 31 
Grüne Liste   

Klimaschutz im Sinne der Verbraucherinnen und Verbraucher  

Ernährung 

TOP 32 
Grüne Liste   

Nationaler Aktionsplan "IN FORM" / Vernetzungsstellen 
Schulverpflegung verstetigen  

Sonstiges 

TOP 33   Ergänzung / Änderung der Geschäftsordnung der VSMK 

TOP wurde in der ACK zurückgezogen 

TOP 34 
Grüne Liste   

Termin der Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz 
2012 in Hamburg  

TOP 35 
Grüne Liste   

Termin der Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz 
2013 

 

Seite 5 von 55



7. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

 
 

Seite 1 von 1 

 

TOP 1 Genehmigung der Tagesordnung 

Anlage Tagesordnung (Stand: 16.09.2011) 

 

Beschluss  

 

Die Tagesordnung wird in der vorliegenden Form genehmigt. 

 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 2 Bericht der Vorsitzenden 

 

 

Beschluss 

 

Der mündliche Bericht der Vorsitzenden wird zur Kenntnis genommen. 

 

 

 

 

 

 

Ergebnis:        17 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja: X        Nein:       

 

Seite 7 von 55



7. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

 
 
 

Seite 1 von 1 

TOP 3 Bericht des Bundes 

 

 

Beschluss 

 

Die für den Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senatorinnen 

und Senatoren der Länder nehmen den mündlichen Bericht des Bundes zur Kenntnis. 

 

 

 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 4 Bericht über Umlaufbeschlüsse 

 

Beschluss  

 

Die VSMK nimmt den Bericht des Vorsitzlandes zur Kenntnis. 

 

 

Ergebnis:        17 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja: X       Nein:       
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TOP 6 Grüne Liste 
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TOP 16 Verbraucherfreundliche Regeln bei der staatlich geförderten privaten Al-
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TOP 18 Stärkung der Aufsicht im Bereich des finanziellen Verbraucherschutzes

TOP 19 Finanzierung der Verbraucherarbeit
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TOP 24 Richtlinie über Rechte der Verbraucher

TOP 25 Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Un-
ternehmen 

TOP 26 Verbraucherforschung 

TOP 27 Unterbrechung der Strom- und Gasversorgung bei schutzbedürftigen Per-
sonen

TOP 29 Stärkung des Verbraucherschutzes im Energiebereich

TOP 30 Erhöhung der Energieeffizienz in den privaten Haushalten – Transparenz 
und Information verbessern, neue Anreize schaffen. 

TOP 31 Klimaschutz im Sinne der Verbraucherinnen und Verbraucher 

TOP 32 Nationaler Aktionsplan "IN FORM" / Vernetzungsstellen Schulverpflegung 
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TOP 34 Termin der Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz 2012 in 
Hamburg 

TOP 35 Termin der Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz 2013
 

Ergebnis:        17 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja: x      Nein:       

Seite 10 von 55



7. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

 
 
 

Seite 1 von 2 

 

TOP 7 Bundeseinheitliches Modell zur Transparentmachung der 

Kontrollergebnisse von Lebensmittelunternehmen  
 

 

Beschluss 

 

Das BMELV und die Länder sind sich einig, das auf der VSMK vom 19.05.2011 formu-

lierte gemeinsame Ziel, die Transparenz für Verbraucher zu verbessern, zügig zu errei-

chen. 

 

Sie sehen die Notwendigkeit, auf der Grundlage dieses VSMK-Beschlusses und unter 

Berücksichtigung der von der Wirtschaftsministerkonferenz formulierten Bedenken und 

Bedingungen einen Konsens herzustellen und damit sowohl verbraucherpolitischen Be-

dürfnissen als auch den Bedenken der Wirtschaftsseite Rechnung zu tragen.  

 

Die für den Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senatorinnen 

und Senatoren der Länder und das BMELV setzen auf Amtschef-Ebene eine Arbeits-

gruppe unter Einbeziehung der Wirtschaftsministerkonferenz ein, die bis Ende Januar 

2012 inhaltliche Klärungen insbesondere in folgenden Punkten herstellt: 

 

- Konsequenzen bei unzureichender Erfüllung der Anforderungen 

- Fragen der Nachkontrolle und rechtliche Konsequenzen (Begründungspflicht, 

Einräumung rechtlichen Gehörs, Rechtsmittelfähigkeit der Kontrollentschei-

dung). 

- Fragen der Finanzierung  

- Kriterien für die Kennzeichnung 

 

Das Vorsitzland lädt zu der Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Länder HE und BE ein. 

Die Arbeitsgruppe tagt länderoffen. Das Vorsitzland und das BMELV erstellen auf der 

Grundlage des Beschlusses der Sonder-VSMK zur Entwicklung eines bundeseinheitli-

chen Modells zur Transparentmachung der Kontrollergebnisse von Lebensmittelunter-

nehmen und unter Einbeziehung des Beschlusses der WMK vom 06./07. Juni 2011 

vorab ein Vorbereitungspapier, als Grundlage für ein anschließendes Rechtsetzungs-
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verfahren. Auf Grundlage des einvernehmlichen Ergebnisses der Beratungen der Ar-

beitsgruppe wird das BMELV einen Vorschlag einer gesetzlichen Regelung erstellen. 

 

 

Die VSMK bittet die WMK um die Benennung von Vertreterinnen und Vertretern für die 

Arbeitsgruppe. 

 

 

 

Ergebnis:        17 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja: X        Nein:       
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TOP 8 14-Punkte-Aktionsplan „Unbedenkliche Futtermittel, sichere 
Lebensmittel, Transparenz für den Verbraucher“ 

 

Beschluss 

 

Die Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) dankt der Länderarbeitsgemeinschaft 

Verbraucherschutz (LAV) für die Koordination der den Ländern zugewiesenen Ar-

beitsaufträge des 14-Punkte-Aktionsplans und bittet die LAV, diese Aufgabe bis zur 

Vorlage abschließender Ergebnisse wahrzunehmen. 

 

1. Die VSMK nimmt die als Anlage beigefügten Berichte zu einzelnen Themen des 

14-Punkte-Papiers zur Kenntnis. 

 

2. Die VSMK begrüßt die stärkere Berücksichtigung risikoorientierter Kriterien bei 

der Fortschreibung des Kontrollprogramms Futtermittel für die Jahre 2012 bis 

2016 (Kontrollprogramm) und empfiehlt der Agrarministerkonferenz (AMK), dem 

Kontrollprogramm Futtermittel zuzustimmen. 

 

3. In Bezug auf Ziffer 9 der gemeinsamen Erklärung der Sonderkonferenz der 

VSMK und AMK bedankt sich die VSMK, dass das BMELV ein Eckepunktepa-

pier vorgelegt hat und bittet die LAV, möglichst zeitnah die Position der Länder 

darzustellen und die „Absicherung eines abgestimmten Qualitätsmanagement-

systems (QM) der Überwachung“ als Schwerpunktthema auf der nächsten Sit-

zung der LAV zu behandeln. 

 

4. Die VSMK bedauert es, dass – anders als von der LAV vorgeschlagen –  keine 

Bund-Länder-Arbeitsgruppe zur Einrichtung einer zentralen Dioxin-Datenbank 

unter Einbeziehung der Ergebnisse der Eigenkontrollen der Wirtschaft einge-

setzt worden ist und durch die Vorlage eines Verordnungsentwurfs durch das 

BMELV dieses Thema jetzt im Bundesratsverfahren anhängig ist.  
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5. Die VSMK begrüßt den Stand der Umsetzung der Internetplattform 

„www.lebensmittelwarnung.de“ und die Aussicht, dass diese für die Verbraucher 

wichtige Informationsplattform noch 2011 in Betrieb genommen werden soll. 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 9, 10, 11 Schlussfolgerungen aus dem EHEC-Ausbruch 

 

 

Beschluss 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren für 

Verbraucherschutz der Länder bitten das Vorsitzland der 

Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) und das Vorsitzland der 

Gesundheitsministerkonferenz (GMK) den vereinbarten Evaluierungsprozess des 

EHEC-Geschehens zeitnah abzuschließen und dafür die Federführung in einer 

ressortübergreifenden Arbeitsgruppe zwischen VSMK, GMK und dem Bund zu 

übernehmen. 

 

Im Rahmen dieser Evaluierung sind die Länderressorts für Verbraucherschutz, 

Gesundheit, Umwelt und Landwirtschaft sowie die zuständigen 

Bundesministerien und Bundesoberbehörden einzubeziehen.  

 

Ziel sollte es sein, möglichst bis zum Jahresende eine erste Bilanz des 

behördlichen Handelns und Vorschläge für Verbesserungen sowie ggf. konkrete 

Verfahrensregelungen, z.B. zur Verkürzung von Meldewegen, vorzulegen. 

Einzubeziehen sind dabei die bereits umgesetzten Maßnahmen, wie z.B. die 

Änderung des Infektionsschutzgesetzes. Die VSMK benennt dafür neben dem 

jetzigen und dem künftigen Vorsitzland die Länder Niedersachsen, Mecklenburg-

Vorpommern, Nordrhein-Westfalen und Berlin. 

 

2. Die für Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senatorinnen 

und Senatoren der Länder und des Bundes sind sich einig, die Abstimmung bei 

länder- und/oder ressortübergreifenden Ereignisfällen zu optimieren. Bildet der 

Bund einen Krisenstab, bindet er die Länder auf Amtschefebene mit ein. Die sich 

im Verlauf des Krisenmanagements ergebenden operativen Aufgaben, 

insbesondere auch die Auswertung der vorliegenden Daten und die darauf 
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aufbauende Erstellung des Lageberichts, sollen von einer Task Force 

Lebensmittelsicherheit die aus Fachexpertinnen und -experten zusammengesetzt 

ist, wahrgenommen werden. Zur Herstellung von Routine dieses neuen 

Instrumentariums soll die Task Force zeitnah und in regelmäßigen Abständen 

Planübungen durchzuführen. Über die Einsetzung der Task Force entscheiden 

die Amtschefs. Die Amtschefs tauschen regelmäßig den Informationsstand aus 

und stimmen sich insbesondere über die öffentliche Kommunikation ab.  

 

3. Die für Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senatorinnen 

und Senatoren der Länder und des Bundes erklären ihre Absicht, bei künftigen 

außergewöhnlichen Ereignissen im Bereich Lebensmittelsicherheit oder 

Tierseuchen  

- die Kommunikation vor geplanten Veröffentlichungen grundsätzlich 

untereinander abzustimmen 

- die Kommunikation im Einzelfall, bei notwendigem Sofortvollzug oder zur 

Gefahrenabwehr unmittelbar und unverzüglich vorzunehmen. Dabei sind 

gleichzeitig alle Beteiligten bzw. Betroffenen zu unterrichten. 

 

 

 

Ergebnis:        17 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:   Ja: x         Nein:       
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TOP 12 Akkreditierung von staatlichen Untersuchungseinrichtungen 
durch die DAkkS 

 

 

Beschluss 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) nimmt mit Sorge zur Kenntnis, 

dass die Zusammenarbeit der DAkkS mit den Bundesländern erheblich verbes-

serungsbedürftig ist. Das Vorsitzland wird gebeten, beim BMWi die zwingend 

notwendigen Verbesserungen einzufordern. 

 

2. Die VSMK bittet die LAV, bis zur Frühjahrssitzung 2012 ein Konzept für eine 

tragfähige Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Akkreditierung von Untersu-

chungseinrichtungen im Bereich der Lebensmittelüberwachung und des Veteri-

närwesens zu erarbeiten. 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 13 Nanotechnologie 

 

Beschluss 

 

1. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der Länder unter-

stützen den Beschluss der 76. Umweltministerkonferenz zu TOP 36/37 und bit-

ten gleichfalls die Bundesregierung, sich für ein nanospezifisches Produktregister 

auf EU-Ebene aktiv einzusetzen, um Informationen über die Eigenschaften von 

auf dem europäischen Markt angebotenen Waren zu bekommen. Dieses Regis-

ter sollte dabei sowohl unter dem Aspekt des Verbraucher- als auch (bei umwelt-

offenen Anwendungen) des vorsorgenden Umweltschutzes die hierfür relevanten 

Daten bereitstellen. 

 

2. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der Länder sind der 

Überzeugung, dass es notwendig ist, die Verbraucher über Produkte zu informie-

ren, die Nanoteilchen enthalten. Die VSMK unterstützt Aktivitäten für mehr Infor-

mation und Transparenz bezüglich Nanoprodukten, wie sie beispielsweise eine 

niederschwellig zugängliche Datenbank in einfacher Form bereitstellt. 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 

 

 

Protokollerklärung der A-Länder 

Ziel soll letztlich eine EU-einheitliche Kennzeichnungspflicht zum Zwecke einer größt-

möglichen Transparenz für die Verbraucherinnen und Verbraucher sein. 
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TOP 14 Sanktionierung der REACH-Verordnung bezogen auf Be-
darfsgegenstände 

 

Beschluss 

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz stellt fest, dass hinsichtlich der Sanktio-

nierung von Verstößen gegen das stoffbezogene nationale Bedarfsgegenstän-

derecht, die auch den sachlichen Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 

1907/2006 (REACH-Verordnung) betreffen, derzeit erhebliche Unsicherheit be-

steht. Zudem ist unklar, ob die Vorschriften der REACH-Verordnung und/oder 

das nationale Bedarfsgegenständerecht anzuwenden sind. 

 

2. Die Verbraucherschutzministerkonferenz hält es für dringend erforderlich, das 

Verhältnis zwischen den Vorschriften der REACH-Verordnung und dem stoffbe-

zogenen nationalen Bedarfsgegenständerecht unverzüglich klarzustellen und 

eindeutige rechtliche Voraussetzungen für eine Sanktionierung von Verstößen 

gegen das Bedarfsgegenständerecht, die auch den sachlichen Anwendungsbe-

reich der REACH-Verordnung betreffen, zu schaffen. 

 

3. Das BMELV wird gebeten, zu diesem Thema und den Aktivitäten der Bundesre-

gierung auf der nächsten Sitzung der LAV zu berichten.  

 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 15 Preisklarheit und Preiswahrheit  

 

Beschluss  

 

1. Die für den Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senato-

rinnen und Senatoren der Länder stellen fest, dass die derzeitigen rechtlichen 

Vorgaben für die Grundpreisangabe für die Verbraucherinnen und Verbraucher 

keine ausreichende Transparenz gewährleisten.  

 

2. Die für den Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senato-

rinnen und Senatoren der Länder stellen außerdem fest, dass zur Verbesserung 

der derzeitigen Situation Änderungen der Preisangabenverordnung nötig sind.  

 

3. Die für den Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senato-

rinnen und Senatoren der Länder bitten das Bundesministerium für Wirtschaft 

und Technologie, eine Änderung der Preisangabenverordnung (PAngV) in die 

Wege zu leiten. Folgende Punkte sollten dabei berücksichtigt werden: 

 

 Die Regelungen in der PAngV zur Schriftgröße sind zu konkretisieren, um ei-

ne Mindestschriftgröße zu erreichen, beispielsweise durch eine Bezugnahme 

auf die DIN 1450.  

 

 Das Verhältnis von Grundpreisangabe zur Angabe des Endpreises ist festzu-

schreiben. Als Richtwert für die Schriftgröße kann ein Verhältnis von mindes-

tens 1:2 gelten. Jedoch ist sicherzustellen, dass der Endpreis gegenüber dem 

Grundpreis hervorgehoben wird.  

 

 Die Bezugsgrößen für die Füllmengen sollen vereinheitlicht werden. Denkbar 

ist eine Streichung des § 2 Abs. 3 Satz 2 der PAngV oder eine Einschränkung 

der Wahlfreiheit für unterschiedliche Bezugsgrößen innerhalb einer Produkt-

gruppe. 
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 In der Preisangabenverordnung ist klarzustellen, dass bestehende Vorgaben 

in der Fertigpackungsverordnung für die Maßeinheiten der Füllmengen be-

stimmter Produktgruppen auch bei der Preisauszeichnung zu beachten sind. 

 

4. Die für den Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senato-

rinnen und Senatoren der Länder bitten das Vorsitzland, diesen Beschluss dem 

Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie sowie der Wirtschaftsminis-

terkonferenz zur Kenntnis zu geben. 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 

 

Seite 21 von 55



7. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

   
 

 Seite 1 von 1 

 

TOP 16 Verbraucherfreundliche Regeln bei der staatlich 
geförderten privaten Altersvorsorge 

 

Beschluss 

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz unterstützt das Ziel der 

Bundesregierung, mit der Einführung eines Produktinformationsblattes für 

zertifizierte Altersvorsorge- und Basisrentenverträge die Transparenz und 

Vergleichbarkeit von staatlich geförderten privaten Altersvorsorgeprodukten im 

Hinblick auf die Rendite, das Risiko und die Kosten zu erhöhen. 

 

2. Darüber hinaus bekräftigt die VSMK ihre bisher nicht umgesetzte Aufforderung 

an das BMELV die Einführung eines Basisprodukts für die staatlich geförderte 

private Altersvorsorge in Form eines Vorsorgekontos zu prüfen. 

 

3. Die Verbraucherschutzministerkonferenz fordert die Bundesregierung auf, zur 8. 

VSMK über die Prüfergebnisse zu berichten. 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 

 

 

Protokollerklärung der Länder Bayern, Hessen, Niedersachsen, Saarland, Sachsen, 

Schleswig-Holstein: 

Die Länder Bayern, Hessen, Niedersachsen, Saarland, Sachsen, Schleswig-Holstein 

stehen der Einführung eines Vorsorgekontos kritisch gegenüber und sehen aktuell 

keine Veranlassung einen solchen Systemwechsel in der privaten Altersvorsorge zu 

forcieren. 
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TOP 17 Verbrauchergerechte Zinsanpassung bei Krediten 

 

Beschluss 

 

1. Die für Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, Senatorinnen 

und Senatoren der Länder nehmen den Bericht des Bundes zur Kenntnis. Sie 

stellen dabei fest, dass der Bericht nur einen Teil der auf der 17. Sitzung der LAV 

unter TOP 26 erbetenen Informationen enthält. Insbesondere enthält der 

vorliegende Bericht keine konkreten Angaben zu den bisherigen Erkenntnissen 

und Maßnahmen der Bundesaufsichtsbehörden (Bundeskartellamt, 

Bundesanstalt für Finanzdienstleistungen) in Bezug auf das Verhalten der 

Kreditinstitute hinsichtlich ihrer Zinsgestaltung bei Überziehungskrediten für 

Verbraucher seit Juni 2010. 

 

2. Das BMELV wird gebeten, auf der 19. LAV im Frühjahr 2012 über die Ergebnisse 

der in Auftrag gegebenen Studie zum Zinsanpassungsverhalten der 

Kreditinstitute zu berichten und bei seinem Bericht ausdrücklich auf alle von der 

LAV (TOP 26 / 17. LAV) genannten Aspekte einzugehen und ein 

Handlungskonzept vorzulegen. 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 

 

Protokollerklärung der A-Länder 

Für den Fall, dass die Studie zu dem Ergebnis kommt, dass ein Bedarf für 

gesetzgeberische Maßnahmen nicht besteht, bittet die VSMK die Bundesregierung auf 

der 19. LAV im Frühjahr 2012 im Detail darzulegen, ob und wie auf Grund von 

geltendem Recht eine Verpflichtung zur verbrauchergerechten Zinsanpassung 

durchgesetzt werden kann.  
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TOP 18 Stärkung der Aufsicht im Bereich des finanziellen Verbrau-
cherschutzes 

 

Beschluss 

 

1. Die VSMK ist der Ansicht, dass mit der angekündigten Reform der nationalen Fi-

nanzmarktaufsicht insbesondere auch eine Stärkung der Aufsicht im Bereich des fi-

nanziellen Verbraucherschutzes verbunden sein muss. Sie spricht sich dafür aus, al-

le Überwachungsaufgaben im Bereich der Finanzdienstleistungen bei der BaFin zu 

konzentrieren und diese mit umfassenden Durchsetzungsbefugnissen auszustatten.  

 

2. Die VSMK hält zugleich eine verbesserte Zusammenarbeit der BaFin mit den 

Verbraucherzentralen für erforderlich. Schon jetzt nehmen die Verbraucherzentralen 

Aufgaben einer verbraucherbezogenen Marktbeobachtung wahr, die die Miss-

standsaufsicht der BaFin über den Finanzmarkt positiv unterstützen kann. Daher 

sollten sich in jedem Fall die Ergebnisse der Marktbeobachtung und der Marktanaly-

se durch die Verbraucherverbände verstärkt in der Aufsichtstätigkeit der BaFin nie-

derschlagen und die Zusammenarbeit gesetzlich gestärkt werden. 
 

3. Ein Zuwachs von Aufgaben im Bereich des finanziellen Verbraucherschutzes be-

dingt voraussichtlich eine höhere Finanzausstattung der in diesem Bereich tätigen 

Einrichtungen. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der 

Länder begrüßen es daher, dass die Bundesregierung mit den neuen Strukturen in 

der Finanzmarktaufsicht auch eine Neuordnung der Finanzierung auf den Prüfstand 

stellen wird. Die die BaFin im Bereich des finanziellen Verbraucherschutzes unter-

stützenden Verbraucherverbände und deren Dienstleistungen sind nach Auffassung 

der Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der Länder in diese 

Überlegungen mit einzubeziehen. 

 

 

 
 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 19 Finanzierung der Verbraucherarbeit 

 

 

Beschluss 

 

Die Verbraucherschutzministerkonferenz nimmt den Zwischenbericht der Länderar-

beitsgemeinschaft Verbraucherschutz zur Kenntnis. Die LAV wird gebeten, das The-

ma weiter zu bearbeiten und der VSMK bei Vorliegen konkreter Umsetzungsschritte 

erneut zu berichten. Die VSMK bekräftigt ihren Beschluss der 6. VSMK (TOP 31). 

 

  

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 20 Praxisgerechte Regelung zur Gewinn- und Vorteilsabschöp-
fung durch Verbände 

 

Beschluss 

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz begrüßt die Pläne des Bundeswirt-

schaftsministeriums, den Verbraucherverbänden bei der privaten Kartellrechts-

durchsetzung einen Unterlassungsanspruch und einen Anspruch auf Vorteilsab-

schöpfung für den Fall von Masse- und Streuschäden einzuräumen.  

 

2. Die Verbraucherschutzministerkonferenz hält jedoch für eine effektive und pra-

xisnahe Ausgestaltung der Gewinn- und Vorteilsabschöpfung nach § 10 UWG 

und § 34 a GWB weitergehende Verbesserungen für erforderlich und spricht sich 

insbesondere für folgende gesetzgeberische Maßnahmen aus: 

 

a. Zur Verringerung des Prozesskostenrisikos der klagenden Einrichtungen 

werden die abgeschöpften Erträge künftig nicht mehr an den Bundes-

haushalt, sondern an ein zu errichtetes Sondervermögen abgeführt, aus 

dem die Prozesskosten aller klagebefugten Einrichtungen teilweise getra-

gen werden. 

 

b. Die Anforderungen an den subjektiven Tatbestand werden in angemesse-

ner Weise verringert. Die Abschöpfungsansprüche greifen nicht nur bei 

vorsätzlichen Verstößen gegen das UWG bzw. das GWB, sondern auch 

bei grober Fahrlässigkeit der handelnden Personen. 

 

3. Die Verbraucherschutzministerkonferenz wiederholt daher ihre Bitte an die Bundes-

regierung, die gesetzlichen Grundlagen für die Gewinn- und Vorteilsabschöpfung 

nach § 10 UWG und § 34a GWB zu überarbeiten mit dem Ziel, die Instrumente pra-

xisgerechter auszugestalten und das Prozessrisiko der klageberechtigten Einrich-

tungen durch die Schaffung eines Sondervermögens zu reduzieren. 
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4. Darüber hinaus wird die Bundesregierung gebeten, zu prüfen, ob den klageberech-

tigten Einrichtungen die Bezifferung des abzuschöpfenden Gewinns bzw. Vorteils er-

leichtert werden kann, etwa durch die Einräumung effektiver Auskunftsrechte ge-

genüber den Kartellbehörden.  

 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 21 Schutz der Verbraucherinnen und Verbraucher vor unseriö-
sem Inkasso 

 

Beschluss  

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) sieht die Notwendigkeit, die 

Verantwortung der mit Inkassodienstleistungen beauftragten Unternehmen und 

Personen zu stärken, um Verbraucher wirkungsvoller als bisher vor unseriösen 

Geschäftsmodellen zu schützen.  

 

2. Die VSMK bittet daher die Bundesregierung und den Bundestag, die Forderung 

des Bundesrats vom 27. Mai 2011 (BR-Drs. 271/11) nach Einführung von Infor-

mationspflichten für Inkassodienstleister und Rechtsanwälte bei der Forderungs-

einziehung aus Fernabsatzverträgen zu unterstützen. Die damit verbundenen 

Änderungen des Rechtsdienstleistungsgesetzes und der Bundesrechtsanwalts-

ordnung sollen nach Auffassung der VSMK auch Eingang finden in die Gesetz-

gebung zum Schutz vor Internetkostenfallen. 

 

3. Gesetzgeberischer Handlungsbedarf besteht nach Meinung der VSMK außer-

dem angesichts der Praxis einzelner Inkassodienstleister, den Schuldnern über-

höhte Mahngebühren in Rechnung zu stellen und sich deren Durchsetzung über 

Schuldanerkenntnisse zu sichern, die in Ratenvereinbarungen versteckt sind. Die 

Bundesregierung wird aufgefordert, zeitnah Lösungsvorschläge vorzulegen.  

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0  

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: x 
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TOP 22 Abmahnungen wegen Nutzung von Internet-Tauschbörsen  

 

Beschluss 

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz setzt sich dafür ein, dass Verbrauche-

rinnen und Verbraucher wirksam vor überhöhten Forderungen bei Abmahnungen 

wegen Urheberrechtsverletzungen in Internet-Tauschbörsen geschützt werden. 

Sie sieht hier dringenden Handlungsbedarf und fordert die Schaffung eindeutiger 

Regelungen für Bagatellfälle die es Verbraucherinnen und Verbrauchern erlau-

ben, sich auf die gesetzliche Deckelung der Abmahnkosten gem. § 97a  

Abs. 2 Urheberrechtsgesetz zu berufen.  

 

2. Die Verbraucherschutzministerkonferenz begrüßt die Ankündigung der Bundes-

regierung, die zur Begrenzung von Abmahnkosten geschaffene Regelung in § 

97a Absatz 2 UrhG auf den Prüfstand zu stellen. Aus Sicht der Verbraucher-

schutzministerkonferenz bietet diese im Bereich der Internet-Tauschbörsen kei-

nen ausreichenden Schutz vor unangemessenen Abmahnkosten.  

 

3. Das BMELV wird gebeten, zu diesem Thema und den Aktivitäten der Bundesre-

gierung auf der nächsten Sitzung der LAV zu berichten.  

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: x 
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TOP 23 Datenschutz modernisieren und verbraucherfreundlich wei-
terentwickeln 

 

Beschluss 

 

1. Die VSMK sieht die Notwendigkeit, den Datenschutz grundsätzlich zu modernisie-

ren und verbraucherfreundlicher zu gestalten. Sie bittet daher die Bundesregie-

rung, sich sowohl auf nationaler Ebene als auch auf europäischer Ebene im Rah-

men der anstehenden Neuregelung des EU-Datenschutzrechts für eine Stärkung 

des Einwilligungsvorbehalts und der Widerspruchsrechte der Betroffenen gegen 

die Nutzung ihrer personenbezogenen Daten einzusetzen. Profilbildungen sollen 

grundsätzlich verboten werden. Sie sollen nur mit Einwilligung der oder des Betrof-

fenen zulässig sein. Insbesondere sollte dies durch eine zeitliche Begrenzung der 

Wirksamkeit von Einwilligungen und – auf nationaler Ebene – durch die Überarbei-

tung des „Listenprivilegs“ in § 28 Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) erfolgen.  

 

2. Die VSMK bittet die Bundesregierung, auf europäischer Ebene das „Privacy by 

Design“-Konzept zu unterstützen: die transparente, datensparsame, kontrollierba-

re und den Missbrauch vermeidende Technikgestaltung. Bereits bei der Entwick-

lung neuer Geräte, Programme und Anwendungen sind deren Auswirkungen auf 

den Schutz der Privatsphäre und den Datenschutz zu prüfen. 

 

3. Weiterhin wird die Bundesregierung gebeten, sich für eine Überarbeitung des so-

genannten „Safe-Harbor-Abkommens“ mit den USA und anderer entsprechender 

Abkommen zur Sicherstellung eines gleichwertigen weltweiten Datenschutzni-

veaus einzusetzen. Ziel muss es sein, sicherzustellen, dass die Unternehmen, die 

nicht in der EU ihren Sitz haben und die Daten deutscher Verbraucher im Inland 

erheben, verarbeiten oder nutzen, dem deutschem bzw. europäischem Daten-

schutzrecht vergleichbaren Anforderungen unterliegen. Insbesondere für neue 

Technologien und Anwendungen wie das sogenannte „Cloud-Computing“ ist dies 

sicherzustellen. 
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4. Die VSMK bittet die Bundesregierung zu prüfen, wie ein Verfallsdatum für Internet-

inhalte, die auf persönlichen Daten beruhen, rechtlich sichergestellt werden kann 

und sich auch auf europäischer Ebene hierfür einzusetzen. 

 

5. Die VSMK bittet die Bundesregierung im Rahmen der von ihr geförderten 

Verbraucherforschung, die Forschung in Sachen Chancen und Risiken im Netz zu 

intensivieren und hierbei Ideen, wie die des technischen Radiergummis für Daten 

im Internet, weiterzuverfolgen und in der Praxis zu testen. 

 

6. Die Bundesregierung wird gebeten, auf der nächsten VSMK über den Stand der 

Umsetzung des Beschlusses zu berichten und die Länder bei den aktuellen Ent-

wicklungen auf europäischer Ebene mit einzubeziehen. 

 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: x 
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TOP 24 Richtlinie über Rechte der Verbraucher 

 

 

Beschluss 

 

Die Verbraucherschutzministerkonferenz nimmt den Bericht der Länderarbeitsge-

meinschaft Verbraucherschutz zur Kenntnis. 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: x 
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TOP 25 Einführung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbrau-
cher und Unternehmen 

 
 
Beschluss 

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz nimmt den Bericht der Länderar-

beitsgemeinschaft Verbraucherschutz zur Kenntnis.  

 

2. Die Verbraucherschutzministerkonferenz fordert mit Blick auf den in Kürze zu 

erwartenden Vorschlag der EU-Kommission für ein fakultatives Europäisches 

Vertragsrecht („28. Rechtsordnung“), dass durch Transparenz ein echtes 

Wahlrecht der Verbraucherinnen und Verbraucher zwischen der Heimat-

rechtsordnung und dem europäischen Vertragsrecht geschaffen wird.  

 

3. Die Verbraucherschutzministerkonferenz wiederholt ihre Forderung nach ei-

nem hohen Verbraucherschutzniveau bei Ausgestaltung europäischer Ver-

tragsrechtsinstrumente, welche das derzeitige deutsche Niveau nicht unter-

schreiten sollten.  

 

4. Die Verbraucherschutzministerkonferenz spricht sich dafür aus, die Anwen-

dung eines fakultativen Europäischen Vertragsrechts auf grenzüberschreiten-

de Verträge zu begrenzen.  

 
 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: x 

 

Seite 33 von 55



7. Verbraucherschutzministerkonferenz (VSMK) 
am 16. September 2011 in Bremerhaven 

   
 
 

 Seite 1 von 1 

 

TOP 26 Verbraucherforschung  

 

 

Beschluss 

 

1. Die VSMK stellt fest, dass Verbraucherforschung in Deutschland interdiszplinär 

angelegt ist und in unterschiedlichen Wissenschaften durchgeführt wird. Es 

mangelt an Transparenz und Vernetzung der Forschungsaktivitäten. Dadurch 

wird eine bessere Nutzung für die Politik erschwert.  

 

2. Die VSMK bittet das BMELV bei der nächsten Sitzung der VSMK über den Stand 

des „Netzwerks Verbraucherforschung“ und den Stand des „Expertenpools“ so-

wie die Forschungsaktivitäten der Stiftungsprofessur „Rechtlicher Verbraucher-

schutz“ an der Universität Bayreuth zu berichten und Empfehlungen zur weiteren 

Entwicklung der Verbraucherforschung zu geben. 

 

3. Die VSMK bittet die LAV zur nächsten Sitzung der VSMK über die Aktivitäten in 

den Bundesländern im Bereich der Verbraucherforschung zu berichten.  

 

 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 27 Unterbrechung der Strom- und Gasversorgung bei schutz-
bedürftigen Personen 

 

Beschluss 

 

Der Beschluss wird wie folgt gefasst: 

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz nimmt den Bericht der Länderarbeits-

gemeinschaft Verbraucherschutz als Zwischenbericht zur Kenntnis.  

 

2. Die Verbraucherschutzministerkonferenz erinnert die Bundesregierung an ihre 

Bitte, diese möge prüfen, ob und wie die Empfehlungen aus dem Kurzgutachten 

für das BMELV zur Bewertung einer möglichen Veränderung der Stromtarifstruk-

tur für Haushaltskunden („Stromspartarif“) des Wuppertal Instituts für Klima, 

Umwelt und Energie GmbH und der ö-quadrat vom November 2008 umgesetzt 

werden können (Nummer 3 des Beschlusses der 5. VSMK).  

 

3. Die VSMK beauftragt die LAV zur 8. VSMK die Schlussfolgerungen der Bundes-

regierung selbst zu bewerten und darüber Bericht zu erstatten. 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 28 Mehr Transparenz für mit „Ökostrom“ gekennzeichnete 
Stromangebote 

 

 

 

 

Es wurde kein Beschluss gefasst. 
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TOP 29 Stärkung des Verbraucherschutzes im Energiebereich 

 

Beschluss  
 

1. Die VSMK stellt fest, dass die Bundesregierung den Empfehlungen des Bundes-

rats bei der Umsetzung des dritten EU-Binnenmarktpakets in das Energiewirt-

schaftsgesetz  (EnWG) nicht gefolgt ist. Damit wurde die Chance versäumt, den 

Wettbewerb und den Verbraucherschutz im Energiesektor signifikant zu stärken. 

 

2. Die VSMK fordert das Bundeswirtschaftsministerium auf, gemäß § 111b EnWG 

bis spätestens zum 01. Januar 2012 eine anbieterunabhängige Schlichtungsstel-

le anzuerkennen oder die Bundesnetzagentur mit der Einrichtung einer Schlich-

tungsstelle zu beauftragen. Synergien können durch die Vernetzung mit dem be-

reits bei der Behörde vorhandenen Verbraucherservice Energie und den Schlich-

tungsstellen (Telekommunikation, Postwesen) genutzt werden. 

 

3. Mit den im EnWG §20a vorgesehenen Regelungen soll der Lieferantenwechsel 

beschleunigt werden. Die VSMK bittet das Bundeswirtschaftsministerium, dafür 

Sorge zu tragen, dass die von der EU vorgegebene verkürzte Wechselfrist von 

3 Wochen durch geeignete regulatorische Maßnahmen umgesetzt und von der 

Bundesnetzagentur im Interesse des Verbraucherschutzes auch restriktiv über-

wacht werden.  

 

4. Die VSMK stellt fest, dass der anbieterseitige Wettbewerb insbesondere auf der 

Verteilnetzebene weiter behindert wird. Für eine diskriminierungsfreie Kalkulation 

der Endkundenpreise durch die Wettbewerber müssen die Regulierungsbehör-

den sicherstellen, dass spätestens am 15. Oktober die Netzentgelte für das Fol-

gejahr veröffentlicht werden und damit allen Lieferanten zugänglich sind.  
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Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 

 

 

 

Protokollerklärung der Länder Hessen, Sachsen, Schleswig-Holstein : 

Die Länder Hessen, Sachsen und Schleswig-Holstein gehen davon aus, dass sich die 

Forderungen an die Bundesregierung auf Grund der Umsetzung des EnWG zeitnah 

erledigt haben. 
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TOP 30 Erhöhung der Energieeffizienz in den privaten Haushalten - 
Transparenz und Information verbessern, neue Anreize 
schaffen 

 

 

Beschluss 

 

1. Die VSMK setzt sich für mehr Transparenz beim Stromverbrauch der privaten 

Haushalte ein und sieht in regelmäßigen unterjährigen Verbrauchsnachweisen 

oder Abrechnungen, in den intelligenten Zählersystemen sowie in der 

Energieverbrauchskennzeichnung für Geräte und Produkte geeignete 

Lösungsansätze zur Steigerung der Energieeffizienz der privaten Haushalte.  

Die VSMK geht davon aus, dass Monatsrechnungen künftig ohne wesentliche 

Mehrkosten als Alternative zur Jahresrechnung angeboten werden. 

2. Die VSMK begrüßt die Einführung intelligenter Zählersysteme, die den 

Verbrauchern helfen, mit einer entsprechenden Software zeitnah das 

Verbrauchsverhalten darzustellen und analysieren zu können. Die VSMK fordert 

die Energieversorgungsunternehmen auf, variable Spartarife anzubieten. Dabei 

sind nur die für die Abrechnung und für den Netzbetrieb notwendigen Daten zu 

erfassen. Die Grundsätze der Datensparsamkeit, der Transparenz und der 

Freiwilligkeit sind zu beachten. 

3. Die VSMK bittet das BMELV, gegenüber BMU und BMWi sicherzustellen, dass 

künftig in den Gremien auf Bundes- und europäischer Ebene, die sich mit der 

Umsetzung der Energieverbrauchskennzeichnung befassen, die 

Verbraucherinteressen frühzeitig und in geeigneter Weise berücksichtigt 

werden.  

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 31 Klimaschutz im Sinne der Verbraucherinnen und 

Verbraucher
 

Beschluss 

 

1. Die VSMK fordert die Bundesregierung auf, im Rahmen der nationalen 

Klimaschutzinitiative verstärkt auch verbraucherbezogene 

Klimaschutzkampagnen im Sinne der Stärkung der Verbraucherkompetenz und  

–aufklärung durchzuführen oder zu fördern. Die Verbraucherverbände und die 

Verbraucherzentralen der Länder sind die wichtigsten Akteure, um den 

Verbraucherinnen und Verbrauchern die Möglichkeiten und die Notwendigkeit 

eines geänderten Konsumverhaltens im Interesse des Klimaschutzes näher zu 

bringen und sie entsprechend zu informieren und zu beraten. 

 

Deshalb bittet die VSMK die Bundesregierung die Verbraucherberatung im 

Bereich der Energieeffizienz deutlich auszubauen und in diesem 

Zusammenhang auch Anträge und Ideen der Verbraucherzentralen im Rahmen 

der nationalen Klimaschutzinitiative (insbes. aus dem Programmteil 

Energieeffizienzfonds) einzubeziehen. Da die Verbraucherzentralen schon 

aufgrund bestehender haushaltsrechtlicher Bestimmungen nicht in der Lage 

sind, eigene Einnahmen außerhalb der institutionellen Förderung zu erzielen, 

wird die Bundesregierung gebeten, den Anteil der Eigenmittel bei diesen 

Projekten außerordentlich niedrig anzusetzen oder sogar ganz darauf zu 

verzichten. 

 

2. Konzertiertes Handeln erfordert einen regelmäßigen Austausch zwischen den 

zuständigen Ministerinnen und Ministern sowie Senatorinnen und Senatoren aller 

betroffenen Ressorts (Verbraucherschutz, Verkehr, Umwelt, Wirtschaft und 

Forschung) des Bundes und der Länder. Dies soll im Dialog zwischen Bund und 

Ländern anlassbezogen erfolgen. 

 

3. Das Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit (BMU) 

wird gebeten, repräsentative Expertenpanels einzurichten, welche die 
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wesentlichen Kriterien für die methodische Standardisierung und 

Standardberechnung des Klimaeffekts in den Bereichen Wohnen, Lebensmittel, 

Geräte und Mobilität entwickeln und festlegen; der Schwerpunkt ist dabei auf die 

CO2-Emissionen zu legen, ausländische Erfahrungen sind einzubeziehen. 

 

4. Die Bundesregierung wird gebeten, sich dafür einzusetzen, dass in allen 

Bereichen des Konsums Standards, sowohl bei der Kennzeichnung als auch bei 

Berechnungen und Messungen, geschaffen werden. Insbesondere die Vielzahl 

an Informationen für die Verbraucher soll unterscheidbar werden und klar zu 

erkennen sein, auch um Wettbewerbsgerechtigkeit herzustellen. Weiterhin wird 

die Bundesregierung gebeten, sich dafür einzusetzen, dass in der Ökodesign-

Richtlinie zukünftig für energieverbrauchende Produkte ambitionierte und 

dynamische Vorgaben für den Energieverbrauch gemacht werden.   

 

5. Die VSMK hält einen Meinungsaustausch mit den zuständigen Fachressorts in 

Bezug auf folgende Punkte für erforderlich: 

 

a. Wie können Mängel bei der Umsetzung gesetzlich vorgeschriebener 

Kennzeichnungen behoben werden? 

b. Wie kann die Kontrolle dieser Kennzeichnungen trotz geringer Finanz- und 

Personalmittel bewältigt werden? 

c. Welche Standards müssen bei solchen Kontrollverfahren gesetzt werden? 

 

6. Die Aktivitäten der Bundesregierung in Bezug auf die 

Gesetzesfolgenabschätzung für die Verbraucher bereits im 

Gesetzgebungsverfahren (§ 44 (4) Nr. 2 GGO der Bundesministerien) werden 

ausdrücklich begrüßt. Die Verbraucherschutzministerien der Länder und des 

Bundes sollten deshalb rechtzeitig in Gesetzgebungsverfahren einbezogen und 

auch bei geplanten Verordnungen konsultiert werden. 
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7. Die Bundes- und Landesregierungen werden aufgefordert, sich dafür 

einzusetzen, dass im Rahmen des Vergaberechts die Verfahren bei der 

Ausschreibung im Sinne von Vorgaben zur Steigerung der Energieeffizienz 

angepasst werden, um die Steuerungsmöglichkeiten im Sinne der Nachhaltigkeit 

soweit wie möglich auszuschöpfen. 

 

Folgende Detail-Empfehlungen sollten berücksichtigt werden: 

 

I – Themenfeld Wohnen 

 

8. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Verbraucherschutzministerien der 

Länder und des Bundes frühzeitig in die Überarbeitung und Neufassung der 

Energieeinsparverordnung 2012 (EnEV 2012) einzubeziehen. Die bei der 

Überarbeitung aus Sicht des Verbraucherschutzes zu berücksichtigenden Punkte 

sind im Abschlussbericht der LAV-Projektgruppe "Klima und Verbraucherschutz" 

aufgezeigt. 

 

9. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die bestehenden Förderprogramme in 

ausreichendem Umfang finanziell auszustatten. 

 

II – Themenfeld Lebensmittel 

 

10. Bezogen auf die Kennzeichnung der Klimarelevanz von Lebensmitteln wird auf 

den Abschlussbericht der LAV-Projektgruppe „Klima und Verbraucherschutz“ 

verwiesen. 

 

III – Themenfeld Geräte 

 

11. Die Energieverbrauchskennzeichnung ist für die Verbraucher eine wichtige 

Entscheidungsgrundlage für den Gerätekauf. Es ist notwendig, die Verbraucher 

über das 2010 geänderte "EU-Label" zu informieren. Die Bundesregierung wird 

aufgefordert, gemeinsam mit den Verbraucherverbänden, der Deutschen 

Energieagentur und den Ländern ein Konzept für eine Informationskampagne zu 

entwickeln und umzusetzen. 
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12. Bei der Weiterentwicklung der Energieverbrauchskennzeichnung sind die 

Verbraucherinteressen angemessen zu berücksichtigen. Die zuständigen 

Bundesministerien (Bundesumwelt- und Bundeswirtschaftsministerium), die in 

den maßgeblichen EU-Gremien vertreten sind, werden aufgefordert, die 

Verbraucherministerien der Länder und des Bundes regelmäßig und frühzeitig 

über die Ausweitung der Durchführungsbestimmungen zur 

Energieverbrauchskennzeichnung auf weitere Produktgruppen zu informieren 

und diese zu konsultieren. Die Bundesregierung wird gebeten, eine Mitwirkung 

der Verbraucherministerien der Länder und des Bundes im nationalen "EuP-

Netzwerk" zu ermöglichen. 

 

13. Es ist von zentraler Bedeutung, die Verbraucherbelange auch bei der Umsetzung 

des Energiekonzepts der Bundesregierung und den anstehenden 

Gesetzesinitiativen, wie der Novelle des Energiewirtschaftsrechts, der 

Novellierung des Energiebetriebene-Produkte-Gesetzes (EBPG), des 

Energieverbrauchskennzeichnungsgesetzes (EnVKG) sowie bei der Umsetzung 

der Förderprogramme des Sondervermögens „Energie- und Klimafonds“ zu 

berücksichtigen. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die 

Verbraucherschutzministerien der Länder und des Bundes frühzeitig in die 

Gesetzgebungsverfahren einzubeziehen und auch bei geplanten Verordnungen 

rechtzeitig vorab zu konsultieren. 

 

IV – Themenfeld Mobilität 

 

14. Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Fluggesellschaften zu verpflichten, 

beim Buchen eines Fluges die Klimaauswirkungen der Nutzung des 

Verkehrsmittels Flugzeug, z. B. durch Angabe der resultierenden 

Treibhausgasemissionen auch im Vergleich zu alternativen Verkehrsmitteln  für 

die Verbraucherinnen und Verbraucher verständlich zu deklarieren. 

 

15. Bei der Pkw- Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung sollte zukünftig 

anstelle der Fahrzeugmasse eine geeignetere Bezugsgröße gewählt werden. 

Auch der Energieverbrauch der Nebenaggregate soll in die 

Kennzeichnungspflicht einbezogen werden. Der durchschnittliche 
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Kraftstoffverbrauch ist mit der Realität angepassten, standardisierten Verfahren 

zu ermitteln.  

 

16. Die verbindliche und einheitliche Kennzeichnung von Autoreifen in Bezug auf die 

Energierelevanz sollte weiter vorangebracht werden. 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 

 

 

Protokollerklärung der A-Länder: 

Die Bundesregierung wird gebeten, unter Heranziehung des zum 1. Januar 2011 

eingerichteten Sondervermögens des Bundes „Energie- und Klimafonds“ auch für die  

Verbraucher Anreizsysteme zu erschließen, z. B. für klimaschützende Maßnahmen in 

privaten Haushalten. Auf den Beschluss der 4. VSMK 2008 (TOP 23) bezüglich eines 

Deutschen Energiefonds wird verwiesen. 

 

Das Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz (EnVKG) ist auf Gebrauchtwagen zu 

erweitern. Alle so gekennzeichneten Autos müssen bei einem gewerblichen 

Wiederverkauf gekennzeichnet bleiben. 
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TOP 32 Nationaler Aktionsplan „IN FORM“ / Vernetzungsstellen 
Schulverpflegung verstetigen 

 

Beschluss 

 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz unterstützt weiterhin die Umsetzung 

des Nationalen Aktionsplans IN FORM. 

 

2. Die Verbraucherschutzministerkonferenz hält es für geboten, effektive IN 

FORM Maßnahmen zu verstetigen. Dies gilt in besonderem Maße für die bun-

desweit erfolgreich in allen Ländern eingeführten Vernetzungsstellen Schulver-

pflegung, bei der die Mitfinanzierung des Bundes nur für die 5jährige Projekt-

laufzeit (bis zum Jahre 2013, tlw. 2014) gesichert ist. Die Länder können dieses 

im gemeinsamen Interesse von Bund und Ländern liegende Projektziel einer 

gesundheitsförderlichen Verpflegung und Ernährungsbildung nur dann weiter-

verfolgen, wenn sich auch künftig der Bund angemessen finanziell daran betei-

ligt. Die Ministerinnen und Minister, Senatorinnen und Senatoren der Länder 

bitten das BMELV, zu prüfen, inwieweit die Vernetzungsstellen Schulverpfle-

gung in den Ländern über die Projektlaufzeit hinaus durch eine fortlaufende 

Mitfinanzierung des Bundes gesichert werden können. 

 

3. Aus Sicht der Verbraucherschutzministerkonferenz sollten bei IN FORM insge-

samt  Maßnahmen der Verhältnisprävention verstärkt vorangetrieben werden, 

z. B. hinsichtlich einer Beschränkung von Werbung für Kinderlebensmittel bei 

Kindern unter 12 Jahren.  

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 34 Termin der Amtschef- und Verbraucherschutz-
ministerkonferenz 2012 in Hamburg 

 

 

Beschluss 

Die VSMK nimmt die Informationen durch das künftige Vorsitzland HH zur 4. ACK / 8. 

VSMK zur Kenntnis.  

 

Die 4. ACK / 8. VSMK findet vom 12. – 14.09.2012 in Hamburg statt, sofern es auf 

Grund einer neuen Geschäftsordnung keine Trennung der beiden Sitzungen gibt. Am 

09.05.2012 findet die EU-Veranstaltung statt. Verbändegespräche sind ebenfalls vorge-

sehen. Die LAV- Sitzungen sind für 2012 im April und November vorgesehen. 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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TOP 35 Termin der Amtschef- und Verbraucherschutzminister-
konferenz 2013 

 

 

Beschluss 

 

Die Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz nimmt folgenden Termin der 

Amtschef- und Verbraucherschutzministerkonferenz für das Jahr 2013 zustimmend zur 

Kenntnis: 

 

15. bis 17. Mai 2013 in Bad Nauheim. 

 

 

 

 

 

Ergebnis:        16 : 0 : 0 

Der Bund hat an der Beschlussfassung mitgewirkt:  Ja:       Nein: X 
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Anlagen

zum Ergebnisprotokoll der 

7. VerbraucherSchutzMinisterKonferenz 

am 16. September 2011

in Bremerhaven 

Die Senatorin für Bildung, Wissenschaft und Gesundheit 

Der Senator für Wirtschaft, Arbeit und Häfen 



        Anlage 1 zu TOP 8 / 7.VSMK 

Beschluss zu TOP 6 "14-Punkte Aktionsplan vom 18.01.2011 - Folgerungen und 

Maßnahmen aus dem Aktionsplan der Länder und des Bundes "Unbedenkliche Fut-

termittel, sichere Lebensmittel, Transparenz für den Verbraucher"" 

zu Ziffer 7 des Aktionsplans: Rückverfolgbarkeit absichern

Unter der Überschrift "Überwachungssystem verbessern" ist als Ziffer 7 des Aktionsplans 

festgehalten "Rückverfolgbarkeit absichern". Dieser Punkt richtet sich an Bund und Länder, 

die Schwachstellen bei der Rückverfolgbarkeit von belasteten Lebensmitteln und Futtermit-

teln analysieren und bei Bedarf spezielle Rechtsvorschriften zur Kennzeichnung und Rück-

verfolgbarkeit ergänzen sollen. Insbesondere soll im Rahmen von Betriebskontrollen ver-

stärkt geprüft werden, ob Betriebe zeitnah ihren Warenein- und Warenausgang belegen 

können.

Die Verpflichtung zur Sicherung der Rückverfolgbarkeit ist in den Verordnungen (EG) Nr. 

178/2002 und 183/2005 verankert. Um sowohl den im Futtermittelsektor tätigen Unterneh-

men als auch den für die amtliche Futtermittelkontrolle zuständigen Behörden den Umgang 

mit dem Begriff "Rückverfolgbarkeit" zu erleichtern, wurde dazu durch die Bund-Länder-

Arbeitsgruppe Futtermittelhygiene ein Leitfaden entwickelt. Der Leitfaden zur Rückverfolg-

barkeit im Futtermittelsektor vom 02.04.2008 soll zur Orientierung bei der Sicherstellung 

und Kontrolle der Rückverfolgbarkeit von Futtermitteln dienen. 

1. Bericht der AFU: 

Die AFU hat, Bezug nehmend auf den Arbeitsauftrag der LAV beschlossen, die genannte 

Bund-Länder-Arbeitsgruppe mit einer Überprüfung der derzeitigen Regelungen zur Rück-

verfolgbarkeit zu beauftragen. Die Arbeitsgruppe hat auf ihrer Sitzung am 06./07.06.2011 

unter TOP 1 diesen Auftrag abgearbeitet. Die zuständigen Behörden in Niedersachsen und 

Nordrhein-Westfalen berichteten, dass die im Rahmen des Dioxingeschehens von den be-

troffenen Betrieben gemeldeten Daten in unterschiedlicher Qualität und unterschiedlichen 

Formaten übermittelt wurden. Dies hat bei der Verwendung der Daten in den Behörden zu 

Problemen und zeitlichen Verzögerungen geführt. In Zusammenarbeit mit der Wirtschaft 

war daraufhin ein einheitliches Format erstellt worden, das durch die Firmen verwendet 

wurde.

Eine Rechtsgrundlage für die Vorgabe eines einheitlichen Formats und für eine Meldung 

auf elektronischem Wege besteht nach Ansicht der Arbeitsgruppe nicht. Eine entsprechen-
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de Änderung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches sei nicht möglich, da hierfür 

die Rechtsgrundlage im Europäischen Recht fehlt. 

Ergänzend stellt die Arbeitsgruppe fest, dass nach Artikel 5 Absatz 2 der Verordnung (EG) 

Nr. 767/2009 die für die Futtermittelkennzeichnung verantwortliche Person der zuständigen 

Behörde alle Informationen über die Zusammensetzung, einschließlich der exakten Ge-

wichtsprozentsätze der in Mischfuttermittel verwendeten Einzelfuttermittel zur Verfügung 

stellen muss. In den Leitfaden soll ein Hinweis auf diesen Artikel aufgenommen werden. 

Nach dem Entwurf des Protokolls zur Arbeitsgruppensitzung wird das BMELV Vertreter der 

Wirtschaft (u. a. des DVT, des DRV) und den AFU-Vorsitzenden zu einem Gespräch einla-

den. Ziel ist es, eine bundesweite Lösung anzustreben, damit ein einheitliches Format und 

eine abgestimmte Form der Übermittlung von Meldungen Anwendung findet. 

2. Bericht der ALB: 

In Absprache zwischen ALB und AFU wird ergänzend für den Bereich der Lebensmittel-

überwachung berichtet. 

Für die Analyse der Schwachstellen in Bezug auf die Einhaltung der Rückverfolgbarkeit im 

Lebensmittelbereich wurden die ALB-Mitglieder im Rahmen eines Umlaufverfahrens um 

Rückmeldung gebeten, ob und welche Punkte ihrerseits als Schwachstellen angesehen 

werden.

Im Ergebnis der Auswertung der Rückmeldungen kann festgestellt werden, dass hinsicht-

lich TOP 6, Nr. 2, 3. Pfeil der 17. LAV aus Sicht der Lebensmittelüberwachung keine 

Schwachstellen in Bezug auf die Einhaltung der Rückverfolgbarkeit im Lebensmittelbereich 

im Zusammenhang mit dem Aktionsplan der Länder und des Bundes bestehen. 



        Anlage 2 zu TOP 8 / 7.VSMK 

Beschluss zu TOP 6 und TOP 7 "14-Punkte Aktionsplan vom 18.01.2011 - Folgerun-

gen und Maßnahmen aus dem Aktionsplan der Länder und des Bundes "Unbedenk-

liche Futtermittel, sichere Lebensmittel, Transparenz für den Verbraucher"" 

zu Ziffer 8 des Aktionsplans: Verbesserung eines ländereinheitlichen Modells zur risikoori-

entierten Futtermittelkontrolle

Die LAV hat in ihrem Beschluss in der 17. Sitzung am 04./05. April 2011 die LAV-AG AFU 

gebeten, eine zeitnahe Überarbeitung und Ergänzung des Rahmenplans der Kontrollaktivi-

täten 2012 unter Beteiligung der LAV-Arbeitsgruppen ALB und AFFL vorzunehmen. Die 

Ergänzung sollte insbesondere eine Ausrichtung des Rahmenplans am Risiko der Produk-

te, an der Qualität der Verarbeitung und am Risiko für die Lebensmittelkette beinhalten. 

Dabei sollte zunächst eine Angleichung an die für die Lebensmittelüberwachung bereits 

eingeführte Risikoorientierung erreicht werden. 

In einem zweiten Schritt ist unter Beteiligung der LAV-Arbeitsgruppen ALB und AFFL un-

mittelbar anschließend eine Integration in die AVV RÜb bereits für den Rahmenkontrollplan 

2013 geplant. 

Zur Umsetzung dieses Beschlusses wurde wie folgt verfahren: Eine Bund-Länder-

Arbeitsgruppe unter der Leitung des BVL hat in drei Sitzungen ein Kontrollprogramm Fut-

termittel 2012 - 2016 erarbeitet. Die erste Sitzung fand am 06./07.04.2011 statt, ab der 

zweiten Sitzung waren die LAV-Arbeitsgruppen ALB und AFFL als Gast in der Arbeits-

gruppe vertreten. Die LAV-Arbeitsgruppe AFU hat in ihrer Sitzung am 25./26.07.2011 dem 

Entwurf des Kontrollprogramms fachlich zugestimmt und letzte Änderungswünsche vorge-

tragen. Die abschließende Zustimmung erfolgte in schriftlicher Form. Die Überarbeitung 

und Ergänzung des Rahmenplans der Kontrollaktivitäten ist mit der Erstellung des Kon-

trollprogramms 2012 - 2016, das auch eine bundeseinheitliche Risikobeurteilung umfasst, 

abgeschlossen. Damit ist der erste Teil des o. g. LAV-Beschlusses umgesetzt. 

Nach einem Beschluss der LAV-Arbeitsgruppe AFU (Sitzung April 2010) war der Rahmen-

plan der Kontrollaktivitäten 2006 - 2011 durch die zuständige Bund-Länder-Arbeitsgruppe

zu überarbeiten. Insbesondere der Risikobeurteilung und der Gewichtung der Betriebsprü-

fung sollte dabei besondere Beachtung geschenkt werden. Der aus der Dioxinkrise resul-

tierende Beschluss der LAV hat die zeitnahe Umsetzung unterstützt. Der Rahmenplan 

wurde in überarbeiteter Form in den Kontrollplan Futtermittel 2012 - 2016 überführt und soll 

ab dem Kontrolljahr 2012 in allen Ländern gelten. Die weitere Anpassung und Integration 

in die AVV RÜb wird unmittelbar erfolgen. 
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Das Kontrollprogramm Futtermittel für die Jahre 2012 bis 2016 beschreibt die Ziele und 

Maßnahmen, die Art der amtlichen Kontrollen sowie die Prüftiefe und den Prüfumfang. Im 

Kapitel "Ziele und Maßnahmen" werden unter Verwendung der in der Verordnung (EG) Nr. 

882/2004 vorgegebenen Begriffe die vielfältigen Aspekte der Kontrolle hervorgehoben. Die 

"Amtliche Kontrolle" wird unterschieden nach "Inspektionen und Verifizierung" und "Wa-

renuntersuchung". Dabei werden die möglichen Inhalte einer Kontrolle unter Berücksichti-

gung der betrieblichen Risiken konkretisiert. 

Ein zentraler Bestandteil des Kontrollprogramms Futtermittel ist die Risikobeurteilung. Sie 

dient dazu, die zu kontrollierenden Betriebe in Risikokategorien einzustufen und die Kon-

trollhäufigkeit zu ermitteln. In die Risikobeurteilung fließen in Abhängigkeit vom Kenntnis-

stand der zuständigen Behörde zahlreiche Beurteilungsmerkmale ein, die durch die Kon-

trollbehörden im Rahmen der Inspektion überprüft werden. Sie sind als Mindestanforde-

rungen der bundesweit einheitlichen Risikobeurteilung anzusehen. Zur Durchführung der 

Risikobeurteilung kann das dem Kontrollprogramm als Anlage 1 beigefügte Beispielmodell 

der Risikobeurteilung in Form einer Verfahrensanweisung für eine risikoorientierte Beurtei-

lung angewendet werden. 

Unter "Material und Methoden" wird die Ermittlung der Proben- und Analysezahlen be-

schrieben. Die LAV-AG AFU hat entschieden, die Zahl der Proben gegenüber 2009 um ca. 

15 % zu reduzieren, die Zahl der Untersuchungen dabei weitgehend konstant zu halten 

und zur Intensivierung der Kontrollen den Inspektionen und Beobachtungen in den Betrie-

ben eine stärkere Bedeutung beizumessen. Das bedeutet für die Behörden der Länder ei-

nen erhöhten personellen Aufwand, der durch die Reduzierung der Probenentnahmen al-

lein nicht aufzufangen ist. Die Berechnung der Aufteilung der je Parameter und Futtermit-

telkategorie durch die einzelnen Länder durchzuführenden Analysen erfolgt je nach Fut-

termittelart auf der Basis verfügbarer statistischer Zahlen. 

In den Anlagen 2 -17 des Kontrollprogramms wird die Verteilung der Proben- bzw. Analy-

senzahlen auf die Länder dokumentiert. 

Nach dem Bericht an die LAV und der Information der VSMK über den Stand der Erledi-

gung wird das Kontrollprogramm Futtermittel 2012 - 2016 als Ergebnis der Bund-Länder-

Arbeitsgruppe durch das BVL dem BMELV zur Vorbereitung der Verabschiedung auf Mi-

nisterebene (Herbstsitzung der AMK) vorgelegt. 



  Anlage 3 zu TOP 8 / 7.VSMK 

Kontrollprogramm

Futtermittel

für die Jahre 2012 bis 2016 

(Entwurf Stand: 22. August 2011) 
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1. Einleitung 

Die Amtschefs der Länder hatten das damalige Bundesministerium für Verbraucher-

schutz, Ernährung und Landwirtschaft (BMVEL) in ihrem Beschluss vom 17. Januar 2001 

gebeten, zur Gewährleistung einer einheitlichen Überwachungstätigkeit in 

Übereinstimmung mit dem koordinierten Kontrollprogramm der EU gemäß Artikel 22 der 

Richtlinie 95/53/EG erstmalig ein nationales, ziel- und risikoorientiertes Kontrollprogramm 

(NKP) auszuarbeiten, das durch die Länder durchgeführt wird. Dieses Kontrollprogramm 

aus 2001 wurde seither unter Beteiligung der Länder, des Bundesministeriums für Ernäh-

rung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz (BMELV), des Bundesamtes für Verbrau-

cherschutz und Lebensmittelsicherheit (BVL) und des Bundesinstitutes für Risikobewer-

tung (BfR) und unter Einbindung des Verbandes Deutscher Landwirtschaftlicher Untersu-

chungs- und Forschungsanstalten (VDLUFA) jährlich unter Berücksichtigung der Kontroll-

ergebnisse der Vorjahre, der konkreten Bedingungen einzelner Länder, der Empfehlun-

gen der EU sowie aktueller Problemstellungen im Futtermittelsektor fortgeschrieben. 

In der Gemeinsamen Erklärung der Sonderkonferenz der VSMK und AMK vom 18. Januar 

2011 in Berlin „Unbedenkliche Futtermittel, sichere Lebensmittel, Transparenz für den 

Verbraucher“ (14 Punkte-Aktionsplan) haben die Ministerinnen/Minister und Senatorin-

nen/Senatoren unter Punkt 8 beschlossen: „Der Rahmenplan zur Futtermittelüberwa-

chung muss stärker am Risiko der Produkte und der Qualität der Verarbeitung ausgerich-

tet werden. Dabei ist eine Angleichung an die für die Lebensmittelüberwachung bereits 

eingeführte Risikoorientierung und eine Integration in die AVV Rahmen-Überwachung 

zielführend. Die Intensität der amtlichen Kontrollen der Betriebe muss erhöht werden, die 

Ergebnisse werden veröffentlicht.“ 

Unter Punkt 3 des 10-Punkte-Aktionsplanes „Sicherheit und Transparenz“ der Bundesmi-

nisterin für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz vom 14.01.2011 heißt es. 

„Es sind die Futtermittelunternehmer, die in allererster Linie dafür verantwortlich sind, 

dass die von ihnen produzierten und vertriebenen Futtermittel und damit auch die Le-

bensmittel, die von Tieren stammen, die mit diesen Futtermitteln gefüttert worden sind, 

sicher sind. Aufgabe der zuständigen Überwachungsbehörden ist es dabei, zu über-

wachen und zu überprüfen, ob die Futtermittelunternehmer die rechtlichen Vorga-

ben einhalten.“ 

Das vorliegende Kontrollprogramm Futtermittel ist als Bestandteil des Mehrjährigen Nati-

onalen Kontrollplans (MNKP) unter dem Stichwort "Futtermittelüberwachung" genannt und 

beschrieben. Damit wird der Forderung gemäß Artikel 41 der Verordnung (EG) Nr. 
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882/2004 des Europäischen Parlamentes und des Rates vom 29. April 2004 über amtli-

che Kontrollen zur Überprüfung der Einhaltung des Lebensmittel- und Futtermittelrechts 

sowie der Bestimmungen über Tiergesundheit und Tierschutz (Abl. EU Nr. L 191 S. 1 vom 

28.05.2004), wonach jeder Mitgliedstaat einen solchen Kontrollplan erstellen soll, Rech-

nung getragen.

2. Umfang des Kontrollprogramms 

Das Kontrollprogramm beschreibt ergänzend zu den sonstigen Ausführungen im MNKP 

die Orientierung für die Kontrollaktivitäten im Futtermittelsektor in den Jahren 2012 bis 

2016. Mehrjährige Kontrollpläne verbessern zudem die Planungssicherheit der Länder. 

Die von der Kommission vorgeschlagene Statuserhebung zu Dioxinen/PCB wird im 

Rahmen dieses Kontrollprogramms fortgeführt (Anlage 18). 

Darüber hinaus ist vorgesehen, im Rahmen des Zoonosenmonitorings in der Lebensmit-

telkette, eine Statuserhebung zu Salmonellen in Rapssaat und Rapspresskuchen 

durchzuführen (Anlage 19). 

Vor dem Hintergrund, dass zukünftig anstelle eines Höchstgehaltes an Mutterkorn 

Höchstgehalte an Ergotalkaloiden festgelegt werden sollen, beinhaltet dieses Kontrollpro-

gramm auch eine Statuserhebung zu den Ergotalkaloiden Ergocristin, Ergotamin, Er-

gocryptin, Ergometrin, Ergosin und Ergoconin (Anlage 20). Gleichzeitig sind die gezoge-

nen Proben auch auf den Mutterkornanteil zu untersuchen. Diese Statuserhebung wird 

vorerst in den Jahren 2012 und 2013 durchgeführt. 

Schließlich sollen mit diesem Kontrollprogramm ebenfalls die Verpflichtungen der Länder 

zur Kontrolle nach der Verordnung (EG) Nr. 73/2009 bei Direktzahlungsempfängern im 

Bereich des Futtermittelrechts (Cross Compliance) abgedeckt werden. 

Die Überwachung des Herstellens, Behandelns, Verwendens, Transportierens und Inver-

kehrbringens von Futtermitteln im Zusammenhang mit gentechnisch veränderten Orga-

nismen nach der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 des Europäischen Parlamentes und 

des Rates vom 22.09.2003 über genetisch veränderte Lebensmittel und Futtermittel 

(Abl. Nr. L 268 S.1 vom 18.10.2003) in Verbindung mit dem EG-Gentechnik-

Durchführungsgesetz (BGBl I 2004, S. 1244) und unter Berücksichtigung der Regelungen 

zur Kennzeichnung und zur Rückverfolgbarkeit nach den Artikeln 4 und 5 der Verordnung 

(EG) Nr. 1830/2003 erfolgt durch Probenahmen sowie Kontrollen in den Futtermittelunter-

nehmen.
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Ziel der Kontrollen von nicht nach Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 gekenn-

zeichneten Futtermitteln ist insbesondere die Überprüfung der Richtigkeit der Kennzeich-

nung, d. h. der Einhaltung des Schwellenwertes nach Artikel 24 Abs. 2 der Verordnung 

(EG) Nr. 1829/2003 und der damit verbundenen Anforderungen. 

Bei nach Artikel 25 der Verordnung (EG) Nr. 1829/2003 gekennzeichneten Futtermitteln 

zielt die Untersuchung in begründeten Einzelfällen auf eine Überprüfung hinsichtlich einer 

„vorsorglichen“ Kennzeichnung. Daneben sind Futtermittel auch auf das Vorhandensein 

von in der EU nicht zugelassenen gentechnisch veränderten Organismen zu überprüfen. 

Die Prüfung, ob die Kennzeichnung eines Lebensmittels tierischer Herkunft mit der Anga-

be „ohne Gentechnik“ gemäß § 3a EG-Gentechnik-Durchführungsgesetz statthaft ist, ist 

Aufgabe der amtlichen Lebensmittelüberwachung. Kontrollen der Futtermittelkontrollbe-

hörden können sich in diesem Zusammenhang aus folgenden Gründen ergeben: 

Die Lebensmittelüberwachungsbehörden können im Rahmen ihrer Überprüfung einer 

"ohne Gentechnik"-Kennzeichnung die Unterstützung der für die amtliche Futtermit-

telkontrolle zuständigen Behörden in Anspruch nehmen (Amtshilfe, z. B. zur Prüfung 

der verwendeten Einzelfuttermittel beim Mischfutterhersteller). 

Spezielle Kontrollen können auch aus eigenen Erkenntnissen der für die amtliche Fut-

termittelkontrolle zuständigen Behörden resultieren (konkrete Verdachtsfälle). 

Die Dokumentenprüfung stellt neben der Analytik ein wesentliches Instrument bei der 

Überwachung nach VO (EG) Nr. 1829/2003 und 1830/2003 dar. In besonderer Weise gilt 

dies für die Kontrolle von Futtermitteln, die aus gentechnisch veränderten Organismen 

hergestellt wurden, selbst aber wenig oder keine nachweisbare DNA bzw. keine Proteine 

enthalten, wie z. B. Öle, Fette und Stärke. 

Die Dokumentenprüfung kann auch die Kontrolle der nach Artikel 4 Abs. 1 und 2 der 

VO (EG) Nr. 1830/2003 vorgeschriebenen durchgängigen Kennzeichnung von Futtermit-

teln, die gentechnisch veränderte Organismen enthalten oder aus gentechnisch veränder-

ten Organismen bestehen, über die gesamte Produktionskette sowie die nach Artikel 4 

Abs. 4 der VO (EG) Nr. 1830/2003 einzurichtenden Systeme und standardisierten Verfah-

ren zur Gewährleistung der Rückverfolgbarkeit umfassen. 
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3. Ziele und Maßnahmen 

Die Futtermittelkontrollen sollen an folgenden Punkten der Futtermittelkette stattfinden: 

bei Herstellern und bei Händlern (inkl. Tierärzte und Importeure), 

bei Lagerhaltern und Transporteuren, 

an Grenzeingangsstellen und 

im landwirtschaftlichen Betrieb inkl. bei Tierhaltern. 

Die Kenntnis der aktuellen Situation und der Entwicklungstendenzen im Bereich der Fut-

termittel leistet einen wichtigen Beitrag für die ziel- und risikoorientierte Durchführung der 

amtlichen Überwachungstätigkeit und trägt damit zur Erhöhung der Futtermittelsicherheit 

bei. Der Erwerb dieser Kenntnisse beinhaltet ein Zusammentragen von Informationen im 

Rahmen der Beobachtung und Überwachung. 

Grundlage der hier vorgenommenen Einteilung und Zuordnung ist die Verordnung 

(EG) Nr. 882/2004. Es werden Differenzierungen vorgenommen hinsichtlich der Zielset-

zung und der möglichen Inhalte der amtlichen Futtermittelkontrolle. Eine eindeutige Ab-

grenzung zwischen den mit unterschiedlichen Begriffen belegten Tätigkeiten der zustän-

digen Behörde ist im Einzelfall nicht immer möglich. 

Beobachtung: die Durchführung einer planmäßigen Abfolge von Kontrollen oder Mes-

sungen, um einen Überblick über den Stand der Einhaltung des Futtermittelrechts zu er-

halten (Artikel 2 Nr. 8 der VO (EG) Nr. 882/2004). 

D.h. Bund und Länder werten Ergebnisse amtlicher Kontrollen und Messungen sowie 

statistisch relevante Daten (wie z.B. Produktionsmengen und landwirtschaftliche Nutzflä-

chen) systematisch aus, definieren auf dieser Grundlage Risikofaktoren und leiten daraus 

die planmäßigen amtlichen Kontrollen und Messungen ab (Kontrollfrequenzen für Betrie-

be, Probenverteilung auf Länder bzw. innerhalb der Länder, futtermittelspezifische Analy-

senvorgaben).

Im Kontrollprogramm Futtermittel mündet die Beobachtung in 

die Definition von Risikofaktoren, 

die Aufstellung von Statuserhebungen und Monitoringprogrammen, 

die Verteilung der Proben und Analysen auf die Länder und  

in Vorgaben von Analyseparametern bezogen auf bestimmte Futtermittel. 
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In den Einzelkontrollplänen der Länder mündet die Beobachtung unter Berücksichtigung 

des Kontrollprogramms Futtermittel in 

ein System zur Risikobeurteilung von Betrieben, 

die Planung der Betriebsinspektionen, 

die Verteilung von Proben auf Betriebsarten und Betriebe, 

die Planung der Warenuntersuchungen, 

die risikoorientierte Vergabe der zu analysierenden Parameter und  

die Planung länderspezifischer Sonderprogramme 

Überwachung: die sorgfältige Beobachtung eines oder mehrerer Futtermittelunterneh-

men bzw. -unternehmer oder von deren Tätigkeiten. (Artikel 2 Nr. 9 der VO (EG) Nr. 

882/2004).

Sie beinhaltet die Durchführung routinemäßiger, amtlicher Kontrollen mit Warenuntersu-

chungen gemäß einer vorher definierten risikoorientierten Kontrollfrequenz. 

Im Kontrollprogramm Futtermittel mündet die Überwachung in 

Vorgaben zur Berücksichtigung betriebsspezifischer Risikofaktoren bei der Risikobe-

urteilung der Betriebe, 

gezielte, betriebsartenspezifische Vorgaben im Rahmen von Statuserhebungen und 

Monitorings (z.B. von Belastungsflächen). 

In den Einzelkontrollplänen der Länder mündet die Überwachung unter Berücksichtigung 

des Kontrollprogramms Futtermittel in 

eine systematische Ermittlung des individuellen Betriebsrisikos (z.B. sind die Analyse 

und Bewertung der Untersuchungsergebnisse des letzten Jahres und die Analyse und 

Bewertung mindestens der letzten drei amtlichen Kontrollen wesentliche Bestandteile 

bei der Risikobeurteilung der Futtermittelbetriebe durch die zuständigen Behörden der 

Länder),

die Festlegung betriebsspezifischer Frequenzen für amtliche Kontrollen, 

die betriebsspezifische Planung der zu prüfenden Kontrollinhalte, 

die betriebsspezifische Planung der Warenuntersuchungen, 

die Nachkontrolle bei nicht zufriedenstellenden Ergebnissen, 

sonstige Maßnahmen zur Durchsetzung der rechtlichen Anforderungen. 
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Probenahme für die Analyse: die Entnahme einer bestimmten Menge eines Futtermit-

tels oder eines anderen Stoffes (auch aus der Umwelt), der für die Erzeugung, die Verar-

beitung und den Vertrieb von Futtermitteln von Bedeutung ist, um im Wege der Analyse 

die Einhaltung des Futtermittel- oder Lebensmittelrechts oder der Bestimmungen über 

Tiergesundheit zu überprüfen (Artikel 2 Nr. 11 VO (EG) Nr. 882/2004). 

Die Probenahme für die Analyse erfolgt im Rahmen der Überwachung entweder nach 

Vorgaben des Probenplans oder anlassbezogen. 

4. Amtliche Kontrollen 

Amtliche Kontrolle: jede Form der Kontrolle, die von der zuständigen Behörde zur Verifi-

zierung der Einhaltung des Futtermittelrechts durchgeführt wird (Artikel 2 Nr. 1 VO (EG) 

Nr. 882/2004). 

Amtliche Kontrollen werden auf allen Produktions-, Verarbeitungs-, Lagerungs-, Trans-

port-  und Vertriebsstufen von Futtermitteln einschließlich der Einfuhr, der Primärprodukti-

on und der Verwendung durchgeführt. 

Amtliche Kontrollen werden in der Regel ohne Vorankündigung durchgeführt (Artikel 3 

Absatz 2 VO (EG) Nr. 882/2004). 

4.1. Inspektionen und Verifizierung 

Inspektion: die Prüfung aller Aspekte der Futtermittel, um festzustellen, ob diese Aspekte 

die gesetzlichen Vorschriften des Futtermittelrechts erfüllen (Artikel 2 Nr. 7 VO (EG) Nr. 

882/2004).

Verifizierung: die Kontrolle durch Prüfung und Berücksichtigung objektiver Nachweise, 

ob festgelegte Anforderungen erfüllt wurden (Artikel 2 Nr. 2 VO (EG) Nr. 882/2004). 

Inspektionen können Voll- oder Teilbereichsprüfungen der durch die Rechtsgrundlagen 

definierten Anforderungen sein, wobei alle Anforderungen entsprechend ihrer Bedeutung 

für die Futtermittelsicherheit geprüft werden müssen.  

Inspektionen der Betriebe umfassen: 

die Inspektion der Einrichtungen, Anlagen und ggf. Futterflächen vor Ort durch z. B. 

Inaugenscheinnahme, 

die Inspektion des Betriebes auf Einhaltung der allgemeinen Hygieneanforderungen, 

die Prüfung schriftlicher Unterlagen, z. B. ob die Rückverfolgbarkeit sichergestellt ist, 

ob die Angaben plausibel und vollständig sind, 
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die Prüfung, ob ein funktionierendes System zur Entnahme und zur Aufbewahrung 

von Rückstellmustern vorhanden ist, 

die Prüfung, ob alle Rückstellmuster vorhanden, korrekt gelagert und auffindbar sind, 

die Prüfung und Beurteilung des HACCP-gestützten Eigenkontrollsystems des Betrie-

bes,

die Prüfung, ob die Arbeitsanweisungen von den Betriebsmitarbeitern eingehalten 

werden,

die Verifizierung, ob der Qualitätskontroll-, Reinigungs-, Schädlingsbekämpfungs- und 

Wartungsplan nachweislich eingehalten ist, 

die Verifizierung, ob die Eigenuntersuchungsergebnisse vorliegen, 

die Verifizierung, ob die betriebseigenen Vorgaben aktuell und zielgerichtet sind und 

ob sie eingehalten werden, 

die Verifizierung, ob die vom Betrieb erstellten Vorgaben zur Mischreihenfolge („Pro-

duktions- bzw. Kontaminationsmatrix“) – organisatorische Maßnahme zur Vermei-

dung/Minimierung von Kreuzkontaminationen mit Tierarzneimitteln - nachweislich ein-

gehalten werden, 

die Verifizierung, ob die bei der Gefahrenermittlung beschriebenen allgemeinen Maß-

nahmen nachweislich durchgeführt werden, 

die Verifizierung, ob die im HACCP-System festgelegten Untersuchungen und Mes-

sungen nachweislich durchgeführt werden, 

die Inspektion von Betrieben zum Zweck der Entnahme amtlicher Futtermittelproben 

(dazu gehören im Wesentlichen: Inspektion des Betriebsbereiches, in dem Futtermit-

tel(-ausgangserzeugnisse und -endprodukte) hergestellt, gelagert bzw. verfüttert wer-

den, die Prüfung der begleitenden Daten wie Partiefolge, Herstel-

lung/Lagerung/Transport/Verteilung, Herkunft, Lieferdokumente, Dokumente zum 

Düngemittel- und Pflanzenschutzmitteleinsatz, Fütterungsanweisungen sowie die Prü-

fung der Produktions-, Lagerungs-, der Transport- oder der Stall- und Fütterungsein-

richtung einschließlich der Verteilung der Futtermittel sowie der eingesetzten Technik) 

und andere. 

4.2. Warenuntersuchung 

Warenuntersuchung: die Prüfung des Futtermittels selbst; diese Prüfung kann auch die 

Kontrolle der Transportmittel, der Verpackung, der Etikettierung, der Temperatur, eine 
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Probenahme zu Analysezwecken und eine Laboranalyse sowie jede weitere Prüfung um-

fassen, die zur Verifizierung der Einhaltung des Futtermittelrechts erforderlich ist (Artikel 2 

Nr. 19 VO (EG) Nr. 882/2004). 

Im Rahmen der Warenuntersuchung durch Probenahme und Analyse gehört dazu im 

Wesentlichen: 

die risikoorientierte Auswahl des zu beprobenden Futtermittels, 

die risikoorientierte Analysenbeauftragung und 

die repräsentative Probenahme gemäß rechtlicher Vorgaben (z.B. VO (EG) Nr. 

152/2009, VO (EU) Nr. 619/2011). 

Die Warenuntersuchung zur Prüfung der Kennzeichnung, Aufmachung und Werbung ge-

mäß Artikel 10 Abs. 2 b) vi) VO (EG) Nr. 882/2004 (produktbegleitend z. B. Sackaufdru-

cke, Etiketten oder nicht produktbegleitend z. B. Flyer, Werbebroschüren, Internetauftritte) 

umfasst im Wesentlichen die Prüfung der Einhaltung der Vorschriften gemäß VO (EG) Nr. 

767/2009, VO (EG) Nr. 1829/2003, VO (EG) Nr. 1830/2003, VO (EG) Nr. 1831/2003, 

VO (EG) Nr. 999/2001. 

5. Prüftiefe und Prüfumfang 

Prüftiefe und Prüfumfang werden anhand der in den Rechtsgrundlagen definierten Anfor-

derungen dargestellt. Auf Grund der besonderen Bedeutung werden die Anforderungen 

nach Artikel 6 der VO (EG) Nr. 183/2005 (HACCP) besonders hervorgehoben. 

Die Anzahl der Inspektionen ergibt sich vor allem aus der 

o Anzahl der Inspektionen zum Zweck der Einhaltung der Vorschriften ge-

mäß VO (EG) Nr. 178/2002 und VO (EG) Nr. 183/2005 

 davon VO (EG) Nr. 183/2005 Artikel 6 / HACCP-gestützte Systema-

tik

 davon VO (EG) Nr. 183/2005 Anh. I und III 

 davon VO (EG) Nr. 183/2005 Anh. II, 

o Anzahl der Inspektionen zum Zweck der Einhaltung der Vorschriften ge-

mäß Futtermittelverordnung (FMV), 

o Anzahl der Inspektionen zum Zweck der Einhaltung der Vorschriften ge-

mäß VO (EG) Nr. 999/2001 bzw. § 18 LFGB, 

o Anzahl der Inspektionen zum Zweck der Einhaltung der Vorschriften ge-

mäß VO (EG) Nr. 669/2009 bzw. zur Einhaltung sonstiger Einfuhrvorschrif-

ten,
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o Anzahl der Inspektionen zum Zweck der Einhaltung der Vorschriften ge-

mäß VO (EG) Nr. 1829/2003 und VO (EG) Nr. 1830/2003, 

o Anzahl der Inspektionen zum Zweck der Einhaltung der Vorschriften ge-

mäß VO (EG) Nr. 1831/2003, 

o Anzahl der Inspektionen zum Zweck der Probenahme. 

Die Anzahl der Warenuntersuchungen ergibt sich vor allem aus der 

o Anzahl der Warenuntersuchungen zur Prüfung der Kennzeichnung, Auf-

machung, Verpackung und Werbung (VO (EG) Nr. 882/2004 Artikel 10 

Abs. 2 b) vi) zum Zweck der Einhaltung der Vorschriften gemäß VO (EG) 

Nr. 767/2009, VO (EG) Nr. 1829/2003, VO (EG) Nr. 1830/2003, VO (EG) 

Nr. 1831/2003, VO (EG) Nr. 999/2001) und 

o Anzahl der Warenuntersuchungen durch Probenahme und Analyse. 

In den Kontrolljahren 2012 bis 2016 ist weiterhin vorrangiges Ziel, in allen Ländern ein 

gleich hohes Verbraucherschutzniveau zu sichern, die Überwachungsschwerpunkte hin-

sichtlich der amtlichen Kontrollen und dabei auch der Zahl der Probenahmen und Analy-

sen zwischen den Ländern bezüglich des Kontrollansatzes und der Kontrollintensität wei-

ter anzugleichen, abzustimmen und dabei entsprechend der Zweckbestimmung in § 1 des 

Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) den Grundsatz einer ziel- und risiko-

orientierten Überwachung auf hohem Niveau weiter zu festigen. Diese Zweckbestimmung 

entspricht den Grundsätzen der Verordnung (EG) Nr. 178/2002. Hierfür enthält das bun-

deseinheitliche Kontrollprogramm die erforderlichen Vorgaben. Auf der Grundlage dieser 

Vorgaben erstellen die Länder risiko- und zielorientierte Kontrollpläne, die auf eine Risiko-

beurteilung der Futtermittelunternehmen gestützt sind, für die zuständigen Behörden auf 

jeder Ebene. Zu diesem Zweck enthält dieses Kontrollprogramm Beurteilungsmerkmale 

für eine Risikobeurteilung zur Ermittlung der anzustrebenden Kontrollfrequenzen. 

Die Aufteilung der amtlichen Kontrollen auf die Orte der Kontrolle müssen die Länder 

selbst vornehmen. Hierfür kann der folgende Schlüssel als Orientierung angesehen wer-

den:

Hersteller 50 – 60 %

Händler (inkl. Eingangsstellen), Transporteure und Lagerhalter 15 – 25 %

Tierhalter 25 – 35 %

Die Feinanpassung wird durch die Länder entsprechend den regionalen Gegebenheiten 

und den Ergebnissen der Risikobeurteilungen vorgenommen. 
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6. Risikobeurteilung 

Zur Durchführung der amtlichen Kontrolle sind die zu kontrollierenden Betriebe zunächst 

in Risikokategorien einzustufen und die Kontrollhäufigkeit durch die Überwachungsbehör-

den der Länder auf der Grundlage einer Risikobeurteilung zu ermitteln. Die Einstufung ist 

für jeden Betrieb zu dokumentieren und fortzuschreiben. 

In die Risikobeurteilung fließen in Abhängigkeit vom Kenntnisstand der zuständigen Be-

hörde die folgenden Beurteilungsmerkmale ein, die durch die Kontrollbehörden im Rah-

men der Inspektionen überprüft werden: 

die Betriebsart, 

der Produktions- und Handelsumfang, das Vertriebsgebiet, 

die Anzahl kritischer Rezepturwechsel, 

die Verderblichkeit des Produktes, Rezepturarten, 

die Herkunft der Ausgangserzeugnisse, 

die Produktion/Behandlung, 

der bauliche und technische Zustand der Produktions-, Lagerungs-, Behandlungs- 

und Transporteinrichtungen sowie der Hygienezustand und die Wartung, 

die Bewertung des Verschleppungsrisikos, 

eventuelle, potentielle Kontaminationsmöglichkeiten mit „Nicht-Futtermitteln“, 

die Dokumentation und Rückverfolgbarkeit, 

die Aktualität bzw. die Anwendung des HACCP, 

die betrieblichen Eigenkontrollen (Wareneingangs- und Produktausgangskontrollen), 

die interne Betriebsorganisation, 

die Beanstandungen und Produktrückrufe, 

das Verhalten des Unternehmers (Mängelbeseitigung, Reaktion auf Beanstandungen, 

Ergreifen von Abhilfemaßnahmen, Kooperationsbereitschaft), 

die Ergebnisse amtlicher Futtermitteluntersuchungen, 

die Ergebnisse aus Inspektionen. 

Diese Beurteilungsmerkmale sind als Mindestanforderungen der bundesweit einheitlichen 

Risikobeurteilung anzusehen. 
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Zur Durchführung der Risikobeurteilung kann das als Anlage 1 beigefügte Beispielmodell 

der Risikobeurteilung (ursprünglich entwickelt durch den Freistaat Bayern) in Form einer 

Verfahrensanweisung für eine risikoorientierte Beurteilung angewendet werden. 

7. Produktkontrollen durch Probenahmen und Analysen 

Im Rahmen der amtlichen Kontrolle werden risiko- und verdachtsorientierte Probenah-

men, bzw. zufallsorientierte Probenahmen durchgeführt sowie analytische Untersuchun-

gen eingeleitet. Probenahmen und Analysen im Rahmen von Statuserhebungen dienen 

insbesondere der Beobachtung und Überwachung von Überwachungsschwerpunkten 

bzw. der Vorbereitung der Festlegung neuer EU-einheitlicher Höchstgehalte oder Akti-

onsgrenzwerte bei unerwünschten Stoffen. 

Im Folgenden sind die jeweils jährlich durchzuführenden Probenahmen und die futtermit-

telanalytischen Kontrollen sowie die Kontrollen zur Überprüfung von Kenn-

zeichnungsvorschriften, die analytisch überprüfbar sind, dargestellt. Dieses Konzept ist 

als Basis-Kontrolle konzipiert. 

Zusätzlich sollen auch für die Jahre 2012 bis 2016 bei den Ländern jährlich 10 % ihrer 

Kontrollkapazitäten (Personal- und Sachmittel) für Sonderprogramme (durch die Europäi-

sche Union, national oder durch einzelne Länder initiert, wie z. B. Verfolgsuntersuchungen 

nach schwerwiegenden Beanstandungen oder weitere Statuserhebungen) oder nicht 

planbare Maßnahmen (z. B. in Folge einer Schnellwarnmeldung) zur Verfügung stehen. 

8. Rahmenbedingungen 

Über die Mischfutterproduktion, das Aufkommen an Einzelfuttermitteln und die landwirt-

schaftliche Nutzfläche liegen auf die Länder bezogene Daten vor, auf deren Grundlage 

die Verteilung des Probenanteils zwischen den Ländern in den verschiedenen Bereichen 

der Futtermittelüberwachung berechnet wurde (Anlage 2).  

Folgende Kontrollinhalte waren Bestandteile der Empfehlungen der Europäischen Kom-

mission zur Durchführung eines koordinierten Kontrollprogramms 2006 und werden im 

Kontrollprogramm Futtermittel 2012 bis 2016 fortgeschrieben: 

nicht bzw. nicht mehr zugelassene Futtermittelzusatzstoffe, Verschleppungen von 

Futtermittelzusatzstoffen und Tierarzneimitteln, 

Einhaltung von Beschränkungen bei der Erzeugung und Verwendung von Einzelfut-

termitteln tierischen Ursprunges. 
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Die Analysen auf Rückstände von Pflanzenschutzmitteln sollen auch in den kommenden 

Jahren wieder zielgerichtet bei unverarbeiteten (lebensmittelidentischen) Futtermitteln 

durchgeführt werden. 

Die für das Kontrollprogramm 2012 bis 2016 vorgesehenen, vorrangig zu analysierenden 

Pflanzenschutzmittelwirkstoffe wurden auf der Grundlage einer multifaktoriellen Risiko-

analyse aus dem Jahr 2010 ausgewählt. Dabei wurden berücksichtigt: 

die bisherige Anlage 9a des Rahmenplans der Kontrollaktivitäten im Futtermittelsektor 

für die Jahre 2007-2011, 

das Produktrisiko der bisher für die Überwachung vorgeschlagenen Wirkstoffe aus 

gesundheitlicher Risikobetrachtung, 

die Beanstandungen von Rückständen von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen aus der 

amtlichen Futtermittelüberwachung 2007 und 2008, 

die Beanstandungen aus der amtlichen Lebensmittelüberwachung und dem Monito-

ring zu Pflanzenschutzmittelrückständen 2007 in den pflanzlichen Lebensmitteln Ge-

treide, Ölsaaten und Hülsenfrüchte, 

die Beanstandungen aus der amtlichen Lebensmittelüberwachung und dem Monito-

ring zu Pflanzenschutzmittelrückständen 2007 in Lebensmitteln tierischer Herkunft, 

die Absatzmengen 2008 von Pflanzenschutzmittelwirkstoffen, 

im Ackerbau und Grünlandbau zugelassene Pflanzenschutzmittelwirkstoffe 2009, 

die Analysierbarkeit der Wirkstoffe (für Futtermittel validierte Analysemethoden), 

die Verordnung (EG) Nr. 1213/2008 (Mehrjähriges Kontrollprogramm Pflanzen-

schutzmittel der EU für Lebensmittel), 

die Ergebnisse aus der Besonderen Ernteermittlung (BEE) 2008 (Weizen) und 

die Meldungen aus dem Schnellwarnsystem (RASFF) vom 01.01.2007 bis 

04.09.2009. 

Zusätzlich wurden folgende Prämissen gesetzt: 

Entgegen der bisherigen Vorgehensweise wurden Herbizide bei dieser Risikoanalyse mit 

berücksichtigt. 

Glyphosat wird unabhängig vom Ranking aufgrund aktueller Erkenntnisse als vorrangig zu 

analysierender Wirkstoff in die Anlage 12 des Kontrollprogramms aufgenommen. 
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In der Anlage 12 des Kontrollprogramms wurden Wirkstoffe berücksichtigt, die ausgehend 

von drei der o. g. Kriterien (bisherige Anlage 9a des Rahmenkontrollplanes, Beanstan-

dungen in Futtermitteln 2007 und 2008, und Analysierbarkeit der Wirkstoffe) mindestens 

in einer weiteren Listung auftraten. 

Bei den in der Anlage 12 des Kontrollprogramms gelisteten Wirkstoffen handelt es sich 

um eine Orientierung. Zusätzliche oder andere Wirkstoffe können von den Ländern risiko-

orientiert in das Kontrollprogramm aufgenommen werden. 

Die gemäß Verordnung (EG) Nr. 396/2005 für Rückstandshöchstgehalte geltenden Rück-

standsdefinitionen von Wirkstoffen umfassen in einigen Fällen auch Metaboliten. Es wird 

empfohlen, zunächst die Wirkstoffe zu analysieren. Sofern der Wirkstoffgehalt über der 

Nachweisgrenze liegt, ist/sind der/die Metabolit/en in die Untersuchung mit einzubezie-

hen. Sofern der Wirkstoffgehalt unter oder gleich der Nachweisgrenze (</=NG) ist, sind 

keine weiteren Untersuchungen auf Metaboliten erforderlich. 

Die o. g. Verfahrensweise wurde in einer Expertengruppe mit Vertretern aus Bund und 

Ländern und unter Beteiligung der Fachgruppe VIII (Umwelt) des VDLUFA abgestimmt. 

9. Material und Methoden 

9.1. Ermittlung der Proben- bzw. Analysezahlen 

Da sich die Futtermittelproduktion insgesamt gegenüber den Vorjahren nicht wesentlich 

verändert hat, wird die Gesamtzahl der jährlichen Analysen im Zeitraum bis 2016 vorerst 

nicht wesentlich verändert. Die Verteilung auf die einzelnen Untersuchungsparameter 

wird, sofern erforderlich, in Abhängigkeit von den Untersuchungsergebnissen der Vorjah-

re, den Empfehlungen der Europäischen Union und den Statuserhebungen jährlich ange-

passt. Die Vorgaben in den Tabellen wurden auch aus der Betrachtung der Beanstandun-

gen der Vorjahre abgeleitet. 

Die Anzahl der Probenahmen wird im Vergleich zum Ist des Jahres 2009 um ca. 15% 

reduziert. Damit wird dem Umstand Rechnung getragen, zukünftig in der Futtermittel-

überwachung den Inspektionen und Beobachtungen eine stärkere Bedeutung beizumes-

sen, als den Probenahmen und Warenuntersuchungen. Das bedeutet für die Behörden 

der Länder einen erhöhten personellen Aufwand, der durch die Reduzierung der Proben-

entnahmen allein nicht aufzufangen ist. 

Die Anzahl der Untersuchungen auf unerwünschte Stoffe wird unter Risikoaspekten im 

Vergleich zu den Vorgaben der Vorjahre beibehalten. Dies erscheint bei Einzelfuttermit-

teln auch insbesondere im Hinblick auf das „Verschneidungsverbot“ gerechtfertigt. 



Kontrollprogramm Futtermittel für die Jahre 2012 bis 2016 

Seite 18 von 68 

Die Anzahl der Untersuchungen auf unzulässige Stoffe soll in den Jahren 2012 bis 2016 

ebenfalls beibehalten werden. Hierbei geht es insbesondere um Kontrollen auf verbotene 

oder verschleppte pharmakologisch wirksame Substanzen bzw. um den nicht bestim-

mungsgemäßen Gebrauch von sensiblen Futtermittelzusatzstoffen, wie z. B. Kokzidiosta-

tika und Histomonostatika und die Untersuchungen im Zusammenhang mit der Einhaltung 

der Verordnung (EG) Nr. 999/2001. Auf Grund des Einsatzes von Multimethoden bzw. 

von Screenings werden keine Orientierungen für die Anzahl der Einzelbestimmungen für 

unzulässige Stoffe in das Kontrollprogramm aufgenommen, sondern Vorgaben für die 

Anzahl der auf unzulässige Stoffe zu untersuchenden Proben vorgeschlagen. 

9.2. Aufteilung auf die Futtermittelarten 

Die Aufteilung der Einzelbestimmungen (Analysenanzahl) auf die Gesamtheit der Futter-

mittel (Mischfuttermittel, Vormischungen, Einzelfuttermittel und Futtermittelzusatzstoffe) 

erfolgt nach der Relevanz der jeweiligen Parameter unter Risikoaspekten. So soll z. B. auf 

Aflatoxin B1 vorrangig in Mischfuttermitteln für Milchkühe und auf Fluor vorrangig in Allein-

futtermitteln für Fische sowie in Einzelfuttermitteln aus Fischen und anderen Meerestieren 

untersucht werden. Bei Dioxinuntersuchungen liegt der Schwerpunkt auf getrockneten 

Einzelfuttermitteln, Grundfutter aus Belastungsgebieten, Fischerzeugnissen, Bindemitteln 

und Fließhilfsstoffen, Spurenelementverbindungen, pflanzlichen Fetten, Ölen und Fettsäu-

ren sowie deren Mischungen. Ausgehend von der Reduzierung bestimmter Spurenele-

menthöchstgehalte in Mischfuttermitteln sollten vorrangig Mischfuttermittel für Schweine 

unter Umweltgesichtspunkten auf Zink und Kupfer untersucht werden. 

9.3. Aufteilung auf die Länder 

Die Berechnung der Aufteilung der je Parameter und Futtermittelkategorie durch die ein-

zelnen Länder durchzuführenden Analysen erfolgt je nach Futtermittelart auf der Basis 

folgender Grundgesamtheiten des Jahres 2009: 

Landwirtschaftliche Nutzfläche 16.686.400 ha 

Mischfutterproduktion 21.101.000 t 

Aufkommen an Einzelfuttermitteln 90.151.000 t 

Anzahl Hersteller von Futtermittelzusatzstoffen 83 Betriebe 

Anzahl der zugelassenen Hersteller von Mischfuttermitteln 229 Betriebe 

Anzahl der Hersteller von Vormischungen 160 Betriebe 

Abweichungen auf Grund anderer Grundgesamtheiten in den Ländern sind möglich. 
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Die Zahlen der Proben und der Einzelbestimmungen für Niedersachsen und Bremen wur-

den zusammengefasst. Hiermit wird dem zwischen beiden Ländern geschlossenen 

Staatsvertrag Rechnung getragen. Für Rheinland-Pfalz, Hessen und das Saarland liegt 

nur eine Summe für die Mischfutterproduktion vor. Daher musste die Verteilung der 

Mischfutterproben und der Einzelbestimmungen für diese drei Länder geschätzt werden. 

Ebenso musste die Aufteilung der Anzahl der Einzelfuttermittelproben und der zu diesen 

Proben gehörenden Einzelbestimmungen bei Schleswig-Holstein und Hamburg geschätzt 

werden, weil auch hier nur eine Gesamtzahl für beide Länder für das Aufkommen an Ein-

zelfuttermitteln vorlag (Anlage 2). 

10. Aufteilung der Einzelbestimmungen auf die Analyseparameter 

10.1. Inhaltsstoffe und Energie (ohne Wasser) 

Insgesamt 21.528 Einzelbestimmungen auf Inhaltsstoffe und 1.249 Proben für die Ener-

gieberechnung (Anlage 3) 

Analysenzahl
Ist 2009 

Beanstan-
dungen 

2009 in % 

Soll Analysenzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

Soll Proben-
zahl jeweils 
für 2012 bis 

2016

Inhaltsstoffe und Anforderun-
gen an die Beschaffenheit 
von Einzelfuttermitteln 

2.095 4,6 1.763 701 

Inhaltsstoffe und Anforderun-
gen an die Beschaffenheit 
von Mischfuttermitteln 

17.197 5,4 19.765 2.878 

Energieberechnungen in 
Mischfuttermitteln 

1.479 6,2  1.249 

Tabelle 1: Zahl der Einzelbestimmungen  für Inhaltsstoffe und Energie 

Aminosäuren, deren Salze und Analoge, sowie Harnstoff und seine Derivate sind seit 

Inkrafttreten der Verordnung (EG) Nr. 1831/2003 nicht mehr den zulassungspflichtigen 

Einzelfuttermitteln, sondern den Futtermittelzusatzstoffen zuzuordnen. 

Der Anteil an Untersuchungen von Futtermitteln auf Inhaltsstoffe wird vorerst beibehalten. 

Angesichts der teilweise hohen Beanstandungsraten werden diese Vorgaben in den 

nächsten Jahren überprüft und ggf. angepasst. Besonderes Augenmerk gilt dabei den 

Parametern „Rohasche“ bzw. „Mineralstoffe in Mischfuttermitteln“. Eine verstärkte Unter-

suchung von Mineralfuttermitteln auf die Mineralstoffgehalte wird vorgeschlagen. 

Der Wassergehalt muss insbesondere bei den Untersuchungen auf Futtermittelzusatzstof-

fe und unerwünschte Stoffe zur Berechnung der Bezugsgröße (88 % Trockenmasse) er-
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mittelt werden, eine gesonderte Berücksichtigung bei den Vorgaben ist daher nicht vorge-

sehen.

Die Ergebnisse zu Inhaltsstoffen, die für die Berechnung des Energiegehaltes im Misch-

futtermittel benötigt werden, sind bei der Erfassung der Kontrollergebnisse in die Zahlen 

der Einzelbestimmungen auf Inhaltsstoffe bei Mischfutter einzurechnen, sofern sie in der 

Kennzeichnung des Mischfuttermittels gesondert ausgewiesen sind. 

10.2. Futtermittelzusatzstoffe – Gehalte in Vormischungen, Mischfuttermitteln, 

Einzelfuttermitteln und in Futtermittelzusatzstoffen 

Insgesamt 23.934 Einzelbestimmungen in 7.226 Proben (Anlage 4). 

Analysenzahl
Ist 2009 

Beanstan-
dungen 

2009 in % 

Soll Analysenzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

Soll Proben-
zahl jeweils 
für 2012 bis 

2016

Mischfuttermittel 12.965 9,6 20.738 6.716 

Vormischungen 1.042 12,5 3.003 317 

Einzelfuttermittel 22 0 101 101 

Zusatzstoffzubereitungen 128 5,5 92 92 

Gesamt 14.157 9,8 23.934 7.226 

Tabelle 2: Zahl der Einzelbestimmungen für Zusatzstoffe 

Die Anzahl der Analysen auf den Gehalt an Futtermittelzusatzstoffen in Futtermitteln soll-

te, da nunmehr auch Aminosäuren, deren Salze und Analoge, sowie Harnstoff und seine 

Derivate einbezogen werden müssen, gegenüber den im Jahr 2009 durchgeführten Ana-

lysen deutlich erhöht werden. Infolge der seit Jahren konstant hohen Beanstandungsrate 

beim Gehalt von Zusatzstoffen in Vormischungen und Mischfuttermitteln, sind im Pla-

nungszeitraum gezielte Analysen erforderlich. 

Aus Umweltschutzgründen und zur Sicherung der Tiergesundheit sollte bei der Kontrolle 

des Gehaltes an Spurenelementen in Alleinfuttermitteln und Ergänzungsfuttermitteln der 

Schwerpunkt wiederum auf die Gehalte an Kupfer (Kälber, Schweine, Schafe), Zink 

(Schweine) und Selen (Schweine, Rinder) gelegt werden. Ebenfalls wieder aufgenommen 

wurde die Kontrolle des Gehaltes an Futtermittelzusatzstoffen in Einzelfuttermitteln. Diese 

Position ist insofern relevant, als bestimmte Futtermittelzusatzstoffe (z. B. bestimmte 

sonstige zootechnische Zusatzstoffe, Antioxidantien, Konservierungsstoffe, oder bestimm-
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te Bindemittel und Fließhilfsstoffe) auch für den Einsatz in Einzelfuttermitteln erlaubt und 

dort Höchstgrenzen festgesetzt sind. Außerdem ist zu beachten, dass Aminosäuren, de-

ren Salze und Analoge sowie Harnstoff und seine Derivate futtermittelrechtlich von den 

zulassungspflichtigen Einzelfuttermitteln in die Kategorie der Futtermittelzusatzstoffe über-

führt worden sind. 

10.3. Unerwünschte Stoffe 

Angesichts der geringen Beanstandungsraten in den vergangenen Jahren werden die 

Untersuchungen auf unerwünschte Stoffe gegenüber den Vorjahren nicht erhöht jedoch 

zunächst noch vorsorglich im gleichen Umfang beibehalten. 

Insgesamt sollen jährlich 1.746 Proben auf Dioxine/Furane untersucht und davon, wie in 

den Vorjahren, im Rahmen einer Statuserhebung in 192 Proben auch jeweils 12 coplana-

re (dioxinähnliche) PCB1 und 6 niederchlorierte PCB (Indikator-PCB)2 bestimmt werden. 

Die im Rahmen dieser Statuserhebung zur Bewertung der Dioxin- und PCB-

Hintergrundbelastung vorgesehene Verteilung auf die Futtermittel ist in den nachstehen-

den Tabellen 3 bis 8 enthalten (Anlage 18). 

Darüber hinaus sollten bei Einzelfuttermitteln weiterhin vorrangig getrocknete Erzeugnisse 

(vorzugsweise direkte Trocknung) auf Dioxine/Furane untersucht werden. 

Die Untersuchungen auf Schwermetalle sollten schwerpunktmäßig bei Grün- und Raufut-

ter (einschließlich Silage), mit besonderer Berücksichtigung solcher aus Belastungsgebie-

ten sowie auch bei Mischfuttermitteln und Futtermittelzusatzstoffen durchgeführt werden. 

Bei Futtermittelzusatzstoffen sollen vorwiegend Spurenelementverbindungen, Bindemittel 

und Fließhilfsstoffe auf den Gehalt an Schwermetallen untersucht werden. 

Im Hinblick auf den risikoorientierten Ansatz sollte bei der Überwachung von Betrieben in 

Belastungsgebieten (Altlasten, Industrieemissionen, Überschwemmungsgebiete) insbe-

sondere der mögliche Eintrag der örtlich relevanten unerwünschten Stoffe in die dort er-

zeugten Futtermittel berücksichtigt werden. 

Die Untersuchungen auf Fluor und Nitrit sind vorrangig bei Alleinfuttermitteln für Fische 

und bei Einzelfuttermitteln aus Fischen und anderen Meerestieren durchzuführen. 

Die Analysen auf chlorierte Kohlenwasserstoffe3 sind schwerpunktmäßig bei Einzelfutter-

mitteln durchzuführen. 
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10.3.1. Gehalt an unerwünschten Stoffen (mit Höchstgehalt) in Einzelfuttermitteln 

Insgesamt 11.590 Einzelbestimmungen in 1.750 Proben (Anlage 5). 

Analysenzahl 
Ist 2009 

Beanstandun-
gen

2009 in % 

Soll Analysenzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

Aflatoxin B1 747 0,4 1.002 
Arsen 1.520 0,1 1.507 
Blei 1.669 0 1.507 
Cadmium 1.680 0,1 1.507 
Quecksilber 1.488 0 1.507 
Dioxine 1.521 2,0 1.002 
Chlorierte Kohlenwasserstoffe 5.477 0 3.006 
Fluor 202 1,0 301 
Nitrit 24 0 50 
andere (z. B. Melamin und Ambrosia) 620 0,5 201 
Gesamt 14.948 0,3 11.590 

Tabelle 3: Zahl der Einzelbestimmungen  für unerwünschte Stoffe (mit Höchstgehalt) in Einzelfuttermitteln 

10.3.2. Gehalt an unerwünschten Stoffen (ohne Höchstgehalt) in Einzelfuttermitteln  

Insgesamt 3.381 Einzelbestimmungen in 1.498 Proben (Anlage 6). 

Analysenzahl 
Ist 2009 

Beanstandungen
2009 in % 

Soll Analysenzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

Zearalenon 711 0,4 301 
Deoxynivalenol 704 0 301 
Ochratoxin A 587 0,2 301 
Fumonisin B1+B2 485 0 301 
T-2 Toxin 301
HT-2-Toxin 

789 0,6 
301

dioxinähnliche PCB 587 0,4 511 
nicht dioxinähnliche PCB 707 0 511 
andere 1.487 0,2 553 
Gesamt 6.057 0,2 3.381 

Tabelle 4: Zahl der Einzelbestimmungen für unerwünschte Stoffe (ohne Höchstgehalt) in Einzelfuttermit-
teln

                                                                                                                               

1 PCB 77, 81, 126, 169, 105, 114, 118, 123, 156, 157, 167, 189 
2 28, 52, 101, 118, 138, 153, 180 
3 Chlordan, DDT, Aldrin/Dieldrin, Endosulfan, Endrin, Heptachlor, Hexachlorbenzol, und Hexachlorcyclohexan ( -, - und -

Isomere)
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10.3.3. Gehalt an unerwünschten Stoffen (mit Höchstgehalt) in Mischfuttermitteln 

Insgesamt 16.146 Einzelbestimmungen in 1.439 Proben (Anlage 7). 

Analysenzahl 
Ist 2009 

Beanstandun-
gen

2009 in % 

Soll Analysenzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

Aflatoxin B1 911 0 1.003 
Arsen 854 0,6 1.105 
Blei 1.016 0,1 1.105 
Cadmium 1.005 0 1.105 
Quecksilber 817 0 1.105 
Dioxine 769 0 744 
Chlorierte Kohlenwasserstoffe 3.994 0 2.258 
Fluor 197 1,5 271 
Nitrit 25 0 30 
Kokzidiostatika (Verschleppung)4   7.021 
andere (z. B. Melamin, Ambrosia) 2.387 0,8 399 
Gesamt 11.975 0,2 16.146 

Tabelle 5: Zahl der Einzelbestimmungen für unerwünschte Stoffe (mit Höchstgehalt) in Mischfuttermitteln 

                                                

4 Decoquinat, Diclazuril, Halofugionon-Hydrobromid, Lasalocid-Natrium, Maduramicin-Ammonium-Alpha, Monensin-
Natrium, Narasin, Narasin-Nicarbazin, Nicarbazin, Robenidin-Hydrochlorid, Salinomycin-Natrium, Semduramicin-Natrium 
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10.3.4. Gehalt an unerwünschten Stoffen (ohne Höchstgehalt) in Mischfuttermitteln 

Insgesamt 2.144 Einzelbestimmungen in 769 Proben (Anlage 8). 

Analysenzahl 
Ist 2009 

Beanstandungen
2009 in % 

Soll Analysenzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

Zearalenon 588 0 202 
Deoxynivalenol 556 0 202 
Ochratoxin A 530 0 202 
Fumonisin B1+B2 463 0 202 
T-2-Toxin 202
HT-2-Toxin 

746 0 
202

dioxinähnliche PCB 248 0 353 
nicht dioxinähnliche PCB 573 0 353 
andere 285 0 226 
Gesamt 3.989 0 2.144 

Tabelle 6: Zahl der Einzelbestimmungen für unerwünschte Stoffe (ohne Höchstgehalt) in Mischfuttermit-
teln

10.3.5. Gehalt an unerwünschten Stoffen in Vormischungen 

Insgesamt 335 Einzelbestimmungen in 158 Proben (Anlage 9). 

Analysenzahl 
Ist 2009 

Beanstandungen
2009 in % 

Soll Analysenzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

Arsen 80 0 50 
Blei 87 0 50 
Cadmium 87 0 50 
Quecksilber 76 0 50 
Dioxine 45 0 45 
dioxinähnliche PCB 24 0 24 
nicht dioxinähnliche PCB 35 0 24 
Fluor 28 0 42 
andere 265 0,7 0 
Gesamt 746 0,3 335 

Tabelle 7: Zahl der Einzelbestimmungen für unerwünschte Stoffe in Vormischungen 
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10.3.6. Gehalt an unerwünschten Stoffen in Futtermittelzusatzstoffen 

Insgesamt 346 Einzelbestimmungen in 83 Proben (Anlage 10). 

Analysenzahl 

Ist 2009 

Beanstandungen

2009 in % 

Soll Analysenzahl 

jeweils für 2012 bis 

2016

Arsen 79 0 51 
Blei 90 0 51 
Cadmium 89 0 51 
Quecksilber 80 0 51 
Dioxine 70 1,4 70 
dioxinähnliche PCB 34 0 36 
nicht dioxinähnliche PCB 50 0 36 
Fluor 13 0 0 
andere 169 0 0 
Gesamt 697 0,1 346 

Tabelle 8: Zahl der Einzelbestimmungen für unerwünschte Stoffe in Zusatzstoffen 

10.4. Proben zur Untersuchung auf Rückstände von Pflanzenschutzmitteln 

Für risikoorientierte Untersuchungen auf Rückstände von Pflanzenschutzmitteln in Fut-

termitteln sind derzeit Carry-over-Daten nicht in ausreichendem Maße verfügbar. Vorran-

gige Kriterien für die Auswahl der zu untersuchenden Wirkstoffe sind unter Nr. 8 des Kon-

trollprogramms aufgeführt. 

Insgesamt 1.186 Proben (Anlage 11). 

Zahl der Wirk-
stoffuntersuchun-

gen
Ist 2009 

Beanstandungen
2009 in % 

Soll Probenzahl je-
weils für 2012 bis 2016

Getreide 18.463 0,01 644 
Ölsaaten 5.611 0,04 492 
Hülsenfrüchte 731 0 50 
andere Futtermittel 12.325 0,02 0 
Gesamt 37.130 0,01 1.186 

Tabelle 9: Zahl der Proben zur Untersuchung auf Rückstände an Pflanzenschutzmitteln 

10.5. Unzulässige Stoffe 

Die Kontrollen auf unzulässige Verwendung von Futtermittelzusatzstoffen sollen in den 

Jahren 2012 bis 2016 mit gleicher Intensität fortgesetzt werden. Auch Verschleppungen 

von kritischen Futtermittelzusatzstoffen und Tierarzneimitteln spielten in den vergangenen 

Jahren immer noch eine Rolle. Diese Kontrollen waren außerdem Bestandteil der Emp-

fehlung der Europäischen Kommission für das koordinierte Programm der Europäischen 

Gemeinschaft 2006. 
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Bei den unzulässigen Stoffen soll differenziert werden, ob es sich um einen nicht bestim-

mungsgemäßen Gebrauch / eine Verschleppung von Futtermittelzusatzstoffen oder um 

die Verwendung nicht mehr zugelassener Futtermittelzusatzstoffe bzw. um eine Ver-

schleppung/Kreuzkontamination pharmakologisch wirksamer Substanzen handelt. 

Durch die Änderung des Arzneimittelgesetzes ergibt sich in der Behandlung der Tiere 

eine Verlagerung von den Fütterungsarzneimitteln zu den Fertigarzneimitteln, die von den 

Tierhaltern verwendet werden dürfen und u. a. über das Futter den Tieren verabreicht 

werden. Daher sollten die Untersuchungen auf Verschleppung pharmakologisch wirksa-

mer Substanzen in Futtermitteln auch bei den Proben erfolgen, die bei den tierhaltenden 

Betrieben genommen werden. Die Proben sind zielorientiert, ggf. nach Einsicht der Unter-

lagen, die den Einsatz von Fertigarzneimitteln dokumentieren (Anwendungs- und Abga-

bebelege oder Bestandsbuch) oder auf Grund anderer Hinweise zu entnehmen. 

Im Hinblick auf den Schutz der menschlichen Gesundheit vor transmissiblen spongifor-

men Enzephalopathien (TSE) waren und sind Kontrollen auf verbotene Stoffe nach Artikel 

7 der VO (EG) Nr. 999/2001 und § 18 LFGB nach wie vor von besonderer Relevanz. Des-

halb wurde der Kontrollumfang entsprechend den Vorgaben für das Jahr 2006 beibehal-

ten. Die Untersuchungen auf diese verbotenen Stoffe waren auch Bestandteil des An-

hangs III der Empfehlung der europäischen Kommission für das koordinierte Kontrollpro-

gramm der Gemeinschaft 2006 vom 14. Dezember 2005; die Kontrollen wurden auf die 

Orte der Probenahmen und Inspektionen verteilt. Über den Verteilungsschlüssel auf Seite 

13 des vorliegenden Kontrollprogramms hinaus, wurden beispielsweise auch Transport-

mittel und mobile Mischanlagen einbezogen. Die Daten sind dabei so zu erfassen, dass 

im Bericht zu den Ergebnissen des Kontrollprogramms für die Jahre 2012 bis 2016 die 

Ergebnisse nach den Tabellen A, B und C des Anhangs III der o. g. Empfehlung der Eu-

ropäischen Kommission dargestellt werden können. Die Kontrollen sollen sich sowohl auf 

Mischfuttermittel als auch auf Einzelfuttermittel erstrecken. Die von der Europäischen 

Kommission in der Empfehlung aus dem Jahr 2005 geforderte Anzahl von mindestens 20 

Untersuchungen auf den Gehalt an verbotenen tierischen Proteinen je 100.000 t Mischfut-

termittel wird mit dem vorliegenden Kontrollprogramm abgedeckt. 
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Insgesamt 7.075 Proben (Anlage 13) 

Analysenzahl 
Ist 2009 

Beanstandungen 
2009 in % 

Soll Probenzahl 
jeweils für 2012 

bis 2016 

nicht bestimmungsgemäße Verwen-
dung zugelassener Zusatzstoffe5,
davon in 

6.953 0,7 651 

Mischfuttermitteln 6.505 0,6 574 
Vormischungen 448 0,9 77 

nicht mehr als Zusatzstoff zugelas-
sene Stoffe6, davon in 

10.748 0,2 553

Mischfuttermitteln 10.331 0,2 480 
Vormischungen 417 0 73 

verbotene bzw. verschleppte phar-
makologisch wirksame Substanzen7,
davon in 

13.901 0,2 1.758

Mischfuttermitteln 11.631 0,2 1.439 
Vormischungen 292 0 269 

Einzelfuttermitteln 1.978 0,3 50 
verbotene Stoffe nach VO (EG) Nr. 
999/2001 und § 18 LFGB, davon in 

4.481 0,3 4.113

Mischfuttermitteln 3.760 0,2 2.111 
Vormischungen 13 0 0 

Einzelfuttermitteln 708 1 2.002 
unzulässige Stoffe insgesamt, davon 
in

31.602 0,3 7.075

Mischfuttermitteln 28.467 0,3 4.604 
Vormischungen 1.157 0,3 419 

Einzelfuttermitteln 1.978 0,3 2.052 

Tabelle 10: Zahl der Zahl der Proben zur Untersuchung auf unzulässige Stoffe 

                                                

Die in den Fußnoten 5 und 6 genannten Stoffe waren von der Europäischen Kommission vorgegeben. 

5 Decoquinat, Diclazuril, Halofuginon-Hydrobromid, Lasalocid-A-Natrium, Maduramycin-Ammonium-Alpha, Monensin-
Natrium, Narasin, Narasin-Nicarbazin, Nicarbazin, Robenidin-Hydrochlorid, Salinomycin-Natrium, Semduramycin-Natrium 
6 Amprolium, Amprolium-Ethopabat, Avilamycin, Aprinocid, Avoparcin, Carbadox, Dimetridazol, Dinitolmid, Flavophospholi-
pol, Ipronidazol, Metichlorpindol, Metichlorpindol-Methylbenzoquat, Olaquindox, Ronidazol, Spiramycin, Tylosinphosphat, 
Virginiamycin, Zinkbacitracin 
7 Die in der Spalte Wirkstoffe der folgenden Tabelle aufgeführten Stoffe sollten im Rahmen der Kontrollen auf pharmakolo-
gisch wirksame Substanzen erfasst werden. Die Liste ist nicht abschließend und diese Stoffe wurden nach folgenden Risi-
kokriterien ausgewählt, sie 
 sind im Nationalen Rückstandskontrollplan auffällig geworden und/oder 
 sind im Schnellwarnsystem (RASFF) auffällig geworden und/oder 
 wurden bei der amtlichen Futtermittelkontrolle beanstandet und/oder 
 sind Wirkstoffe, die in der Anwendung oral verabreicht werden und/oder 
 sind zur Anwendung beim Lebensmittel liefernden Tieren verbotene Wirkstoffe gemäß VO (EG) Nr. 37/2010. 



Kontrollprogramm Futtermittel für die Jahre 2012 bis 2016 

Seite 28 von 68 

Wirkstoffgruppen
zu analysierende Wirkstoffe

(im Ergebnis der Risikoanalyse zu erfassen) 
Chemotherapeutika Chloramphenicol 

Hormone Metroxyprogesteronacetat 

Aminoglycoside 
Avermectine 
Benzimidazole 
Chinolone 
Lincosamide Lincomycin 

Makrolidantibiotika Erythromycin 

Nitrofuran-Derivate Furazolidon, Nitrofurantoin, Nitrofurazon 

Penicilline Amoxicillin, Ampicillin, Penicillin 

Pleuromutilin-Derivate Tiamulin 

Polymyxine Colistin 

Sulfonamide Sulfadiazin, Trimethoprim 

Tetracycline Chlortetracyclin, Doxycyclin, Oxytetracyclin, Tetracyclin 

Tabelle 11: Nicht abgeschlossene Liste der Wirkstoffgruppen mit zu analysierenden Wirkstoffen 

10.6. Verbotene Stoffe 

In diesem Abschnitt sind nur noch die Untersuchungen auf verbotene Stoffe nach Anla-

ge III der VO (EG) Nr. 767/2009 aufgeführt. 

Insgesamt 197 Proben (Anlage 14) 

Analysenzahl 
Ist 2009 

Beanstandungen 
2009 in % 

Soll Probenzahl je-
weils für 2012 bis 

2016

Einzelfuttermittel 101

Mischfuttermittel 96

Gesamt

3.517 0,2 

197

Tabelle 12: Zahl der Einzelbestimmungen für verbotene Stoffe in Einzel- und Mischfuttermitteln 
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10.7. Sonstige Futtermittelkontrollen 

10.7.1. Zusammensetzung von Mischfuttermitteln 

Die Anzahl der in den Jahren 2012 bis 2016 jeweils durchzuführenden Bestimmungen 

kann im Vergleich zum Ist der letzten Jahre mit Blick auf die nicht mehr vorgeschriebene 

offene Deklaration reduziert werden. 

Insgesamt 769 Proben (Anlage 15) 

Analysenzahl Ist 
2009

Beanstandungen
2009 in % 

Soll Probenzahl je-
weils für 2012 bis 2016

Zusammensetzung von Mischfut-
termitteln

1.294 6,6 769 

Tabelle 13: Zahl der Proben zur Untersuchung auf Zusammensetzung von Mischfuttermitteln 

10.7.2. Mikrobiologische Untersuchungen 

Der Schwerpunkt der Untersuchungen sollte auf Einzelfuttermittel gelegt werden. In der 

nachstehenden Soll-Analysenzahl sind auch die im Rahmen des Zoonosenmonitorings 

durchzuführenden 240 Untersuchungen auf Salmonellen in Rapssaat und Rapspressku-

chen enthalten. In den Jahren 2012 und 2013 wird eine Statuserhebung bzgl. der Konta-

mination von Raps bzw. Rapsprodukten in/aus dezentralen Ölmühlen durchgeführt. Pro 

Jahr sind insgesamt 240 Proben vorgesehen. Bei einer Probennahme sind jeweils eine 

Probe der Rapssaat, die in der Ölmühle verarbeitet wird, und eine Probe aus der dazuge-

hörigen Charge des anfallenden Rapspresskuchens nach dessen Abkühlung zu entneh-

men. D.h., pro Jahr sind 120 Proben Rapssaat sowie 120 Proben von daraus hergestell-

tem Rapspresskuchen zu untersuchen. 

Die Aufteilung der Proben auf die Länder erfolgt entsprechend den jeweiligen Anbauflä-

chen für Raps im Jahr 2007 (Anlage 19). 

Die Probenahme soll dabei auf den anwendbaren rechtlichen Vorgaben der amtlichen 

Futtermittelkontrolle (z. Zt. u. a. Futtermittel-Probenahme- und Analyse-Verordnung) bzgl. 

ungleichmäßig verteilter unerwünschter bzw. verbotener Stoffe basieren. 

Insgesamt 2.592 Analysen in 865 Proben (Anlage 16) 

Analysenzahl Ist 
2009

Beanstandungen
2009 in % 

Soll Analysenanzahl 
jeweils für 2012 bis 

2016

mikrobiologische Untersuchungen 
(z. B. Verderb, pathogene Keime 
oder Salmonellen) 

1.735 2,3 2.592 

Tabelle 14: Zahl der mikrobiologischen Untersuchungen 
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10.7.3. Gentechnisch veränderte Organismen 

Der Umfang und die Art der im Zusammenhang mit gentechnisch veränderten Organis-

men durchzuführenden Kontrollen werden durch die Länder auf der Grundlage eigener 

Erkenntnisse festgelegt (siehe auch Nr. 2 dieses Kontrollprogramms). 

11. Zusammenfassung 

 Ist 2009 Soll 2012 bis 2016 

 Einzelbe-
stimmungen 

Beanstan-
dungen in % 

Einzelbe-
stimmungen 

Proben 

Inhaltsstoffe (ohne Was-
ser) 

19.307 5,3 21.528 3.579 

Gehalt an Futtermittelzu-
satzstoffen 14.157 9,8 23.934 7.226 

unerwünschte Stoffe 37.641 0,2 33.942 5.697 

mikrobiologische Untersu-
chungen 1.735 2,3 2.595 865 

Tabelle 15: Vergleich zwischen der Zahl der 2009 durchgeführten und der für die Jahre 2012 bis 2016 
jeweils vorgesehenen Einzelbestimmungen  

Für nachstehende Parameter werden in diesem Kontrollprogramm keine Orientierungen 

für die Anzahl der Einzelbestimmungen gegeben, sondern nur für die Anzahl der auf diese 

Parameter zu analysierenden Proben. 

Ist 2009 
Soll

2012 bis 2016 
Parameter 

Einzelbe-
stimmungen 

Beanstan-
dungen in % 

Proben 

Energie 1.479 6,2 1.249 

Rückstände von Pflanzenschutzmit-
teln 37.130 0,01 1.186 

unzulässige Stoffe 31.602 0,3 7.075 

verbotene Stoffe 3.517 0,2 197 

Zusammensetzung von Mischfut-
termitteln

1.294 6,6 769 

Tabelle 16: Vergleich zwischen der Zahl der 2009 durchgeführten Einzelbestimmungen und der für die 
Jahre 2012 bis 2016 jeweils vorgesehenen Probenahmen 

Es muss auch weiterhin darauf geachtet werden, dass die Anzahl der Einzelbestimmun-

gen je Probe an der Zielsetzung der Kontrolle ausgerichtet ist. 
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Manche Proben werden nur auf eine Substanz, manche können auch auf mehrere Hun-

dert Substanzen untersucht werden. Deshalb soll das Kontrollprogramm Futtermittel – 

wenn es der AVV Rahmen-Überwachung untergeordnet wird – von der Anzahl der Ein-

zelbestimmungen je Parameter auf die Anzahl der Proben je Parametergruppe umgestellt 

werden. Erste Ansätze dazu sind im vorliegenden Kontrollprogramm bereits eingearbeitet. 

Damit ist in den Ländern eine stärkere und aktuellere Risikoorientierung möglich. 

12. Schlussbemerkung 

Das vorliegende Kontrollprogramm Futtermittel ist für die Kontrolljahre 2012 bis 2016 er-

stellt. Dies schließt nicht aus, dass Anpassungen an aktuelle Erkenntnisse zu einer zwi-

schenzeitlichen Änderung des Programms führen können und müssen. 

In das vorliegende Kontrollprogramm können neben den nationalen risikoorientierten Kon-

trollen weitere koordinierte Kontrollpläne der Europäischen Kommission gemäß Artikel 53 

der Verordnung (EG) Nr. 882/2004 aufgenommen werden, sofern solche verabschiedet 

werden.

Nach der jeweiligen Auswertung der Kontrollergebnisse der Jahre 2010 bis 2014 sollen 

die Ergebnisse und Erfahrungen bei der Durchführung der bisherigen Kontrollprogramme 

unter Beteiligung der Länder, des BMELV, des BfR und des BVL sowie unter Einbezie-

hung des VDLUFA jeweils erneut analysiert und ggf. in den Folgejahren berücksichtigt 

werden.

Dabei sollte z. B. auch weiterhin geprüft werden, ob die seit 2006 verbindlichen Cross-

Compliance-Regelungen ausreichend integriert sind.  

Auch eine eventuelle Weiterentwicklung geeigneter Analysemethoden z. B. für Rückstän-

de von Pflanzenschutzmitteln in Futtermitteln und veränderte Risikoschwerpunkte durch 

neue Erkenntnisse zum Carry-over dieser Stoffe bzw. zu deren An- oder Abreicherung 

durch Verarbeitungsschritte sind dann ggf. zu berücksichtigen. 
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Anlage 1: Beschreibung einer Risikobeurteilung 
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Anlage 12: Vorrangig zu analysierende Wirkstoffe von Pflanzenschutzmit-
teln

Wirkstoff  Untersuchungsmatrix 

Azinphosethyl  Ölsaaten 
Azoxystrobin  Getreide 

Carbendazim und Benomyl (Summe aus Benomyl 
und Carbendazim, ausgedrückt als Carbendazim)8 Getreide, Ölsaat 

Bitertanol Ölsaaten 
Bromopropylat  Ölsaaten 
Carbaryl  Getreide 
Chlorpyrifos Getreide 
Chlorpyrifosmethyl  Getreide 
Chlorthalonil  Getreide 

Cyfluthrin (Cyfluthrin einschließlich anderer Gemi-
sche seiner Isomerbestandteile (Summe aller Isome-
ren))9

Getreide 

Cypermethrin (Cypermethrin einschließlich anderer 
Gemische seiner Isomerbestandteile (Summe aller 
Isomeren))  

Ölsaat 

Deltamethrin (cis-Deltamethrin) Getreide, Ölsaat 
Dichlorvos  Getreide, Ölsaat 

Disulfoton (Summe aus Disulfoton, Disulfoton-
Sulfoxid und Disulfoton- Sulfon, ausgedrückt als Disul-
foton)

Getreide 

Famoxadon  Getreide 

 Fenvalerat und Esfenvalerat (Summe der RR- und 
SS-Isomeren); Fenvalerat und Esfenvalerat (Summe 
der RS- und SR-Isomeren) 

Getreide, Ölsaat 

Glyphosat Getreide, Ölsaat 
Hexaconazol  Getreide 

Imazalil2 Getreide 

Iprodion - Summe aus Vinclozolin, Iprodion, Procymi-
don und allen Metaboliten, die den 3,5-Dichloranilin-
Anteil enthalten, ausgedrückt als 3,5-Dichloranilin. 

Getreide 

Kresoxim-methyl  Getreide 

Lambda-Cyhalothrin (Lambda-Cyhalothrin ein-
schließlich anderer gemischter Isomerbestandteile 
(Summe der Isomeren)).  

Getreide, Ölsaat, Hülsenfrüchte 

Malathion (Summe aus Malathion und Malaoxon, 
ausgedrückt als Malathion) 

Getreide 

Dithiocarbamate (Dithiocarbamate, ausgedrückt als 
CS2, einschließlich Maneb, Mancozeb, Metiram, Pro-
pineb, Thiram und Ziram) 

Getreide, Ölsaaten 

Mecarbam2 Getreide 

                                                

8 Gegebenenfalls wird bei der Bestimmung von Carbendazim aus Benomyl auch Carbendazim aus Thiophanatmethyl 
miterfasst. Dies ist bei der Bewertung zu berücksichtigen. 
9 Wird vom Arbeitskreis Organik der Fachgruppe VIII des VDLUFA validiert. 
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Metalaxyl und Metalaxyl-M (Metalaxyl einschließlich 
anderer Gemische seiner Isomerbestandteile, ein-
schließlich Metalaxyl-M (Summe der Isomeren)) 

Getreide, Ölsaat 

Methidathion Rapssaat 

Methomyl und Thiodicarb (Summe aus Methomyl 
und Thiodicarb, ausgedrückt als Methomyl) 

Ölsaaten, ausgen. Raps 

Myclobutanil Ölsaaten 
Nitrofen Getreide 

Oxydemeton-methyl (Summe aus Oxydemeton-
methyl und Demeton-Smethylsulfon, ausgedrückt als 
Oxydemeton-methyl) 

Getreide 

Parathion Getreide 

Parathion-methyl (Summe aus Parathion-methyl und 
Paraoxon-methyl, ausgedrückt als Parathion-methyl) 

Getreide 

Pendimethalin Getreide, Ölsaat, Hülsenfrüchte 

Permethrin (Summe der Isomeren)2 Getreide, Ölsaat 

Phosphamidon  Getreide 
Pirimiphosmethyl  Getreide, Ölsaat 

Prochloraz (Summe aus Prochloraz und seinen Me-
taboliten, die den 2,4,6- Trichlorphenol-Anteil enthal-
ten, ausgedrückt als Prochloraz) 

Getreide, Ölsaat 

Procymidon  (Procymidon : Vinclozolin, Iprodion, 
Procymidon, Summe der Verbindungen und aller Me-
taboliten, die den 3,5-Dichloranilin-Anteil enthalten, 
ausgedrückt als 3,5-Dichloranilin) 

Getreide 

Profenfos  Baumwollsaat 
Propiconazol Getreide 

Resmethrin (Resmethrin einschließlich anderer Ge-
mische seiner Isomerbestandteile (Summe aller Iso-
meren)) 

Getreide 

Triadimefon und Triadimenol (Summe aus Triadime-
fon und Triadimenol)  

Getreide 

Triazophos  Baumwollsaat 
Trichlorfon Getreide 

Vinclozolin (Summe aus Vinclozolin und seinen Me-
taboliten, die den 3,5- Dichloranilin-Anteil enthalten, 
ausgedrückt als Vinclozolin)  

Hülsenfrüchte 

Fenpropidin Getreide 
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      Anlage 4 zu TOP 8 / 7.VSMK 

Beschluss zu TOP 6 "14-Punkte Aktionsplan vom 18.01.2011 - Folgerungen und 

Maßnahmen aus dem Aktionsplan der Länder und des Bundes "Unbedenkliche Fut-

termittel, sichere Lebensmittel, Transparenz für den Verbraucher"" 

zu Ziffer 3 des Aktionsplans: Positivliste für Futtermittel

Die Positivliste für Futtermittel wird durch die Normenkommission für Einzelfuttermittel im 

Zentralausschuss der Deutschen Landwirtschaft (ZDL) erarbeitet und ständig aktualisiert. 

Sie wird seit 2001 als Konsequenz aus der BSE-Krise erarbeitet und liegt jetzt in der 9. 

Auflage (März 2011) vor. Bund und Länder sind als ständige Gäste in der Normenkommis-

sion vertreten und damit in die Entwicklung der Positivliste eingebunden. Es handelt sich 

um eine von der Normenkommission unter Beteiligung der Wirtschaft erstellte Liste, die auf 

freiwilliger Basis in Deutschland und auch in Österreich Anwendung findet. Sie ist ab-

schließend, wird jedoch nach entsprechender Prüfung von Anträgen oder aufgrund neuer 

Erkenntnisse angepasst. Ein Charakteristikum sind die insbesondere bei komplexen Her-

stellungsprozessen geforderten Datenblätter, in denen dem Nutzer wichtige Informationen 

zum Herstellungsprozess, zur Verwendung von Verarbeitungshilfsstoffen, zu Analysen und 

zu "kritischen Kontrollpunkten" zur Verfügung gestellt werden. 

Bund und Länder waren immer und frühzeitig bestrebt, die Positivliste innerhalb der EU 

publik zu machen und eine Akzeptanz hierfür in den Mitgliedstaaten zu erreichen. Bereits 

im September 2003 fand auf Einladung des Bundes eine Veranstaltung an der FAL Braun-

schweig statt, zu der Vertreter der Kommission und einzelner Mitgliedstaaten eingeladen 

waren. Ziel war es, die Vorteile der Positivliste zu präsentieren und die Grundlage für eine 

EU-weite Nutzung einer solchen Liste zu schaffen. Bereits damals zeigte sich eine deutli-

che Zurückhaltung sowohl auf EU-Ebene als auch in den anderen Mitgliedstaaten. 

Im März 2011 fand aus Anlass des zehnjährigen Bestehens der Positivliste ein Workshop 

statt, bei dem auch Bund und Länder vertreten waren und ihre Vorstellungen zur Weiter-

entwicklung der Positivliste einbringen konnten. 

Zur Vorlage für den EU-Tag in Bremen am 18./19.05.2011 wurde ein Positionspapier erar-

beitet zum Thema "Dioxin in Futtermitteln / Maßnahmen zur Futtermittelsicherheit". In die-

sem Positionspapier ist die Positivliste als abschließende Liste der Einzelfuttermittel, die an 

lebensmittelliefernde Tiere verfüttert werden dürfen, ebenfalls aufgeführt. Festgehalten ist, 

dass der Bundesrat die Bundesregierung gebeten hat, in den entsprechenden Gremien der 

Europäischen Union sich weiterhin für eine verpflichtende Anwendung einer Positivliste für 
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Futtermittel einzusetzen. Voraussetzung für die verpflichtende Anwendung einer Positivlis-

te sei eine Änderung des EU-Rechts. 

Das BMELV hat, unterstützt von den Ländern, wiederholt das Anliegen bei der EU-

Kommission vorgetragen. Über die Verordnung (EG) Nr. 767/2009 hat die Kommission 

abweichend die Einführung eines von der Wirtschaft erarbeiteten Katalogs der Einzelfut-

termittel ermöglicht. Mit der Verordnung (EU) Nr. 575/2011 der Kommission vom 16. Juni 

2011 zum Katalog der Einzelfuttermittel wurde die derzeit gültige umfangreiche Liste der 

Einzelfuttermittel veröffentlicht. Beteiligt an der Erstellung dieses Katalogs waren Vertreter 

der europäischen Futtermittelbranche in Absprache mit anderen betroffenen Parteien, in 

Zusammenarbeit mit den zuständigen Behörden und unter Berücksichtigung einschlägiger 

Erkenntnisse aus Gutachten der Europäischen Behörde für Lebensmittelsicherheit sowie 

wissenschaftlicher und technologischer Entwicklungen. Die Länder hatten im Vorfeld zu 

den Entwürfen der Verordnung über das BMELV Stellung genommen. Insbesondere die 

Listung bestimmter Produkte ohne ausreichende Prüfung möglicher Risiken war kritisch 

hinterfragt worden. 

Die Länder haben keine direkte Möglichkeit, die Positivliste in europäischen Gremien dar-

zustellen und hierfür zu werben. Die Unterstützung erfolgt in erster Linie durch eine fachli-

che Zuarbeit innerhalb der Normenkommission. Auf der Jahrestagung der Futtermittel-

überwachungsbehörden der Länder und des Bundes (Mai 2011) fand ein Forum statt, in 

dem die Anforderungen an Einzelfuttermittel unter Berücksichtigung der Verordnung (EG) 

Nr. 767/2009 und der nationalen Positivliste umfangreich dargestellt und diskutiert wurden. 
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Anlage zu TOP 19 / 7.VSMK

Bericht der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz 

für die 7. VSMK 

zur Finanzierung der Verbraucherarbeit 

(Stand: 29.07.2011) 

1. Beschlussfassung der 6. VSMK

Die 6. VSMK hatte auf der Basis eines von der AG WV vorgelegten Positionspapiers 

einen Beschluss zur Finanzierung der Verbraucherarbeit gefasst. In ihrem Beschluss 

hat die 6. VSMK unter anderem auf die Bedeutung der Verbraucherarbeit für den 

Wettbewerb und eine daraus resultierende Verantwortung der Anbieterseite zur 

Leistung eines Finanzierungsbeitrages für die Verbraucherarbeit hingewiesen. Ferner 

hat die VSMK die Verbraucherverbände aufgefordert, weitere Maßnahmen zur 

Erzielung eigener Einnahmen zu prüfen und umzusetzen. 

Im Zusammenhang mit den wettbewerbsrechtlichen Instrumentarien hat die 6. VSMK 

festgestellt, dass bei folgenden Themen rechtlicher Handlungsbedarf gesehen werde, 

um die Finanzierung der Verbraucherarbeit nachhaltig auf eine breitere Basis zu 

stellen:

 „Die gesetzlichen Grundlagen der Gewinnabschöpfung (§ 10 UWG, § 34 a 

GWB) sind grundlegend zu überarbeiten mit dem Ziel, das Instrument 

praxisnah auszugestalten und das Prozesskostenrisiko der 

Verbraucherverbände durch die Schaffung eines Fonds, in den abgeschöpfte 

Gewinne fließen, zu reduzieren. 

 Die durch die Kartellbehörden erhobenen Bußgelder sind ganz oder 

zumindest teilweise der Verbraucherarbeit zuzuführen, da die 

Verbraucherinnen und Verbraucher in vielen Fällen auch die wirtschaftliche 

Last von kartellrechtswidrigem Verhalten getragen haben.“ 

Die 6. VSMK hatte das BMELV aufgefordert, gemeinsam mit dem BMJ und dem BMWi 

entsprechende Maßnahmen zu prüfen und in die Wege zu leiten.
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Die VSMK hatte die LAV gebeten, bis zur 3. ACK/7. VSMK Umsetzungsvorschläge 

vorzulegen, in welcher Form die o. a. verschiedenen Finanzierungsmöglichkeiten für 

die Verbraucherarbeit ausgestaltet werden können. 

2. Entwicklung seit der 6. VSMK/Verbändegespräch

BMJ und BMWi haben in Schreiben vom 26.10.2010 und 10.11.2010 zu den 

Vorschlägen der VSMK ablehnend Stellung genommen und insbesondere die 

Auffassung vertreten, dass der abgeschöpfte Gewinn beziehungsweise die 

Kartellbußen weiterhin als nicht zweckgebundene Einnahmen dem Bundeshaushalt 

zufließen sollen. Sowohl die Bundesministerin der Justiz, Frau Sabine Leutheusser-

Schnarrenberger, als auch der Staatssekretär im Bundesministerium für Wirtschaft und 

Technologie, Herr Dr. Bernhard Heitzer, haben hinsichtlich der gewünschten Stärkung 

der Verbraucherarbeit darauf verwiesen, dass die institutionellen Förderungen für die 

Verbraucherzentralen und den VZBV aufgestockt werden sollten. 

Die Mehrheit der Kartellbehörden der Länder hatte sich im Rahmen einer Abfrage des 

VSMK-Vorsitzlandes ebenfalls kritisch zu den Vorschlägen der VSMK geäußert.  

In seiner Funktion als VSMK-Vorsitzland hat Bremen den genannten VSMK-Beschluss 

zur „Finanzierung der Verbraucherarbeit“ zur Grundlage eines Verbändegespräches 

zum wirtschaftlichen Verbraucherschutz am 24.03.2011 gemacht. Wegen der 

Bedeutung des Themas hatte Bremen alle Länder sowie die verbraucherpolitischen

Sprecherinnen und Sprecher der Bundestagsfraktionen zu diesem Verbändegespräch 

eingeladen. Die Impulsbeiträge zu dem Thema wurden von Herrn Gerd Billen vom 

VZBV, von Herrn Dr. Armin Jungbluth, zuständiger Referatsleiter im BMWi, und von 

Herrn Prof. Dr. Karl-Heinz Fezer von der Universität Konstanz gehalten.  

Das Verbändegespräch hat gezeigt, dass die unterschiedlichen Bewertungen 

hinsichtlich der Zulässigkeit und Geeignetheit zusätzlicher Finanzierungsinstrumente 

zugunsten des Verbraucherschutzes durch Abschöpfung von Unrechtsgewinnen und 

Nutzung kartellrechtlich vereinnahmter Bußgelder für die Verbraucherarbeit bestehen 

bleiben. Während sich Herr Prof. Dr. Fezer und der VZBV zu dem Beschluss der VSMK 

positiv äußerten, wurde von Seiten der Bundesregierung eine sehr zurückhaltende und 

teilweise ablehnende Position vertreten.  
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Das BMELV wies in der Diskussion darauf hin, dass die Bundesregierung der beim 

VZBV eingerichteten Stiftung Verbraucherschutz 10 Mio. € Stiftungsvermögen als 

Grundstock zur Verfügung gestellt habe und warb für Zustiftungen durch die Länder 

und die Wirtschaft.

Im Ergebnis wurden im Verbändegespräch jedoch keine neuen Positionen und 

Argumente hervorgebracht, die eine Änderung oder grundlegende Überarbeitung des 

umfangreichen Positionspapiers der AG WV, das von der 6. VSMK zur Kenntnis 

genommen wurde, erforderlich machen.

Die Diskussion hat darüber hinaus sehr unterschiedliche Vorschläge für mögliche 

Umsetzungsschritte beinhaltet. So wurde zum Beispiel von Herrn Prof. Dr. Fezer 

vorgebracht, dass die Zweckbindung eines Vermögens zur Finanzierung der 

Verbraucherarbeit verlange, die rechtliche Organisationsform eines zweckgebundenen 

Sondervermögens in öffentlich-rechtlicher oder privater Rechtsform einzurichten.

3. Derzeitiger Sachstand

Die von der 6. VSMK erbetene Vorlage zu konkreten Umsetzungsschritten, die über 

das von der AG WV vorgelegte Positionspapier hinausgehen, konnte von der AG WV 

noch nicht abgeschlossen werden. Dies liegt nicht nur in der Komplexität des Themas 

begründet, sondern rührt auch daher, dass im Rahmen des Verbändegespräches keine 

einheitliche Linie hinsichtlich weiterer Umsetzungsschritte erkennbar war.
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Anlage zu TOP 24 / 7.VSMK 

Bericht der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz:

Richtlinie über Rechte der Verbraucher 

(Stand: 01. August 2011) 

Die 6. Verbraucherschutzministerkonferenz hat am 17. September 2010 in Potsdam 

folgenden Beschluss gefasst: 

1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz nimmt den Bericht der Länderarbeitsge-

 meinschaft Verbraucherschutz zur Kenntnis. 

2. Die Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz wird gebeten, den 

 Diskussionsstand zur Richtlinie über Rechte der Verbraucher auch weiterhin zu 

 begleiten und bei aktuellen Entwicklungen der Verbraucherschutzministerkonferenz

 erneut Bericht zu erstatten. 

3. Die Bundesregierung wird ersucht, im Rahmen der weiteren Beratungen zur 

 Richtlinie über Rechte der Verbraucher insbesondere auch auf eine effektive 

 europäische Regelung zur Bekämpfung von Kostenfallen im Internet hinzuwirken. 

 Falls absehbar ist, dass keine Entscheidung auf europäischer Ebene gefällt wird, 

 setzen sich die für Verbraucherschutz zuständigen Ministerinnen und Minister, 

 Senatorinnen und Senatoren der Länder für eine nationale Regelung ein. 

Am 23. Juni 2011 hat das Europäische Parlament in erster Lesung der Richtlinie über 

Rechte der Verbraucher zugestimmt. Es handelt sich dabei um einen Kompromisstext, auf 

den sich die am Rechtsetzungsverfahren beteiligten EU-Institutionen im Vorfeld im 

Rahmen von Trilog-Verhandlungen geeinigt hatten. Nach Zustimmung des Rates der 

Europäischen Union voraussichtlich am 29. September 2011 tritt die Richtlinie am 

zwanzigsten Tag nach Veröffentlichung im Europäischen Amtsblatt in Kraft. Die 

Mitgliedstaaten der Europäischen Union müssen die Richtlinie dann innerhalb einer 

Umsetzungsfrist von zwei Jahren in ihre nationalen Rechtssysteme umsetzen. 
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Anwendungsbereich

Grundlage für die vom Europäischen Parlament verabschiedete Richtlinie war der 

Vorschlag der Europäischen Kommission für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments 

und des Rates über Rechte der Verbraucher vom 8. Oktober 2008 (Dok. KOM(2008) 614). 

Sah der Entwurf der Europäischen Kommission noch eine Zusammenfassung der 

Richtlinien über den Verbrauchsgüterkauf, Fernabsatz-, Haustürgeschäfte und Allgemeine 

Geschäftsbedingungen vor, so werden mit der nun vom europäischen Gesetzgeber 

verabschiedeten Richtlinie über Rechte der Verbraucher in erster Linie Vorschriften zu 

Haustürgeschäften und Fernabsatzverträgen europaweit vereinheitlicht. Allgemeine 

Geschäftsbedingungen sind gänzlich vom Anwendungsbereich der Richtlinie 

ausgenommen, und es werden nur einzelne Bestimmungen des Verbrauchsgüterkaufs 

durch die Richtlinie geregelt und harmonisiert. 

Umfang der Harmonisierung

Die Richtlinie ist grundsätzlich vollharmonisiert, d.h. Mitgliedstaaten können die 

Bestimmungen im Hinblick auf das Verbraucherschutzniveau künftig weder über- noch 

unterschreiten. Ausnahmen von dieser Regelung sind aber möglich, wenn sie in der 

Richtlinie explizit vorgesehen sind. So ist es den Mitgliedstaaten gemäß der Richtlinie etwa 

freigestellt, eine nationale Regelung zur sogenannten Bestätigungslösung bei der 

unerlaubten Telefonwerbung einzuführen, wonach ein aufgrund eines Telefonanrufs 

zustande gekommener Vertrag den Verbraucher nur dann binden soll, wenn er ihn 

nochmals gesondert schriftlich bestätigt. 

Verbraucherschutzniveau

Ausgehend von der ursprünglichen Haltung der VSMK bzw. des Bundesrates, dass die 

Richtlinie zu keiner Absenkung des Verbraucherschutzniveaus führen dürfe, wird der jetzt 

gefundene Kompromiss in Teilen zu einer Verschlechterung der Rechtslage für deutsche 

Verbraucher führen. Darüber hinaus haben sich VSMK und Bundesrat grundsätzlich für die 

Beibehaltung der Mindestharmonisierung ausgesprochen und nur für eine punktuelle 

Vollharmonisierung plädiert. Insofern bleibt die Richtlinie hinter den deutschen 

Forderungen zurück. Damit wurden nicht alle verbraucherpolitischen Ziele erreicht. 

Gleichwohl ist das gefundene Ergebnis vertretbar, zumal die Richtlinie in wichtigen 
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Punkten auch zu Verbesserungen führt. Nachfolgend werden die wesentlichen 

Neuerungen zusammengefasst: 

- Aus Verbrauchersicht besonders begrüßenswert ist die Aufnahme der sogenannten 

Button-Lösung in die Richtlinie. Ein zwischen einem Verbraucher und einem 

Gewerbetreibenden über das Internet geschlossener Vertrag wird demnach künftig nur 

wirksam, wenn der Verbraucher ausdrücklich bestätigt, dass die Bestellung mit einer 

Zahlungspflicht verbunden ist. Erfolgt die Bestellung durch Anklicken eines Buttons, muss 

der Button mit einem Hinweis auf die Kostenpflichtigkeit des Angebots gekennzeichnet 

sein. Die Verbraucherschutzministerkonferenz hatte sich bereits in mehreren Beschlüssen 

für eine effektive europäische Regelung zur Bekämpfung von Kostenfallen im Internet 

eingesetzt. 

- Im Hinblick auf die Bekämpfung unerlaubter Telefonwerbung trifft die neue Richtlinie 

hingegen keine allgemeinverbindliche Regelung, sondern stellt es den Mitgliedstaaten frei, 

bei telefonisch abzuschließenden Fernabsatzverträgen eine Bestätigungslösung 

einzuführen. Danach kann ein solcher Vertrag den Verbraucher nur dann binden, wenn der 

Gewerbetreibende das Angebot bestätigt und der Verbraucher das Angebot unterzeichnet 

oder sein schriftliches Einverständnis übermittelt. Mit dieser EU-Vorschrift ist sichergestellt, 

dass die auf nationaler Ebene von der VSMK und vom Bundesrat geforderte 

Bestätigungsregelung für am Telefon unlauter angebahnte Verträge auch europarechtlich 

abgesichert ist.  

- Europaweit wird ein vierzehntägiges Widerrufsrecht bei Fernabsatz oder bei 

Haustürgeschäften gelten. Damit wird die in Deutschland bereits geltende Widerrufsfrist 

von vierzehn Tagen auf die gesamte Europäische Union ausgedehnt, wovon insbesondere 

der Online-Handel profitieren sollte. Eine Verschlechterung gegenüber der bisherigen 

Rechtslage bildet die Verkürzung der Widerrufsfrist bei verspäteter oder unterbliebener 

Unterrichtung des Verbrauchers über seine Widerrufsmöglichkeiten. Erfolgt eine solche 

Information nachträglich, gilt in Deutschland derzeit ein einmonatiges Widerrufsrecht. Nach 

der neuen Richtlinie bleibt es bei einer Widerrufsfrist von 14 Tagen ab dem Zeitpunkt der 

Information, sofern diese vom Unternehmer noch binnen 12 Monaten ab Empfang der 

Ware (bzw. bei Dienstleistungen ab Vertragsschluss) nachgeholt wird. Unterbleibt die 

Information zum Widerrufsrecht komplett, besteht für den Verbraucher in Deutschland 

derzeit eine unbefristete Widerrufsmöglichkeit. Die neue EU-Regelung beschränkt die 
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Widerrufsfrist auf zwölf Monate, sofern die Information über das Widerrufsrecht gar nicht 

oder nur unvollständig erfolgte.  

- Ein einheitliches Widerrufsformular wird eingeführt. Der Widerruf kann nach wie vor auch 

anderweitig erklärt werden. Voraussetzung hierfür ist - so die Erwägungsgründe zur 

Richtlinie - dass die an den Unternehmer gerichtete Erklärung unmissverständlich ist. 

Weiter heißt es, diese Anforderung könne durch einen Brief, einen Telefonanruf oder durch 

die Rücksendung der Ware, begleitet von einer deutlichen Erklärung, erfüllt sein. Die nach 

der deutschen Rechtslage bestehende Möglichkeit, den Widerruf durch bloße 

Rücksendung der Ware auszuüben, wird durch das Erfordernis einer begleitenden 

Erklärung eingeschränkt. Demgegenüber erleichtert das standardisierte Widerrufsformular 

den schriftlichen Widerruf. 

- Beim Widerruf muss der Kaufpreis grundsätzlich innerhalb von 14 Tagen erstattet 

werden. Verschlechtern wird sich die Situation deutscher Verbraucher bei der 

Kostentragung der Rücksendekosten im Fall des Widerrufs eines Fernabsatzvertrages. 

Diese muss künftig grundsätzlich der Verbraucher tragen, während sie nach derzeit 

geltendem deutschen Recht nur bis zu einem Warenwert von vierzig Euro dem 

Verbraucher auferlegt werden können. Immerhin müssen Verbraucher vor 

Vertragsabschluss darüber informiert werden, wenn sie die Rücksendekosten zu tragen 

haben.

- Verbraucher werden bei außerhalb von Geschäftsräumen geschlossenen Verträgen 

künftig auch dann ein Widerrufsrecht haben, wenn sie den Vertreter zuvor selbst bestellt 

haben (Ausnahme: Bestellung zu dringenden Reparatur- und Instandhaltungsarbeiten). 

Nach geltendem deutschen Recht besteht für solche Haustürgeschäfte grundsätzlich keine 

Widerrufsmöglichkeit. 

- Bei digitalen Erzeugnissen wie Musik, Filmen oder Software erlischt bei entsprechender 

Belehrung des Verbrauchers mit Beginn des Herunterladens das Widerrufsrecht. Eine 

solche Vorschrift fehlte bisher im deutschen Recht. Mangels ausdrücklicher Regelung zur 

Behandlung von Internet-Downloads kommt es derzeit darauf an, ob das Herunterladen 

von digitalen Inhalten im Einzelfall als Inanspruchnahme einer Dienstleistung oder als 

Warenkauf angesehen wird. Im ersteren Fall erlischt das Widerrufsrecht, sobald der 

Vertrag von beiden Seiten auf ausdrücklichen Wunsch des Verbrauchers vollständig erfüllt 
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wird (d.h. erst nach Herunterladen und vollständiger Bezahlung). In der Praxis werden 

heruntergeladene Daten jedoch überwiegend als Waren angesehen, die auf Grund ihrer 

Beschaffenheit nicht für eine Rücksendung geeignet sind und deshalb bislang der 

gesetzlichen Ausnahme vom regulären Widerrufsrecht unterfallen. Die europäische 

Regelung bildet einen akzeptablen Kompromiss zwischen diesen beiden Alternativen und 

wird auf Verbraucherseite für mehr Klarheit und Rechtssicherheit sorgen.  

- Sofern die Parteien nichts anderes vereinbart haben, müssen Waren innerhalb von 30 

Tagen geliefert werden; liefert der Gewerbetreibende nicht, kann der Verbraucher nach 

erfolgloser Fristsetzung und in bestimmten Fällen auch fristlos kündigen. 

- Für Zahlungsmittel, wie z.B. bei Kreditkartenzahlungen, dürfen Gewerbetreibende künftig 

nur noch diejenigen Zusatzkosten in Rechnung stellen, die sie selbst an den 

Zahlungsdienstleister leisten müssen. Bei Telefonhotlines müssen Verbraucher nach 

Vertragsschluss die Möglichkeit haben, den Gewerbetreibenden zu einem ortsüblichen 

Telefontarif zu erreichen. 

- Auch die Informationsvorschriften für Händler beim Online-Shopping werden im Sinne 

des Verbraucherschutzes verbessert. Umfassendere Angaben über den vollständigen 

Preis, die Erreichbarkeit des Händlers und die Ware (insbesondere bei digitalen 

Produkten) werden Pflicht. Des Weiteren muss der Verbraucher spätestens zu Beginn 

eines Bestellvorgangs im Internet über das Bestehen etwaiger Lieferbeschränkungen für 

seinen Mitgliedstaat und die akzeptierten Zahlungsmethoden informiert werden. 

- Bei Buchungen über das Internet muss künftig gewährleistet werden, dass dem 

Verbraucher durch bestimmte Voreinstellungen keine zusätzlichen Verträge, wie etwa eine 

Reiserücktrittsversicherung bei Buchung einer Pauschalreise, aufgenötigt werden. 

- Außerhalb von Geschäftsräumen geschlossene Verträge bis zu 50 Euro können 

vollständig von der EU-Richtlinie ausgenommen werden. Sofern die Mitgliedstaaten nicht 

ausnahmsweise auf die Anwendung der Vorschrift verzichten, ist für von Verbrauchern 

ausdrücklich angeforderte Handwerkerleistungen unter 200 Euro grundsätzlich 

vorgesehen, dass nur bestimmte, besonders relevante Informationen schriftlich erfolgen. 
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Bei dringenden Reparaturen wie der Behebung eines Wasserrohrbruchs ist kein 

Widerrufsrecht vorgesehen. 

Fazit

Die Verbraucherschutzministerkonferenz hatte sich gegenüber der Europäischen 

Kommission dafür eingesetzt, dass bei der Richtlinie über Rechte der Verbraucher ein 

hohes Verbraucherschutzniveau, welches sich an deutschen Standards orientieren sollte, 

beibehalten wird. Das erzielte Ergebnis ist vertretbar, zumal es, wie zuvor dargestellt, in 

einzelnen Aspekten auch zu Verbesserungen führt. Der Bundesrat (Stellungnahme zum 

Richtlinienentwurf der Europäischen Kommission, Drucksache 765/08 vom 6. März 2009) 

und die VSMK hatten sich gegen eine umfassende Vollharmonisierung der Richtlinie über 

Rechte der Verbraucher ausgesprochen. Insofern ist zu begrüßen, dass lediglich solche 

Bereiche des Verbraucherrechts vollharmonisiert werden, die einen tatsächlichen Mehrwert 

für Verbraucher bei grenzüberschreitenden Geschäften im Europäischen Binnenmarkt 

versprechen, namentlich die Bestimmungen zu Fernabsatzverträgen und zu 

Haustürgeschäften. Vom Anwendungsbereich der Richtlinie gänzlich ausgenommen sind 

die Bestimmungen zu Allgemeinen Geschäftsbedingungen, bei denen die Mitgliedstaaten 

auch weiterhin über das europaweit vorgeschriebene Mindestniveau hinausgehen können. 

Auch im Bereich des Verbrauchsgüterkaufs werden nur einzelne Bestimmungen durch die 

Richtlinie über Rechte der Verbraucher harmonisiert. 
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Anlage zu TOP 25 / 7.VSMK 

Bericht der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz: 

Europäisches Vertragsrecht für Verbraucher
und Unternehmen 

(Stand: 02. August 2011) 

Die 6. Verbraucherschutzministerkonferenz hat die Länderarbeitsgemeinschaft Verbrau-
cherschutz per Beschluss vom 17. September 2010 (unter Top 28) beauftragt, die Diskus-
sion um die Schaffung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unterneh-
men dauerhaft zu begleiten und der Verbraucherschutzministerkonferenz über den Diskus-
sionsverlauf bei Bedarf zu berichten. Sie hat folgenden Beschluss gefasst: 

"1. Die Verbraucherschutzministerkonferenz setzt sich bei der Diskussion um die Schaf-
fung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen für ein hohes 
Schutzniveau für Verbraucher in der Europäischen Union ein. Dabei sollte das derzeitige 
deutsche Verbraucherschutzniveau nicht unterschritten werden. 

2. Die Verbraucherschutzministerkonferenz beauftragt die Länderarbeitsgemeinschaft 
Verbraucherschutz damit, die Diskussion um die Schaffung eines Europäischen Vertrags-
rechts für Verbraucher und Unternehmen dauerhaft zu begleiten und der Verbraucher-
schutzministerkonferenz über den Diskussionsverlauf bei Bedarf Bericht zu erstatten." 

Grünbuch: Optionen für die Einführung eines Europäischen Vertrags-
rechts für Verbraucher und Unternehmen

Die Europäische Kommission hat am 1. Juli 2010 ein Grünbuch - Optionen für die Einfüh-
rung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen - vorgestellt. 
Grundlage für das Grünbuch ist der sogenannte "Common Frame of Reference", der von 
einer Expertengruppe erarbeitet und Ende 2008 vorgestellt wurde. Interessenvertreter hat-
ten bis 31. Januar 2011 Zeit, zu dieser Konsultation Stellung zu nehmen. Das Grünbuch 
stellt sieben Optionen im Hinblick auf die Schaffung eines europäischen Vertragsrechts 
dar. Diese Optionen reichen von einer völlig unverbindlichen Vorstellung der Ergebnisse 
der Expertenarbeit über die Verwendung derselben als "Toolbox" und ein fakultatives eu-
ropäisches Vertragsrechtsinstrument bis hin zu einer Verordnung zur Einführung eines Eu-
ropäischen Zivilgesetzbuchs. 

Bundesrat 

Der Bundesrat hat von der Möglichkeit zur Stellungnahme zum Grünbuch Gebrauch ge-
macht (Drucksache 413/10(B) vom 17. Dezember 2010), wobei der Ausschuss für Agrar-
politik und Verbraucherschutz eine verbraucherpolitische Bewertung des Grünbuchs in den 
Bundesrat eingebracht hat, deren Inhalte vorab innerhalb der Projektgruppe diskutiert wur-
den. Der Bundesrat begrüßt und unterstützt das Vorhaben der Kommission, durch Maß-
nahmen im Bereich des Vertragsrechts die Qualität der europäischen Rechtsvorschriften 
im Allgemeinen und deren Kohärenz im Besonderen zu verbessern sowie die Entwicklung 
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des europäischen Binnenmarkts weiter zu fördern. Er befürwortet die Schaffung einer 
"Toolbox" (Option 2b des Grünbuchs) für die Europäischen Rechtsetzungsorgane. Unab-
hängig hiervon hält der Bundesrat die Schaffung eines fakultativen Europäischen Vertrags-
rechts ("28. Rechtsordnung", Option 4 des Grünbuchs) für einen gangbaren Weg, den 
grenzüberschreitenden Geschäftsverkehr im Binnenmarkt zu fördern. Der Bundesrat macht 
allerdings auch darauf aufmerksam, dass sich durch die Schaffung eines fakultativen 
grenzüberschreitenden Europäischen Vertragsrechts für den Verbraucher weder in rechtli-
cher noch in tatsächlicher Hinsicht wesentliche Nachteile ergeben dürfen. 

Bundesregierung

Auch die Bundesregierung hat zum Grünbuch der Europäischen Kommission Stellung ge-
nommen. Die Bundesregierung begrüßt das mit dem Grünbuch von der EU-Kommission 
angestoßene Konsultationsverfahren. Hauptziel der Konsultation muss es nach Auffassung 
der Bundesregierung sein, die Qualität und Kohärenz der Rechtssetzung auf europäischer 
Ebene zu verbessern. Die Bundesregierung unterstützt daher die Schaffung einer soge-
nannten "Toolbox" (Option 2b des Grünbuchs), aus der sich der europäische Gesetzgeber 
dann bei der Abfassung neuer Richtlinien und Verordnungen sowie bei der Überarbeitung 
vorhandener Rechtsakte bedienen kann. Erst nach Abschluss der Arbeiten an einem politi-
schen gemeinsamen Referenzrahmen für ein Europäisches Vertragsrecht und nach Ver-
abschiedung der Richtlinie über Rechte der Verbraucher hält die Bundesregierung in ei-
nem zweiten Schritt die Schaffung eines grenzüberschreitenden optionalen Europäischen 
Vertragsrechts ("28. Regime") mittelfristig für bestimmte, klar umgrenzte Rechtsbereiche 
für einen diskussionswürdigen Ansatz. 

Bundestag

Der Deutsche Bundestag hat sich im Rahmen einer Entschließung (Drucksache 17/4565 
vom 26. Januar 2011, Beschlussempfehlung und Bericht des Rechtsausschusses) zum 
Grünbuch geäußert. Der Deutsche Bundestag spricht sich zunächst lediglich für die Schaf-
fung einer "Toolbox" nach Maßgabe der Option 2b des Grünbuchs aus. Im Falle eines 
dennoch eingeführten fakultativen 28. Rechtsregimes (Option 4 des Grünbuchs) muss si-
chergestellt werden, dass der Schutz des Verbrauchers im Wesentlichen nicht unter das 
Niveau seines Heimatlandes absinkt und dass die Anwendbarkeit des Europäischen Ver-
tragsrechts stets der ausdrücklichen Zustimmung des Verbrauchers bedarf (Opt-in-Modell). 

Verbände

Bei Interessenvertretern aus Wirtschaft und Verbraucherschutz stößt der Vorschlag nach 
Schaffung eines grenzüberschreitenden optionalen europäischen Vertragsrechts (28. Re-
gime) weitgehend auf Kritik. Der Zentralverband des Deutschen Handwerks, der Bundes-
verband der Deutschen Industrie, der Verbraucherzentrale Bundesverband und die Bun-
desnotarkammer haben sich in einer gemeinsamen Stellungnahme gegen eine übereilte 
Schaffung eines grenzüberschreitenden optionalen europäischen Vertragsrechts ausge-
sprochen. Erforderlich sei zunächst eine klare Benennung der Ziele sowie eine Definition 
des angestrebten Binnenmarktmodells und dessen Zwecks. Weiterhin sollte zunächst eine 
Umsetzung der Richtlinie über Rechte der Verbraucher abgewartet und die neue Richtlinie 
in der Praxis getestet werden, bevor weitere Schritte im Hinblick auf die Schaffung eines 
europäischen Vertragsrechts unternommen werden. Die Bundesrechtsanwaltskammer 
spricht sich hingegen für die Schaffung eines optionalen europäischen Vertragsrechtsin-
struments aus. Ein solches Instrument bringe Vorteile für alle Beteiligten. Insbesondere 
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grenzüberschreitende Verträge könnten künftig einfacher und rechtssicherer gestaltet wer-
den, Handelshemmnisse würden abgebaut.

Durchführbarkeitsstudie zum Europäischen Vertragsrecht

Nach Auswertung der Stellungnahmen zum Grünbuch veröffentlichte die Europäische 
Kommission am 3. Mai 2011 eine Durchführbarkeitsstudie einer Sachverständigengruppe 
zum europäischen Vertragsrecht. Die im April 2010 von der Kommission einberufene 
Gruppe setzt sich aus Vertretern der Rechtsberufe und der Rechtswissenschaft aus der 
gesamten EU zusammen. Sie unterbreitet konkrete Vorschläge zu den wichtigsten prakti-
schen Fragen des Vertragsrechts, wie der Rechtslage bei fehlerhaften Produkten, bei 
Fernabsatz- und Haustürgeschäften sowie Regeln über unlautere Vertragsklauseln. Die 
Studie konzentriert sich dabei auf Regelungen zu Kaufverträgen und damit im Zusammen-
hang stehenden Dienstleistungsverträgen. Sie enthält zunächst keine Aussage darüber, 
unter welchen Umständen die Regelungen im Einzelfall zur Anwendung kommen sollen. 
Interessierte hatten bis zum 1. Juli 2011 die Möglichkeit, zu dem in der Vorbemerkung der 
Studie niedergelegten Fragenkatalog Stellung zu nehmen.

Die Bundesregierung veröffentlichte im Juni 2011 eine kritische Stellungnahme zur Durch-
führbarkeitsstudie. Darin betonte sie nochmals die Notwendigkeit eines politischen Ge-
meinsamen Referenzrahmens, als einer "Toolbox" für den europäischen Gesetzgeber, so-
wie der Berücksichtigung des (nunmehr feststehenden) Inhalts der Richtlinie über Rechte 
der Verbraucher. Am Text der Studie bemängelte sie unter anderem die unzureichende 
Regelung des persönlichen und sachlichen Anwendungsbereichs sowie die nicht näher 
konkretisierte Reichweite des Regelwerks. Die Bundesregierung wies zudem auf zahlrei-
che Regelungslücken hin und äußerte Verbesserungsvorschläge zu einzelnen Vorschrif-
ten.

Entschließung des Europäischen Parlaments 

Am 8. Juni 2011 veröffentlichte das Europäische Parlament unter Bezugnahme auf das 
entsprechende Grünbuch der EU-Kommission und die von der EU-Kommission veröffent-
lichte Durchführbarkeitsstudie eine Entschließung zum Thema "Optionen für die Einfüh-
rung eines Europäischen Vertragsrechts für Verbraucher und Unternehmen" 
(2011/2013(INI)). Das Europäische Parlament befürwortete darin die Verabschiedung des 
neuen Vertragsrechts mittels einer auf grenzüberschreitende Verträge anwendbaren, opti-
onal wählbaren Verordnung (Option 4 des Grünbuchs). Nur so könne die notwendige 
Rechtssicherheit bei grenzüberschreitenden Rechtsgeschäften im Binnenmarkt geschaffen 
und Kostensenkungen erreicht werden. Dieses optionale Rechtsinstrument könnte durch 
eine sogenannte "Toolbox" in Form einer Institutionellen Vereinbarung ergänzt werden.  

Das Europäische Parlament vertritt die Ansicht, dass es allen Parteien - sowohl in Verträ-
gen zwischen zwei Unternehmern (B2B) als auch in Verträgen zwischen Unternehmen und 
Verbrauchern (B2C) - freigestellt sein sollte, das neue Vertragsrecht als Alternative zum 
nationalen Recht zu wählen ("Opt-in"). Es fordert die Kommission deshalb auf, deutlicher 
klarzustellen, welche Vertragspartei im Ergebnis die Wahlmöglichkeit zwischen dem neuen 
Vertragsrecht und dem üblicherweise anwendbaren Recht haben wird. Das neue Regel-
werk sollte nach Ansicht des Europäischen Parlaments zunächst nur in grenzüberschrei-
tenden Situationen zur Verfügung stehen, während die innerstaatliche Anwendung einer 
besonderen Prüfung bedürfe.
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Das Europäische Parlament betont, dass die neuen Regelungen ein sehr hohes Niveau 
des Verbraucherschutzes vorsehen müssten, welches über den Mindestschutz im Besitz-
stand des Verbraucherrechts hinausgehen und zwingende nationale Vorschriften erfassen 
sollte. Es fordert außerdem die Schaffung von "europäischen Standardvertragsmustern" 
sowie ein online durchzuführendes alternatives Streitbeilegungssystem (Online-
Schlichtungsstelle).  

Ergänzend schlägt das Europäische Parlament vor, durch eine direkte Verbindung zwi-
schen dem neuen Vertragsregelwerk zum europäischen Mahnverfahren und dem europäi-
schen Verfahren für geringfügige Forderungen die Durchsetzung von grenzüberschreiten-
den Schadenersatzansprüchen zu vereinfachen. Es weist schließlich darauf hin, dass die 
Ergebnisse der Verhandlungen über die Richtlinie über die Rechte der Verbraucher in je-
dem Fall abgewartet werden sollten, bevor eine endgültige Entscheidung über das künftige 
europäische Vertragsrecht getroffen wird. 

Ausblick und wünschenswerte Rahmenbedingungen für ein Europäisches Vertrags-
recht

Die Europäische Kommission hat bereits für den Herbst dieses Jahres einen
Gesetzentwurf angekündigt. Der Gesetzentwurf wird auf Grundlage der im "Common Fra-
me of Reference" und der Durchführbarkeitsstudie erfolgten Vorarbeiten erfolgen. Die von 
den Interessenvertretern, Mitgliedstaaten und dem Europäischen Parlament abgegebenen 
Stellungnahmen zum Grünbuch und zur Durchführbarkeitsstudie werden von der Europäi-
schen Kommission vor Veröffentlichung ihres Gesetzentwurfs berücksichtigt werden. 

Es zeichnet sich ab, dass es sich beim angekündigten Gesetzentwurf der Europäischen 
Kommission um ein 28. Rechtsregime handeln wird, welches als wählbare Alternative bei 
grenzüberschreitenden Sachverhalten neben die nationalen Rechtsordnungen tritt, sich 
voraussichtlich auf Kaufverträge und damit im Zusammenhang stehende Dienstleistungs-
verträge beschränken und sowohl auf Verträge zwischen Unternehmen als auch auf Ver-
träge zwischen Verbrauchern und Unternehmen Anwendung finden wird. Voraussichtlich 
wird es den Mitgliedstaaten freigestellt werden, das Europäische Vertragsrecht auch auf 
nationale Sachverhalte anzuwenden.  

Verbraucher sind durch das Günstigkeitsprinzip (Art. 6 der Verordnung (EG) Nr. 593/2008 
"Rom I") im grenzüberschreitenden Verkehr derzeit weitreichend geschützt. Soweit sich 
dieses Prinzip bei Anwendung eines optionalen Instruments in Zukunft nicht mehr verwirk-
lichen lässt, muss das Europäische Vertragsrecht zum einen für ein hohes und europaweit 
akzeptables Schutzniveau des optionalen Instruments sorgen. Zum anderen werden die 
rechtlichen und tatsächlichen Voraussetzungen dafür zu schaffen sein, dass der Verbrau-
cher von bestehenden Rechtswahlmöglichkeiten Kenntnis erhält und über diejenigen In-
formationen verfügt, die ihm eine verantwortliche Entscheidung dieser Frage ermöglichen. 
In jedem Fall muss für ausreichende Transparenz gesorgt werden, um dem Verbraucher 
eine informierte Entscheidung zu ermöglichen. Schließlich wird der Verbraucher vor miss-
bräuchlichen Gestaltungen der anderen Seite aufgrund überlegener Vertragsmacht wirk-
sam zu schützen sein. 

Angesichts des hohen nationalen Schutzniveaus einerseits und der mit der Einführung des 
neuen Instruments naturgemäß verbundenen Risiken andererseits erbrächte die sofortige 
Anwendung des Europäischen Vertragsrechts auf rein nationale Vorgänge keinen Mehr-
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wert für Verbraucherinnen und Verbraucher in Deutschland, sondern würde den innerstaat-
lichen Rechtsverkehr unnötig belasten. 

Der ambitionierte Zeitplan und insbesondere die im Zusammenhang mit der Durchführbar-
keitsstudie gesetzte Konsultationsfrist der Kommission in Verbindung mit einer Vorlage der 
Studie ausschließlich in englischer Sprache haben eine fundierte Auseinandersetzung mit 
den Vorschlägen, die nicht weniger als eine 28. Rechtsordnung begründen sollen, ebenso 
wie einen notwendigen "Praxistest" zum Ausschluss von Regelungslücken und Unklarhei-
ten im Zusammenspiel zwischen den Rechtsordnungen nicht zugelassen. Dies erscheint 
angesichts der Tragweite des Vorhabens bedenklich. Zumindest für den weiteren Fortgang 
des Projekts ist sicherzustellen, dass Fristen angemessen gestaltet und zentrale Doku-
mente in allen Amtssprachen der EU vorgelegt werden. 

Die Einführung einer neuen Rechtsordnung ist unvermeidbar mit einer langjährigen Phase 
der Rechtsunsicherheit verbunden. Diese wird im konkreten Fall massiv dadurch verstärkt, 
dass weitgehend offen ist, wie sich die von einem Europäischen Vertragsrecht geregelten 
Bereiche zu den nicht geregelten und weiterhin allein nach jeweiligem nationalen Recht zu 
beurteilenden anderen Bereichen verhalten, sich abgrenzen und ggf. verzahnen lassen. 

Die Einführung eines Europäischen Vertragsrechts hat das erklärte Ziel, den Binnenmarkt 
zu stärken, da unterschiedliche Rechtsordnungen im Vertragsrecht zu zusätzlichen Trans-
aktionskosten und Rechtsunsicherheit führen. Dieser Ansatz lässt, abgesehen von dem 
Umstand, dass die Rechtsvereinheitlichung nicht vollständig sein wird, außer Betracht, 
dass neben Sprachbarrieren, höheren Lieferkosten und längeren Lieferzeiten vor allem 
fehlendes Vertrauen in die Rechtsdurchsetzung Verbraucher wie Unternehmer vor grenz-
überschreitenden Geschäften zurückschrecken lässt.

Ein mögliches Instrument, um die Unsicherheiten in der Anwendung und Durchsetzung des 
Europäischen Vertragsrechts abzumildern, könnte beispielsweise in der Schaffung eines 
finanziellen und rechtlichen Rahmens für Einrichtungen der außergerichtlichen Streitbeile-
gung in grenzüberschreitenden Konstellationen liegen.



Anlage zu TOP 27 / 7.VSMK 

Bericht der Länderarbeitsgemeinschaft Verbraucherschutz für die 7. VSMK zum 
Thema Unterbrechung der Strom- und Gasversorgung bei schutzbedürftigen 
Personen

1. Ausgangslage:  
Die in den letzten Jahren stark gestiegenen Energiekosten führen bundesweit zu einer 
zunehmenden finanziellen Belastung für private Haushalte. Hiervon sind insbesondere 
Haushalte mit geringem Einkommen und Empfänger von sozialen Transferleistungen 
betroffen. Man spricht von „Energiearmut“, wenn Schwierigkeiten dahingehend auftreten, 
die anfallenden Rechnungen für den alltäglichen Energiebedarf zu bezahlen. Die 
tatsächliche Anzahl der Strom- und Gassperren ist nicht bekannt. Es gibt lediglich 
Hochrechnungen auf Basis von Länderzahlen: Legt man die Zahlen aus Nordrhein-
Westfalen zugrunde, ergibt die Hochrechnung für das Bundesgebiet rund 800.000 von 
Versorgungsunterbrechungen betroffene Haushalte jährlich. Die Bundesnetzagentur geht 
von rd. 400.000 betroffenen Haushalten jährlich aus.  
Mit der Novellierung des EnWG wurde ein regelmäßiges Monitoring zu 
Versorgungsunterbrechungen eingeführt (§ 35, Abs. 1 Nummer 10). In den kommenden 
Jahren werden daher belastbare Zahlen vorliegen.

Darüber hinaus gibt das Diskussionspapier „Energiearmut“ des Wuppertal Instituts vom 
Oktober 2010 einen Überblick über den Stand der Forschung, über nationale Programme 
und regionale Modellprojekte in Deutschland, Österreich und Großbritannien.  
Das Diskussionspapier fasst auch die Ergebnisse von Untersuchungen mit dem Fokus 
„Energie und Armut“ zusammen.
Neben Beispielen zur Bekämpfung der Energiearmut aus anderen europäischen Ländern 
werden in einem abschließenden Teil regionale und kommunale Modellprojekte aus dem 
deutschsprachigen Raum vorgestellt.

2. Aktivitäten der EU:  
a) „Charta der Rechte der Energieverbraucher“:
Bereits im Juli 2007 hatte die Kommission eine Mitteilung „Auf dem Weg zu einer Charta 
der Rechte der Energieverbraucher“ veröffentlicht. Im Anhang werden „mögliche Elemente 
einer künftigen Charta der Rechte der Energieverbraucher“ genannt und Vorschläge für die 
Umsetzung des Gemeinschaftsrechts unterbreitet: 
Danach sollen „europäische Energieverbraucher, die sich aufgrund von 
Beeinträchtigungen oder geringen finanziellen Möglichkeiten in einer besonderen Lage 
befinden, in den Genuss grundlegender Energiedienstleistungen kommen, die zu 
angemessenen Preisen oder erforderlichenfalls unentgeltlich bereitgestellt werden, um ihre 
körperliche und geistige Gesundheit und ihr körperliches und geistiges Wohlergehen 
bewahren zu können“.  
Darüber hinaus sollten „die Mitgliedstaaten eine Definition des schutzbedürftigen 
Verbrauchers vereinbaren und veröffentlichen“.
Alle Maßnahmen sollten ausgewogen sein und u. a. den Wettbewerb nicht verfälschen 
oder zur Diskriminierung anderer Verbraucher führen.

b) Das 3. EU-Binnenmarktpaket aus dem Jahr 2009:
Neben der Verwirklichung des Energiebinnenmarktes ist es ein zentrales Anliegen des 3. 
EU-Binnenmarktpaketes, die Rechte der Verbraucher zu stärken. Die Mitgliedstaaten 
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werden verpflichtet, geeignete Maßnahmen zu ergreifen, um die Energiearmut in der 
Gemeinschaft zu bekämpfen. Dazu könnten u. a. „nationale energiepolitische 
Aktionspläne“ oder Leistungen im Rahmen des Sozialversicherungssystems gehören, um 
die notwendige Stromversorgung für schutzbedürftige Kunden zu gewährleisten oder 
Zuschüsse für die Verbesserung der Energieeffizienz zu gewähren.

c) Stellungnahme des Europäischen Wirtschafts- und Sozialausschusses zum Thema 
„Energiearmut im Kontext von Liberalisierung und Wirtschaftskrise“: 
Danach ist die Bekämpfung der Energiearmut eine neue soziale Priorität. „Energiearmut 
betrifft nicht nur den Energiesektor, sondern auch weitere Bereiche wie Gesundheit, 
Verbrauch und Wohnungsbau.“
Der Ausschuss empfiehlt u. a., dass die EU eine gemeinsame und allgemeine Bestimmung 
des Begriffs „Energiearmut“ ausarbeitet. Darüber hinaus sollte eine europäische 
Beobachtungsstelle für Energiearmut eingerichtet werden. Energiearmut sollte bei der 
Ausarbeitung jedweden Vorschlags für die Energiepolitik berücksichtigt werden.
Der Ausschuss sieht Energiearmut als Zusammenspiel der Faktoren niedriges 
Einkommen, unzureichende Gebäudequalität und hohe Energiepreise.  

d) Das EU-Projekt FinSH: Energieeffizienz statt Energiearmut - Leitfaden zur nachhaltigen 
Senkung der Energiekosten einkommensschwacher Haushalte: 
Der Leitfaden wurde im Rahmen des EU-Projekts Financial and Support Instrument for 
Fuel Poverty in Social Housing erstellt. Ziel des im Mai 2010 abgeschlossenen Projekts 
war es, Informationen zum Thema Energiearmut zusammenzustellen und daraus 
Handlungsempfehlungen für Energieeffizienz-Maßnahmen in einkommensschwachen 
Haushalten abzuleiten. Frankreich, Deutschland, Italien, Großbritannien und Polen waren 
an dem Projekt beteiligt. Es wurden Handlungsempfehlungen zur Planung und Umsetzung 
sowohl bautechnischer als auch Maßnahmen im Rahmen der Beratungs- und 
Kampagnenarbeit erarbeitet.

3. Rechtsgrundlagen zur Sperrung von Strom und Gas:
a) Das Energiewirtschaftsgesetz: 
Im Energiewirtschaftsgesetz ist die Anschluss- und Versorgungspflicht zur 
Grundversorgung mit Strom und Gas geregelt. Die hierfür geltenden Bedingungen, die 
auch Regelungen zur Sperrung von Gas und Strom im Falle des Zahlungsverzugs 
enthalten, sind in Rechtsverordnungen aufgrund von Ermächtigungen im 
Energiewirtschaftsgesetz festgelegt.

Zur Festlegung der Allgemeinen Bedingungen für die Belieferung von Haushaltskunden mit 
Energie im Rahmen der Grundversorgung hat das BMWi im Einvernehmen mit dem 
BMELV und mit Zustimmung des Bundesrates von der Ermächtigung des § 39 Abs. 2 
EnWG Gebrauch gemacht und die Stromgrundversorgungsverordnung – StromGVV sowie 
die Gasgrundversorgungsverordnung – GasGVV erlassen. 
Voraussetzung für eine Liefersperre nach § 19 Abs. 2 StromGVV/GasGVV ist eine 
Mahnung sowie die Androhung gegenüber dem Kunden, bei andauerndem 
Zahlungsausfall die Versorgung nach Ablauf von vier Wochen einzustellen. Dem Kunden 
ist der beabsichtigte Unterbrechungstermin 3 Tage im Voraus anzukündigen (§ 19 Abs. 3 
StromGVV/§ 19 Abs. 3 GasGVV).

Die Liefersperre muss im Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entsprechen. Zusätzlich sieht 
die StromGVV vor, dass die Höhe der Zahlungsrückstände, die eine Unterbrechung der 
Versorgung rechtfertigt, über 100 Euro liegen müssen.
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Gemäß § 19 Abs. 4 StromGVV/§ 19 Abs. 4 GasGVV ist die Energieversorgung 
unverzüglich wieder herzustellen, sobald die Gründe für die Unterbrechung entfallen sind 
und der Kunde die Kosten der Unterbrechung und Wiederherstellung ersetzt hat. Die 
Kosten können für strukturell vergleichbare Fälle pauschal berechnet werden. Die 
pauschale Berechung muss einfach nachvollziehbar sein. Die Pauschale darf die nach 
dem gewöhnlichen Verlauf der Dinge zu erwartenden Kosten nicht übersteigen. Auf 
Verlangen des Kunden ist die Berechnungsgrundlage nachzuweisen. Der Nachweis 
geringerer Kosten ist dem Kunden zu gestatten.

Kommt es wiederholt zu Zahlungsverzug, der zu einer Unterbrechung berechtigt, ist der 
Grundversorger gemäß § 21 Satz 2 StromGVV/§ 21 Satz. 2 GasGVV neben der 
Unterbrechung der Grundversorgung auch zur fristlosen Kündigung berechtigt, wenn sie 
zwei Wochen vorher angedroht wurde. Dies gilt jedoch dann nicht, wenn die Folgen der 
Kündigung außer Verhältnis zum Zahlungsverzug stehen, oder der Kunde darlegt, dass 
hinreichende Aussicht besteht, dass er seinen Verpflichtungen nachkommt. 

b) Staatliche Transferleistungen für Energiekosten: 
Die staatlichen Transferleistungen sind in den Leistungsgesetzen SGB II (Grundsicherung 
für Arbeitssuchende) und SGB XII (Sozialhilfe) geregelt.  
Nach § 22 Abs. 1 SGBII hat der Leistungsempfänger Anspruch auf Kostenübernahme für 
die notwendigen Heizkosten der Unterkunft, soweit diese angemessen sind. Nach § 22 
Abs. 5 SGB II können rückständige Forderungen darlehensweise vom Leistungsträger 
übernommen werden. Vergleichbare Regelungen zur Übernahme der Heizkosten finden 
sich in § 29 SGB XII für die Sozialhilfe.
Die Versorgung mit Strom und Kochgas wird im Rahmen des Arbeitslosengeldes II (§ 20 
SGB II) als auch von der Sozialhilfe (§ 28 SGBXII) umfasst.  
Darüber hinaus können nach § 34 SGB XII bei Sozialhilfeempfängern Schulden 
übernommen werden, wenn dies zur Sicherung der Unterkunft oder zur Behebung 
vergleichbarer Notlagen gerechtfertigt ist. Darunter fallen auch Schulden bei 
Stromversorgungsunternehmen.

4. Zusammenfassung der Stellungnahmen im Rahmen des Verbändegesprächs am 
24. März 2011:
a) Verbraucherzentrale Bundesverband:  
Positiv bewertet der VZBV § 19 Abs. 2 und 3 StromGVV.  
VZBV spricht sich für eine Heraufsetzung des Mindestverzugsbetrags aus und fordert eine 
Anhebung und Dynamisierung der Sozialtransferleistungen und eine Berücksichtigung der 
Bausubstanz und des energetischen Standards des Gebäudes. 
Ein zeitnahes Forderungsmanagement sei zu etablieren. Zudem müssten 
Energieversorger verpflichtet werden, dem Verbraucher, bevor es zu einer Strom- oder 
Gassperre kommt, einen realisierbaren Ratenzahlungsvorschlag mit Laufzeiten zu 
machen, die den Umständen angepasst sind. Diese Forderungen hat auch die 
Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände in ihrer Stellungnahme 
erhoben.

b) Bundesarbeitsgemeinschaft der Freien Wohlfahrtsverbände:
Die Freien Wohlfahrtsverbände weisen darauf hin, dass Probleme im 
Transferleistungsbereich vor allem dadurch entstehen, dass Gelder, die in der 
pauschalierten Leistung für monatliche Abschläge vorgesehen sind, zum Teil anderweitig 
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genutzt werden, weil vermeintlich dringendere Bedarfe nicht anderweitig gedeckt werden 
könnten.
Unter den Voraussetzungen von § 24 Abs. 3 Nr. 1 SGB II neu bestehe ein Anspruch auf 
Erstausstattung der Wohnung, z. B. mit Waschmaschine und Kühlschrank. Häufig werde in 
diesem Zusammenhang aber auf gebrauchte Geräte verwiesen, die einen höheren 
Stromaufwand haben.  
Weiterhin wird eine Verpflichtung für Energieversorger gefordert, mit der Mahnung auf 
entsprechende Beratungs- und Clearingstellen sowie mögliche Sozialleistungsträger 
hinzuweisen und den Betroffenen anzubieten, die Forderung direkt an den für sie 
zuständigen Sozialleistungsträger zu übermitteln, um eine Klärung der Situation zu 
erreichen.
Während eines Clearingverfahrens oder nach dem Aktivwerden von 
Grundsicherungsträgern zur Übernahme von Energieschulden sollte ein Unterbrechen der 
Energieversorgung nicht mehr möglich sein.  
Weitere Vorschläge:
Der Energieversorger sollte verpflichtet werden, anstelle einer Energiesperre den Zugang 
zu Energie über münzbetriebene Automaten oder Chipkartenzähler zu gewährleisten.   
Wenn der Sozialleistungsträger von den Energieschulden erfährt, solle er von der in § 22 
Abs. 7 SGB II neu bestehenden Möglichkeit der Direktzahlung an den Energieversorger 
Gebrauch machen.
Auch eine Mitteilungspflicht des Energieversorgers solle geprüft werden. In Fällen, in 
denen sich ankündigt, dass eine Energiesperre drohe, solle der Energieversorger beim 
Kunden eine Einwilligung einholen, dass er rechtzeitig vor der Energiesperre den 
zuständigen Sozialleistungsträger informieren darf.

Ein bislang nicht thematisiertes Problem wurde vom Deutschen Mieterbund angesprochen: 
dies betrifft Fälle, in denen ein Vermieter die von seinen Mietern geleisteten Zahlungen für 
Energie nicht an das Energieversorgungsunternehmen weiter gibt. Dann kommt es zu 
Versorgungsunterbrechungen ohne Verschulden der Mieter, für die sich durchaus ein 
langfristiges Problem ergeben könne.

c) Stellungnahme des Bundesverbandes der Energie- und Wasserwirtschaft und des 
Verbandes kommunaler Unternehmen e.V.: 
Grundsätzlich betonten beide Verbände, dass die Sperrung der Energieversorgung die 
„Ultima ratio“ sei. Viele Energieversorgungsunternehmen arbeiteten mit 
Schuldnerberatungen, karitativen Einrichtungen oder ARGEN zusammen.
Änderungen des Energiewirtschaftsrechts, die bestimmte Personengruppen von der 
möglichen Sperrung bei Nichtzahlung der Rechnung ausnehmen, seien praktisch nicht 
durchführbar. Zudem stünden datenschutzrechtliche Bedenken im Raum (z. B. wer darf 
von der Hilfsbedürftigkeit wissen?) 
Die Verbände gaben auch zu bedenken, dass die bei einem Verbot der Sperrungen 
fehlenden Einnahmen auf die übrigen Verbraucher umgelegt würden, was die Belastung 
weiterer einkommensschwacher Haushalte erhöhe. 
Eine angemessene und sachgerechte Unterstützung durch den Sozialstaat- etwa durch 
Erhöhung des Wohngeldes – sei erforderlich.
Vorgeschlagen wurde darüber hinaus, dass die Entgelte für Strom und Gas vom Arbeits-
/Sozialamt direkt an den Energielieferanten gezahlt würden. Dies habe in der 
Vergangenheit zu geringeren Sperrquoten beigetragen. Hier bestünde die einfache 
Möglichkeit, das Bewusstsein für Energie zu schärfen, indem die Agentur den monatlichen 
Abschlag je nach individuellem Bedarf des „Empfängers“ selbst festlegt und 
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Guthaben/Nachzahlungen aus der Jahresabrechnung dem „Empfänger“ zu- oder 
abfließen.
Durch das mehrstufige Verfahren im Vorfeld einer Versorgungsunterbrechung (vierwöchige 
Androhungsfrist, die von den Unternehmen häufig kulanterweise verlängert würden), sei 
sichergestellt, dass der Kunde ausreichend Zeit habe, sich bei den Sozialhilfeträgern um 
eine Kostenübernahme und damit eine Abwendung der Liefersperre zu bemühen. 

5. Ergebnisse und weiteres Vorgehen:  
Von allen Verbänden wurde die Definition des Kreises besonders schutzbedürftiger 
Personen als notwendig angesehen.

Als wesentlicher Lösungsweg wurde die Meldung von drohenden 
Versorgungsunterbrechungen durch Energieversorger an noch zu definierende zuständige 
Behörden genannt.
Im Vorfeld müssten allerdings datenschutzrechtliche Probleme geklärt werden. 
Versorgungsunterbrechungen verursachen sowohl bei den betroffenen Kunden und damit 
auch bei den Leistungsträgern, die die Schulden gegebenenfalls steuerfinanziert 
übernehmen als auch bei den Energieversorgern hohe Kosten, so dass Lösungen im 
Vorfeld von Sperrungen große Bedeutung haben.

Die Diskussion hat gezeigt, dass es offensichtlich eine Fülle unterschiedlich gelagerter 
Ursachen und Einzelsituationen für Versorgungsunterbrechungen gibt. Gleichzeitig wurde 
deutlich, dass eine Fülle unterschiedlicher Maßnahmenvorschläge zur Vermeidung von 
Versorgungsunterbrechungen bei schutzbedürftigen Personen vorliegen, die teilweise 
unterschiedlich bewertet werden. Ein Teil der Anregungen zielte darauf ab, das Problem 
der Versorgungsunterbrechungen nicht auf rein rechtlichem Weg zu lösen. In dem 
Dreiecksverhältnis von Energieversorger – Verbraucher – Sozialverbände/Behörden 
könnte eine Art „Charta“ die Zusammenarbeit und Kommunikation und somit die 
Problemlösung verbessern. Insofern könnte es sinnvoll sein, unterhalb der gesetzlichen 
Ebene die Fragen zu vertiefen. Dabei ist aber zu beachten, dass die Aufwendungen der 
Leistungsempfänger für bestimmte Leistungen der Energieversorger durch die Regelsätze 
abgegolten werden.

Eine Prüfung und Bewertung aller Vorschläge und – auf dieser Basis – die Erstellung eines 
schlüssigen Gesamtkonzeptes ist innerhalb der LAV-AG Wirtschaftlicher 
Verbraucherschutz (AG WV) noch nicht abgeschlossen. 







    Anlage zu TOP 31 / 7.VSMK 

Abschlussbericht der LAV-Projektgruppe 

„Klima und Verbraucherschutz“ 

Erläuterungen:

Bei der 5. VSMK am 15./16. Oktober 2009 erging der Auftrag an die LAV sich mit dem 

„Klimaschutz im Sinne der Verbraucherinnen und Verbraucher1“ zu befassen. Wegen 

der Bedeutung des Themas beschloss die LAV hierzu auf Ihrer Sitzung am 16./17. No-

vember 2009 die Einrichtung einer eigenen Projektgruppe „Klima und Verbraucher-

schutz“ auf Abteilungsleiterebene. Auf Grundlage der wichtigsten energierelevanten 

Verbraucherentscheidungen sollten Empfehlungen erarbeitet werden, wie u. a. durch 

eine Intensivierung von Informations- und Beratungsangeboten die Rahmenbedingun-

gen für klimafreundlichere Entscheidungen verbessert werden können. Die Mitglieder 

der Projektgruppe sind: Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Brandenburg, Bremen, 

Hamburg, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen-Anhalt.

Die konstituierende Sitzung der Projektgruppe fand am 17. Mai 2010 statt. Es bestand 

Einigkeit, nicht den gesamten Einfluss der Verbraucher auf die Umwelt, sondern aus-

schließlich die Auswirkungen von Kaufentscheidungen auf das Klima zu betrachten und 

sich hier wiederum auf die relevanteste und am besten untersuchte Größe, die CO2-

Emission, zu beschränken. 

Um die unterschiedlichen Aspekte des nachhaltigen Konsums berücksichtigen zu kön-

nen, beschloss die Projektgruppe, vier Unterarbeitsgruppen zu bilden: 

Wohnen – Rheinland-Pfalz und Brandenburg 

Lebensmittel – Nordrhein-Westfalen, Sachsen-Anhalt und Bremen 

Geräte – Bayern und Baden-Württemberg 

Mobilität – Hamburg und Berlin 

                                                
1

Der besseren Lesbarkeit wegen ist im ganzen Text die männliche Form gewählt. Die weibliche ist immer impliziert.
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Es wurden Kernfragen definiert, welche den Arbeitsgruppen als Grundlage bei der Aus-

einandersetzung mit dem Auftrag dienten: 

 Welche Entscheidungshilfen für bewusst klimaschonendes Konsumverhalten gibt es 

bereits?

 Was könnte unter diesen Voraussetzungen weiterentwickelt werden? 

 Wie könnte ein Leitbild für die Zukunft aussehen? 

 Wie kann erreicht werden, dass die Verbraucher die vorhandenen Informationen 

nutzen und sich damit ihr Einfluss auf den Markt in Richtung Nachhaltigkeit entfalten 

kann?

Um einen zusätzlichen fachlichen Input zu erhalten, fand am 29. September 2010 eine 

Expertenanhörung statt, an der u. a. Fachleute aus der Wirtschaft, aus Wirtschaftsver-

bänden, aus der Wissenschaft, der EU-Kommission und Mitarbeiter von Verbraucher-

verbänden teilnahmen. Hierzu erarbeiteten die Arbeitsgruppen Fragestellungen zu ihren 

jeweiligen Gebieten, die während der Anhörung beantwortet und diskutiert wurden. 

Auf Grundlage der so gewonnenen Erkenntnisse, formulierten die Arbeitsgruppen mög-

liche Handlungsempfehlungen für ihren Bereich. Diese wurden durch das Vorsitzland in 

einem ersten Entwurf eines Ergebnisberichts für die 2. Sitzung der LAV-Projektgruppe 

am 27. Januar 2011 zusammengefasst. Nach Einarbeitung der Ergebnisse dieser Sit-

zung, wurde der Abschlussbericht von den Mitgliedern der LAV-Projektgruppe be-

schlossen. Der VSMK werden am 15./16. September die aus dem Abschlussbericht 

abgeleiteten und durch die LAV beschlossenen Beschlussvorschläge vorgelegt. 

Dem Abschlussbericht werden folgende Anlagen beigefügt: 

Protokolle der LAV-Projektgruppen-Sitzungen (2) 

Protokoll der Expertenanhörung 
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Grundsätzliches:

„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die zukünftigen Generationen die 

natürlichen Lebensgrundlagen […]“ 

GG Art. 20a 

Die anhaltende Debatte über die Risiken der Erwärmung durch den Klimawandel mit 

seinen Auswirkungen auf Mensch und Natur sind in den Letzten Jahren immer stärker 

ins Bewusstsein gerückt. Allgemein wird akzeptiert, dass die Treibhausgasemissionen 

in den Industrieländern deutlich gesenkt werden müssen. Dies wiederum erfordert ein 

grundlegendes Umdenken nicht nur bei der Produktion von Waren und bei Dienstleis-

tungen, sondern auch bei der souveränen Entscheidungsmöglichkeit des Verbrauchers 

beim Konsum. Verbraucher sind bereit, eingefahrene Verhaltensweisen zu ändern, Kli-

mabilanzen in ihre Kaufentscheidungen einzubeziehen und Mehrkosten auf sich zu 

nehmen. Verbraucherstudien bestätigen dieses2.

Ziel soll es sein, die Verbraucher Schritt für Schritt in diesem Handlungswillen, ihrer 

Entscheidungsfreiheit und ihrem selbstbestimmten Handeln zu bestärken und zwar auf 

den Ebenen: 

1. Erkennen 

2. Wollen 

3. Können 

4. Tun 

Hierfür gilt es, die dazu notwendigen Rahmenbedingungen und Entwicklungsprozesse

politisch zu initiieren und zu fördern. 

Für eine größtmögliche Nachhaltigkeit sind die Vermeidung, Verringerung und Kom-

pensation von CO2-Emissionen erforderlich, und zwar in dieser Priorität. Zum einen soll-

te angestrebt werden, wo es nicht möglich ist, den Energieverbrauch zu vermeiden, den 

Gesamtenergieverbrauch zu reduzieren, zum anderen, herkömmliche Energiearten zu 

                                                
2

vgl. z. B. Prognos-Studie „Verbrauchermonitoring Perspektiven der Verbraucher zum Klimaschutz: Mobilität und Ernährung 2009“; 
 Studie der Gesellschaft für Konsumforschung „Einfluss des Klimawandels auf den Konsum“ von 2007; 
 Repräsentative Bevölkerungsumfrage des Umwelt Bundesamtes „Umweltbewusstsein in Deutschland 2010“. 
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substituieren. Voraussetzung hierfür ist das Zusammenwirken aller verantwortlichen 

Akteure.

Handlungsempfehlungen der Unterarbeitsgruppen:

Beitrag der Länder Rheinland-Pfalz und Brandenburg zum Themenfeld „Wohnen“

Die Erhöhung der Energieeffizienz in Wohngebäuden kann einen entscheidenden Bei-

trag zur Reduzierung des CO2-Ausstoßes leisten. So entfallen auf den Gebäudebereich 

rund 40 Prozent des deutschen Endenergieverbrauchs und etwa ein Drittel der CO2-

Emissionen. Drei Viertel des Altbaubestandes wurde noch vor der 1. Wärmeschutzver-

ordnung 1979 errichtet. 

Neben dem Schutz der Umwelt geht es aber auch darum, die Bezahlbarkeit des Woh-

nens auf lange Sicht zu sichern. So sollten bei einer Bündelung der Maßnahmen, etwa 

zur Verbesserung der Gebäudehüllen und der Gebäudetechnik, die Kosten für die 

Haus- und Wohnungseigentümer sowie die Umlagen für die Mieter zumutbar bleiben. 

Die Richtlinie 2010/31/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 19. Mai 

2010 über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden muss bis zum 9. Juli 2012 in na-

tionales Recht umgesetzt sein. Hierbei sind im Interesse der Verbraucherinnen und 

Verbraucher insbesondere folgende Punkte zu berücksichtigen: 

Vorlage des Energieausweises

Der Energieausweis ist ein Dokument, das ein Gebäude energetisch bewertet. Ausstel-

lung, Verwendung, Grundsätze und Grundlagen der Energieausweise werden in 

Deutschland in der Energieeinsparverordnung (EnEV) geregelt. Nach der derzeit gülti-

gen EnEV 2009 ist einem potenziellen Käufer, Mieter, Pächter oder Leasingnehmer ei-

nes bebauten Grundstücks, Wohnungs- oder Teileigentums auf Verlangen unverzüglich 

ein Energieausweis vorzulegen. 

In der EnEV 2012 sollte festgelegt sein, dass dem potenziellen Käufer, Mieter, Pächter 

oder Leasingnehmer eine Kopie des Energieausweises vorgelegt werden muss. Das 

würde zu einer verbesserten Markttransparenz führen und nicht zu einer – wie in der 
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Praxis festzustellenden - Diskriminierung beispielsweise von Mietern führen, die die 

Vorlage des Energieausweises verlangen. 

Warmmietspiegel

BMELV wird gebeten zu prüfen (Prüfauftrag), ob ein Warmmietspiegel gegenüber dem 

bisher gebräuchlichen Kaltmietspiegel eingeführt werden sollte. Die Warmmiete, die auf 

der Grundlage des Energiebedarfs ermittelt werden sollte, gibt den Verbraucherinnen 

und Verbraucher mehr Transparenz über das Objekt und es werden die Kosten aus 

Sicht der Energieeffizienz ersichtlich und vergleichbar. 

Modernisierungspflicht für Gebäudehülle

BMELV wird gebeten zu prüfen (Prüfauftrag), wie eine Verpflichtung zur energetischen 

Modernisierung der Gebäudehülle so geändert werden kann, dass es schneller zu einer 

Sanierung des Bestandes kommt, ohne unzumutbare Härten für die Eigentümer entste-

hen zu lassen. Ggf. ist es erforderlich, Anreize für eine Beschleunigung der Modernisie-

rungspflicht bei Bestandsgebäuden zu schaffen. 

Schaffung von Anreizen und Verbraucherinformation: 

Die Bundesregierung wird aufgefordert zu prüfen, ob im Hinblick auf die Umsetzung 

hoher energetischer Standars (Niedrigstenergiegebäude) positive Anreize für das Über-

schreiten der Mindeststandards (bzw. das vorzeitige Erfüllen von verschärften Stan-

dards) gesetzt werden können. 

In der Bauwirtschaft gibt es eine Vielzahl von Energiestandards und Bezeichnungen. Im 

Interesse der Sicherheit und Übersichtlichkeit für Verbraucherinnen und Verbraucher, 

an welche Vorgaben sie sich zu halten haben, sollten die Vorgaben für den Gebäude-

bereich in der EnEV konzentriert werden.  

Neue Anforderungen in den Bereichen Fachpersonal und Kontrollsystem:

Die EU-Mitgliedstaaten müssen der Öffentlichkeit Informationen über die Ausbildung 

und Zulassung von Fachpersonal zugänglich machen. Regelmäßig veröffentlicht wer-

den müssen aktualisierte Listen qualifizierter und/oder zugelassener Fachleute oder der 



 6 von 25 

Unternehmen, die nach Energieeinsparungsrecht berechtigt sind, Energieausweise 

auszustellen sowie Prüfungen von Heizungs- und Klimaanlagen durchzuführen. 

Darüber hinaus müssen die Mitgliedstaaten die Errichtung eines unabhängigen Kon-

trollsystems für Energieausweise und für ausgestellte Inspektionsberichte für Heizungs- 

und Klimaanlagen gewährleisten. 

In der EnEV 2012 muss das Informations- und Kontrollsystem verbraucherfreundlich 

gestaltet werden. Verbraucherinnen und Verbraucher brauchen eine kompetente Bera-

tung, um das optimale Programm für die zu fördernde Maßnahme auszuwählen, um 

Fehlinvestitionen und Bauschäden zu vermeiden. Der Aufbau von 16 unterschiedlichen 

Beraterdatenbanken in den Ländern muss vermieden und eine bundeseinheitliche Lö-

sung gefunden werden, um den Verbrauchern auch eine Ländergrenzen überschreiten-

de Auswahl an Fachpersonal zu ermöglichen. Dies ist umso wichtiger, da mit zuneh-

menden Effizienzstandards auch die Qualität der Bauausführung an Bedeutung ge-

winnt.

Finanzielle Ausstattung der Förderprogramme

Auch bei der finanziellen Ausstattung der Förderprogramme besteht Handlungsbedarf. 

Eine gezielte Förderung macht die Umsetzung hoher energetischer Standards möglich 

und wirtschaftlich. Bei allen Maßnahmen zur Steigerung der Energieeffizienz an Ge-

bäuden ist darauf zu achten, dass sie sozialverträglich ausgestaltet werden. Der büro-

kratische Aufwand bei der Antragstellung ist so gering wie möglich zu halten. Die För-

dermöglichkeiten sind mit einem Optimum an Transparenz und Verständlichkeit darzu-

stellen.

Das Gesetz zur Umsetzung der europäischen Endenergie- und Energiedienstleistungs-

richtlinie (EDL-G) vom 4. November 2010

Das Gesetz zur Umsetzung der europäischen Endenergie- und Energiedienstleistungs-

richtlinie vom 4. November 2010 enthält eine Reihe von Verordnungsermächtigungen in 

Bezug auf die Art von Informationen und Beratungsangeboten über Energieeffizienz, 

die den Endkunden von den Marktteilnehmern zur Verfügung zu stellen sind, z. B. die 

Anzahl von Anbietern von Energiedienstleistungen, die Art und Weise, wie die Energie-
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versorgungsunternehmen für ein entsprechend ausreichendes Angebot von Energie-

dienstleistern zu sorgen haben. 

Als Bundesstelle für Energieeffizienz wurde im EDLG das Bundesamt für Wirtschaft und 

Ausfuhrkontrolle bestimmt. Eine Zwischenprüfung über die Erreichung der Marktent-

wicklungs- und -förderziele des EDLG durch das Bundesamt für Wirtschaft und Aus-

fuhrkontrolle in Verbindung mit den Fachverbänden der betroffenen Kreise einschließ-

lich der Endkunden erfolgt Mitte 2012 

Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie wird gebeten, rechtzeitig über 

die Ergebnisse zu informieren. Gegebenenfalls sollten dann Nachbesserungen am Ge-

setz geprüft werden. 

Anbieterwechsel bei der Strom-, Gas- und Fernwärmeversorgung

Ein funktionierender Wettbewerb führt nicht nur zu geringeren Preisen, sondern auch zu 

einem Ansporn für wirtschaftliches und damit klimaschonendes Verhalten auf der An-

bieter- und Nutzerseite. Deshalb wird das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech-

nologie gebeten, sich dafür einzusetzen, dass die Verfahren beim Anbieterwechsel in 

der Strom-, Gas- und Fernwärmeversorgung vereinfacht und somit verbraucherfreundli-

cher gestaltet werden. 

Beitrag der Länder Bremen, Nordrhein-Westfalen und Sachsen-Anhalt zum The-

menfeld „Lebensmittel“

Ist:

Auch für den Bereich der Lebensmittel sind die Verbraucher bereit, die Klimabilanz von 

Lebensmitteln in ihre Kaufentscheidung mit einzubeziehen. Dies zeigen zahlreiche 

Verbraucheruntersuchungen in Deutschland oder in Europa (83 % der Befragten des 

Verbrauchermonitors 2009 wünschen sich die Einführung einer Kennzeichnung mit 

Hinweisen auf die Klimawirkung von Lebensmitteln. 70 % der europäischen Verbrau-

cher wünschen sich einen Product Carbon Footprint (PCF), also eine Information über 

den Treibhausgasausstoß pro Produkt, laut Eurobarometer Juli 2009).
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In verschiedenen Modellprojekten wurden für einzelne Lebenmittel-Produkte in einem 

inzwischen relativ geeinten Verfahren mit der Carbon Footprint-Methode CO2-Bilanzen 

vorgelegt. Die Vergleichbarkeit und die Zuverlässigkeit der Methode sind jedoch noch 

nicht national oder europäisch geeint. Neben diesen Modellberechnungen gibt es ver-

schiedene Siegel, die Nachhaltigkeits- oder Klimaschutzanstrengungen identifizieren. 

Allerdings ist bisher auch hier keine Durchdringung des Marktes oder eine Verlässlich-

keit gegeben. Ferner ist bei inzwischen mehr als 1000 Siegeln auf dem deutschen 

Markt kritisch zu hinterfragen, ob diese Informationen vom Verbraucher noch differen-

ziert werden können. 

Überraschend ist jedoch, dass in anderen Staaten eine erhöhte experimentelle Bereit-

schaft zur Kennzeichnung von Ökobilanzen bei Lebensmitteln vorliegt. Diese wird ei-

nerseits von bestimmten Industrieunternehmen getragen (Großbritannien), als nationa-

ler Konsens bereits angewandt (Japan) oder, wie in Frankreich, legislativ vorbereitet. 

Bisher konnte nicht geklärt werden, warum in diesen Ländern eine entsprechende 

Kennzeichnung möglich ist, in Deutschland jedoch von allen befragten Experten, vom 

Bundesministerium für Umwelt und vom Bundesverband der Deutschen Industrie kri-

tisch gesehen wird. Dies mag mit der Einschränkung begründet sein, dass die in diesen 

Ländern im Wesentlichen herangezogene Bilanz auf Kohlendioxid nur einen Parameter 

für die Nachhaltigkeit von Produkten darstellt. Eine umfassende Einschätzung einer 

Ökobilanz von bestimmten Lebensmitteln müsste ebenfalls auf den Flächenverbrauch, 

den Wasserverbrauch, die Schadstoff- oder Sondermüllproduktion etc. ausgerichtet 

sein. Auch könnte die Forderung erhoben werden, auch andere, nicht ökologisch abge-

leitete Faktoren wie produktbezogene Sozialbilanzen mit in die Betrachtung einzubezie-

hen.

Damit würde zwar eine umfassende Betrachtung ermöglicht werden, die Komplexität 

des Themas jedoch soweit vergrößern, dass eine verlässliche Methodik der Berech-

nung oder eine zusammenfassende Bewertung der einzelnen Aspekte verunmöglicht 

wird. Insofern wird die Frage der Standardisierung und der verwandten Kriterien immer 

wieder neu in den Mittelpunkt der Diskussion gestellt.  

Überraschend ist, dass das Bundesministerium für Umwelt zusammen mit dem BDI 

kürzlich eine Übereinkunft über produktbezogene Klimaschutzstrategien vorgelegt hat, 
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in der die Verantwortung der Unternehmen für die Herstellung klimaschonender Produk-

te betont wird und sich beide Herausgeber darauf verständigt haben, die neuen metho-

dischen Erkenntnisse des PCFs für die Produktbewertung zu berücksichtigen und 

gleichzeitig andere relevante Umweltkategorien zu beachten sind. Es wird darauf ver-

wiesen, dass ein international verbindlicher ISO-Standard (ISO 14067) zum PCF und 

eine international harmonisierte Richtlinie mit dem Charakter eines Standards (Green-

house Gas Product Protocol) in Arbeit sind und mit abschließenden Ergebnissen An-

fang 2011 zu rechnen ist. Ferner wird in dieser Übereinkunft darauf hingewiesen, dass 

bis zum Vorliegen dieser Standardisierungswerke andere Normen in Deutschland und 

Großbritannien vorliegen, die es den Unternehmen ermöglichen könnten, Impulse für 

die Weiterentwicklung der eigenen Klimastrategie zu gewinnen. Obwohl insofern 

„Werkzeuge“ für eine Darstellung von Ökobilanzen vorliegen, wird aber dennoch von 

einer Kennzeichnung wegen der fehlenden Standardisierung abgeraten. 

Zwischenfazit:

Verbraucher wünschen Informationen zur Kennzeichnung von Ökobilanzen für ihre 

Kaufentscheidung. Die wesentlich entscheidende Frage ist, wie diese erstellt werden 

können. Neben Modellrechnungen gibt es erste Standardisierungen sowie Vereinba-

rungen über die Standardisierung in anderen westlichen Ländern. Eine Kennzeichnung 

wird von allen relevanten Organisationen der Lebensmittelindustrie und der Verbrau-

cherschutzseite zurzeit als nicht durchführbar angesehen. 

Soll:

Wenn Verbraucher ihre Kaufentscheidung auch an Angaben über die Klimarelevanz 

von Lebensmitteln ausrichten, würde dies den notwendigen Umdenkungsprozess so-

wohl der Verbraucher, aber vorrangig der Produzenten und des Lebensmittelhandels 

deutlich stärken. Bereits jetzt beginnen einige deutsche Lebensmittelketten sich mit der 

Frage von Nachhaltigkeit zu positionieren, um damit einen Wettbewerbsvorteil zu errin-

gen. Wenn es andererseits im Sinne des Wettbewerbsschutzes notwendig ist, ver-

gleichbare und verlässliche Standards für die Ausweisung entsprechender klimarele-

vanter Angaben an Lebensmitteln zu entwickeln, so ist dieser Prozess jetzt politisch zu 

initiieren. Dabei sollte, entgegen in solchen Verfahren sonst üblichen Strategien eher 

simplifizierend und nicht komplizierend vorgegangen werden. So ist es sicherlich opti-

mal, wenn solche Standards europaweit hergestellt werden. Die Vorreiterrolle von 
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Frankreich zeigt, dass in anderen Ländern aber durchaus die Bereitschaft besteht, sich 

national zu positionieren, ehe eine alleinige europäische Herangehensweise die Umset-

zung bis zur Verunmöglichung kompliziert.

Von daher wird für einen nationalen Entwicklungsplan für die Kennzeichnung der 

Klimarelevanz von Lebensmitteln plädiert.

Dieser Plan könnte verschiedene Zwischenschritte beinhalten:

1. Aufklärung 

Das geäußerte Bedürfnis der Verbraucher, sich in ihrem Kaufverhalten klimare-

levant zu verhalten, sollte aufgegriffen und weiter verstärkt werden. Die bisherige 

vom BMU finanzierte Kampagne der Verbraucherzentralen „Für mich, für dich, 

für’s Klima“ war dafür ein gutes Beispiel. Umso bedauerlicher ist es, dass die 

Fortsetzung oder Weiterentwicklung des Programms bis heute noch nicht geklärt 

ist. Solche Programme, die auf der Ebene von allgemeinen Handlungsempfeh-

lungen agieren, sind ein wichtiger Schritt, um den Verbraucherwillen für klimare-

levante Kaufentscheidungen zu stärken. Sie sollten kontinuierlich bis zur Pro-

duktkennzeichnung und darüber hinaus weitergeführt werden. 

2. Einrichtung eines Expertenpanels beim BMU, der die wesentlichen Kriterien für 

die methodischen Standardisierung und Standardberechnung des Klimaeffekts 

von Lebensmitteln auch unter Einbeziehung ausländischer Erfahrung entwickelt 

und festlegt. Dabei sollte in dieser ersten Phase der Abstraktionsgrad soweit wie 

möglich reduziert werden. 

2. a) Alleinige Konzentration auf den CO2-Verbrauch (Ausschluss anderer 

Nachhaltigkeitskriterien wie Wasserverbrauch, Flächenverbrauch etc.) 

2. b) Betrachtung der Produktionskette alleinig bis zum Ladenregal (Ausschluss 

der für die Kaufentscheidung nicht relevanten Verarbeitungsart durch den 

Verbraucher oder dessen sonstige Ökobilanz) 
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2. c) Entwicklung von standardisierten Berechnungseinheiten (soweit nicht be-

reits vorhanden), die für alle Produkte genutzt werden können (z. B. 

durchschnittlicher CO2-Verbrauch bei Cold-Store-Lagerung pro Kilogramm 

Obst oder durchschnittlicher CO2-Verbrauch pro 100 Kilometer Flugstre-

cke pro Kilogramm). Also: keine einzelproduktbezogenen Berechnungen, 

sondern Nutzung von Bausteinprinzipien. 

3. Integration des Expertenpanels in eine Bund-Länder-Arbeitsgruppe der Umwelt- 

und Verbraucherschutzressorts von Bund und Ländern. Ziel: 

Festlegung von Lebensmittelgruppen, die sich aufgrund ihrer Bedeutung für den 

Warenkorb und aufgrund einfach zu standardisierender Einzelschritte in ihrer 

CO2-Bilanz gut und von daher primär abbilden lassen. 

4. Veröffentlichung dieser Standards und Berechnungsmethoden und Auslobung ei-

ner Modellphase für interessierte Lebensmittelunternehmen mit begleitender Eva-

luation. Volle Transparenz jeder dieser Schritte zur Förderung des Verständnis-

ses des Prozesses 

5. Nach Auswertung der Evaluation verbindliche Vorgaben für die Anwendung  und 

sukzessive Ausweitung auf andere Lebensmittelgruppen.  

In Kenntnis der Vorarbeiten insbesondere in dem PCF-Projekt und in anderen Ländern 

kann davon ausgegangen werden, dass die Schritte 2-4 für eine entsprechend be-

schränkte Zahl von Lebensmittelgruppen innerhalb von zwei Jahren ermöglicht werden 

können. Anschließend kann in Stufe 5 über die verbindliche Umsetzung, auch im Dialog 

mit der europäischen Union begonnen werden. 

Beitrag der Länder Bayern und Baden-Württemberg zum Themenfeld „Geräte“

Nachfolgend werden für das Themenfeld "Haushalts- und Elektrogeräte" der rechtliche 

Hintergrund dargestellt und unter Bezugnahme auf die Ergebnisse der Expertenanhö-

rung Empfehlungen formuliert. 
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I. Rechtlicher Hintergrund

Für das Themenfeld "Haushalts- und Elektrogeräte" existieren die folgenden relevanten 

gesetzlichen Regelungen und Entscheidungshilfen: 

1. Kennzeichnung des Energieverbrauchs

Die für die Kennzeichnung des Energieverbrauchs geltende Rechtslage wird vornehm-

lich durch europäische Vorgaben bestimmt. 

a) Richtlinie 92/75/EWG 

Bislang maßgeblich war die Richtlinie 92/75/EWG, deren Anwendungsbereich sich 

auf Haushaltsgeräte beschränkte. Wesentlicher Inhalt der Richtlinie und ihrer Durch-

führungsbestimmungen: Lieferanten und Händler der betroffenen Haushaltsgeräte 

sind verpflichtet, Etiketten und Datenblätter mit Informationen über den Energie-

verbrauch herzustellen und die Etiketten in sichtbarer Form an den Geräten anzu-

bringen.

Es wurde nach sieben Energieeffizienzklassen (A bis G) differenziert. In Deutschland 

ist die Richtlinie durch das Energieverbrauchskennzeichnungsgesetz und die darauf 

beruhende Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung umgesetzt worden. 

b) Richtlinie 2010/30/EU 

Am 19.Juni 2010 ist die Richtlinie 2010/30/EU über die Angabe des Verbrauchs an 

Energie und anderen Ressourcen durch energieverbrauchsrelevante Produkte mit-

tels einheitlicher Etiketten und Produktinformationen in ihren wesentlichen Teilen in 

Kraft getreten; sie ersetzt die Richtlinie 92/75/EWG. Die neue Richtlinie ist bis zum 

20. Juni 2011 in nationales Recht umzusetzen. Sie hat insoweit eine maximal har-

monisierende Wirkung, als die Mitgliedstaaten das Inverkehrbringen oder die Inbe-

triebnahme von Produkten, die in den Anwendungsbereich der Richtlinie bzw. ent-

sprechender Durchführungsbestimmungen fallen und deren Vorgaben entsprechen, 

nicht untersagen, beschränken oder behindern dürfen. Wesentlicher Inhalt der Richt-

linie ist Folgendes: 

aa) Erweiterter Anwendungsbereich: energieverbrauchsrelevante Produkte 

Die Beschränkung auf Haushaltsgeräte wird aufgehoben, der Anwendungsbe-

reich auf alle energieverbrauchsrelevanten Produkte erweitert. Dies sind Produk-
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te, die während des Gebrauchs wesentliche unmittelbare und mittelbare Auswir-

kungen auf den Verbrauch an Energie und gegebenenfalls andere wichtige Res-

sourcen (etwa Wasser oder Chemikalien) haben (vgl. Art 1 Abs. 2 und Art. 2 lit. 

a) der Richtlinie). Welche Produkte bzw. Produkttypen im Einzelnen erfasst wer-

den, wird nicht in der Richtlinie geregelt, sondern ist der Festlegung in Durchfüh-

rungsbestimmungen der Kommission vorbehalten. Den Vorgaben der Richtlinie 

zufolge können Produkttypen bzw. Produkte aber nur dann einbezogen werden, 

wenn sie einerseits ein erhebliches Energieeinsparpotential aufweisen und an-

dererseits die auf dem Markt verfügbaren Produkte große Unterschiede hinsicht-

lich des Energieverbrauchs aufweisen (vgl. Art. 10 Abs. 2 der Richtlinie). 

bb) Skala für das Etikett 

Das Etikett enthält grundsätzlich weiterhin die Klassifizierung in sieben Klassen (A 

bis G). Sofern dies durch den technischen Fortschritt erforderlich wird, können 

aber drei zusätzliche Klassen mit den Bezeichnungen A+, A++ und A+++ hinzuge-

fügt werden. Zudem wird eine Farbpalette vorgeschrieben, die höchstens sieben 

unterschiedliche Farben von Dunkelgrün bis Rot enthält. Art. 10 Abs. 4 lit. d) der 

Richtlinie sieht eine Überprüfung der Klassifizierung vor, wenn ein erheblicher An-

teil der Produkte die zwei höchsten Energieeffizienzklassen erreicht und durch eine 

weitere Differenzierung zusätzliche Einsparungen erzielt werden können. 

cc) Verpflichtende Angaben in der Werbung 

Art. 4 lit. c) und d) der Richtlinie bestimmen, dass in der Werbung und in sämtli-

chen technischen Werbeschriften für Produkte, die in den Anwendungsbereich der 

Richtlinie fallen und für die Durchführungsbestimmungen erlassen wurden, in Zu-

sammenhang mit Informationen  über den Energieverbrauch oder den Preis auf 

die Energieklasse hingewiesen werden muss. 

dd) Vorbildfunktion des Staates 

Vergabebehörden, die öffentliche, in den Anwendungsbereich der Richtlinie und 

der entsprechenden Durchführungsbestimmungen fallende Aufträge zu vergeben 

haben, sollen („sind bestrebt“) nur Produkte beschaffen, die zur höchsten Energie-

effizienzklasse gehören (vgl. Art. 9 der Richtlinie). 

c) Entscheidungshilfen durch die Kennzeichnung auf freiwilliger Basis 
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Neben den gesetzlich vorgeschriebenen Kennzeichnungen haben die Hersteller die 

Möglichkeit, ihre Produkte auf freiwilliger Basis mit Umweltgütesiegeln zu versehen. 

Mittlerweile gibt es eine Vielzahl von Umweltgütesiegeln, deren Vergabe die Erfül-

lung unterschiedlichster Standards voraussetzt. Die Energieeffizienz ist Beurtei-

lungskriterium vieler solcher Umweltgütesiegel (Blauer Engel, EnergyStar).

2. Gesetzliche Mindestanforderungen hinsichtlich der Energieeffizienz

Mit der Richtlinie 2009/125/EG (Ökodesign-Richtlinie) hat die EU einen Rechtsrahmen 

für die umweltgerechte Gestaltung energieverbrauchsrelevanter Produkte geschaffen: 

Mindesteffizienzanforderungen können festgelegt und damit besonders ineffiziente Pro-

dukte vom europäischen Markt ausgeschlossen werden. Die am 21. November 2009 in 

Kraft getretene Ökodesign-Richtlinie hat die auf energiebetriebene Produkte beschränk-

te Vorgängerrichtlinie (Richtlinie 2005/32/ EG), die in Deutschland durch das Energiebe-

triebene Produkte Gesetz umgesetzt worden war, abgelöst. Auch die Ökodesign-

Richtlinie hat insoweit eine maximal harmonisierende Wirkung, als die Mitgliedstaaten 

das Inverkehrbringen oder die Inbetriebnahme von Produkten, die in den Anwendungs-

bereich der Richtlinie bzw. entsprechender Durchführungsmaßnahmen fallen und deren 

Vorgaben entsprechen, nicht untersagen, beschränken oder behindern dürfen. 

a) Anwendungsbereich: energieverbrauchsrelevante Produkte 

Die Ökodesign-Richtlinie betrifft – ähnlich der Richtlinie 2010/30/EU zur Energie-

verbrauchskennzeichnung – alle energieverbrauchsrelevanten Produkte. Sie erlaubt 

es der Kommission, für die von der Richtlinie erfassten Produkte Durchführungs-

maßnahmen zu erlassen, in denen Vorgaben für bestimmte Umweltverträglichkeits-

Parameter wie beispielsweise die Energieeffizienz gemacht werden. Produkte, die 

diese Vorgaben nicht erfüllen, dürfen nicht mehr in den Verkehr gebracht werden. 

Derzeit gibt es neun Durchführungsmaßnahmen, die die Kommission noch auf der 

Grundlage der Vorgängerrichtlinie erlassen hat. Als bekanntestes Beispiel kann die 

Haushaltsglühlampe angeführt werden, deren Inverkehrbringen ab dem 1. Septem-

ber 2009 schrittweise untersagt wurde. Die Kommission hat spätestens im Oktober 

2011 einen Arbeitsplan vorzulegen, der darlegt, für welche Produkte in den nächsten 

drei Jahren der Erlass von Durchführungsmaßnahmen beabsichtigt ist. 

b) Ermittlung der zulässigen Grenzwerte: Top-Runner-Ansatz 
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Für die Ermittlung der zulässigen Grenzwerte gibt es ein Verfahren, das allgemein 

als Top-Runner-Ansatz bezeichnet wird. Der Top-Runner-Ansatz wurde erstmals in 

Japan umgesetzt. Dieser Ansatz erhebt das beste am Markt befindliche Produkt zum 

Standard, der von den anderen Produkten der Produktgruppe innerhalb einer be-

stimmten Frist (zum Beispiel fünf Jahre) erreicht werden muss. Produkte, die dies 

nicht erreichen, dürfen danach nicht mehr auf den Markt gebracht werden.

3. Energiedienstleistungen

Die Richtlinie 2006/32/EG über Endenergieeffizienz und Energiedienstleistungen vom 5. 

April 2006 bezweckt vor allem, die Angebotsseite von Energiedienstleistungen weiter zu 

fördern und stärkere Anreize für die Nachfrageseite zu schaffen. Durch das Entstehen 

eines Marktes für Energiedienstleistungen, Energieaudits und weitere Energieeffizienz-

maßnahmen soll die Effizienz der Energienutzung durch Endkunden gesteigert werden. 

Die Bundesregierung hat 2010 mit dem Gesetz zur Umsetzung der EU-

Energiedienstleistungsrichtlinie einen Rahmen geschaffen. Die wesentlichen Inhalte des 

Gesetzes sind: 

 Ermächtigung der Bundesregierung, einen generellen nationalen Energieeinspar-

richtwert für das Jahr 2017 festzulegen;

 Vorgaben an Energieunternehmen zur Entwicklung und Förderung eines Markts für 

Energiedienstleistungen und andere Energieeffizienzmaßnahmen (in erster Linie In-

formationspflichten über dieses Angebot, ggf. Sorgepflicht der Energieunternehmen 

für ein ausreichendes Angebot an Energieaudits);

 Regelungen zur Vorbildfunktion der öffentlichen Hand, d. h. Bund, Länder und Ge-

meinden gehen bei der Verbesserung der Energieeffizienz (z. B. durch Energieein-

sparungen im Gebäudebereich unter Beachtung der Wirtschaftlichkeit) mit gutem 

Beispiel voran;

 Beauftragung der beim Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle (BAFA) ein-

gerichteten Bundesstelle für Energieeffizienz mit weiteren Erfassungs- und Unter-

stützungsaufgaben.

Die Energieeffizienzstelle soll auch den von der Bundesregierung der EU vorzulegen-

den Energieeffizienzaktionsplan erarbeiten.
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Eine Anhörung am 28. Juni 2010 im Wirtschaftsausschuss des Deutschen Bundestags 

hat ergeben, dass das Umsetzungsgesetz für die EU-Richtlinie offensichtlich nicht aus-

reicht, um die von Deutschland und von der EU ausgewiesenen Klimaschutzziele zu 

erreichen. Die Defizite sollen nun im Rahmen der Umsetzung der einzelnen Handlungs-

felder des Energiekonzepts 2010 der Bundesregierung bzw. bei der Überarbeitung des 

IEKP (Integriertes Energie- und Klimapaket) beseitigt werden. In seiner Stellungnahme 

vom 4. Juni 2010 (BR-Drs. 231/10 B) hat der Bundesrat insbesondere die fehlende Um-

setzung der verbraucherrelevanten Regelungen in Artikel 11 und Artikel 13 der Richtli-

nie angemahnt und die Bundesregierung aufgefordert, umgehend für Abhilfe zu sorgen. 

Die Änderungen und Ergänzungswünsche des Bundesrats betreffen z.B. Verbrauchs-

transparenz, Verbraucherinformation und neue Anreizsysteme, wie die Einrichtung ei-

nes Effizienzfonds.

II. Empfehlungen der Arbeitsgruppe

1. Zur Energie- und Geräteeffizienz und den Nachhaltigkeitsaspekten allgemein

 Mehr Energieeffizienz in den privaten Haushalten ergibt sich über einen verant-

wortungsbewussten Umgang mit Energie, das Energiesparen sowie den Einsatz 

effizienter Technologie, z.B. bei den Haushalts- und Elektrogeräten, der Beleuch-

tung, der Informations- und Telekommunikationselektronik sowie bei der Heizung 

und Lüftung der Wohngebäude. 

 Bei Investitionen in die Geräteeffizienz sollte aus Gründen der Nachhaltigkeit je-

weils im Einzelfall der Einsatzzeitraum bzw. der Lebenszyklus des Geräts betrachtet 

werden.

 Mit einer Erhöhung der Energie- und Geräteeffizienz können die Verbraucher im 

täglichen Leben und im persönlichen Umfeld einen Beitrag zum Klimaschutz leis-

ten.

 Der Gesetzgeber kann mit ordnungsrechtlichen Vorgaben, wie z.B. beim euro-

paweiten Verbot der konventionellen Glühlampen, aber auch durch Förder- und 

Anreizprogramme das Verhalten der Verbraucher beeinflussen. 

2. Zur Energieverbrauchskennzeichnung/Gerätekennzeichnung mit dem EU-Label

 Das bisherige EU-Label zur Energieverbrauchskennzeichnung ist bei den Ver-

brauchern bekannt und akzeptiert. Mit der Überarbeitung des Labels im Jahr 

2010 und der Einführung der dynamischen Klassen A+, A++ und A+++ verändert 
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sich auch der bisherige Informationsgehalt qualitativ. Diese Neuerungen bzw. 

Änderungen sollten bei den Verbrauchern entsprechend bekannt gemacht wer-

den.

 Die Verbraucherverbände der Länder sowie der Verbraucherzentrale Bundes-

verband werden gebeten, das neue EU-Label gegenüber den Verbrauchern ent-

sprechend zu kommunizieren. 

 Die Bundesregierung wird gebeten, über die Deutsche Energieagentur (Dena) 

ebenfalls Informationen über das neue EU-Label in geeigneter Weise für die 

Verbraucher aber auch für die Multiplikatoren in Handel und Industrie zur Verfü-

gung zu stellen. 

 Eine Ausweitung der Energieverbrauchskennzeichnung auf weitere Produkt-

gruppen wird auf europäischer Ebene durch sogenannte Durchführungsbestim-

mungen vorgenommen, über die ein Regelungsausschuss der Mitgliedstaaten 

befindet. In diesem Zusammenhang sollten die Verbraucherministerien der Län-

der und des Bundes von den zuständigen Bundesministerien (Bundesumwelt- 

und Bundeswirtschaftsministerium), die in den EU-Gremien vertreten sind, re-

gelmäßig und frühzeitig informiert und konsultiert werden, um auch die Verbrau-

cherinteressen angemessen zu berücksichtigen. 

 Es wird weiterhin angeregt, dass die Verbraucherministerien der Länder und des 

Bundes in dem vom Bundesumweltministerium initiierten nationalen "EuP-

Netzwerk" mitwirken. 

3. Zur Weiterentwicklung der Ökodesign-Richtlinie (Richtlinie 2009/125/EG)

 Die Verbraucherschutzministerien der Länder begrüßen die Novellierung der 

Ökodesign-Richtlinie als richtigen Schritt für mehr Energieeffizienz und Klima-

schutz.

 Die Bundesregierung wird gebeten, die Verbraucherschutzministerien der Länder 

und des Bundes bereits im Vorfeld der anstehenden Novellierung des Energiebe-

triebene-Produkte-Gesetzes (EBPG), das der Umsetzung der EU-Richtlinie dient, 

angemessen zu beteiligen. 

 Gemäß der Ökodesign-Richtlinie ist die EU-Kommission verpflichtet, bis Oktober 

2011 in einem Arbeitsprogramm gemäß den in Artikel 15 festgelegten Kriterien 

festzulegen, für welche Produktgruppen weitere Durchführungsbestimmungen 
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beabsichtigt werden. Dazu sollten auch die Verbraucherschutzministerien der 

Länder vom Bund frühzeitig konsultiert werden. 

4. Zur Umsetzung und Kontrolle der Energieverbrauchskennzeichnung im Handel

 Aus verbraucherpolitischer Sicht ist die Energieverbrauchskennzeichnung so-

wohl bei PKW als auch bei Haushaltsgeräten eine wichtige Orientierungshilfe für 

den Verbraucher.

 Untersuchungen der Verbraucherzentralen und der Deutschen Umwelthilfe e.V. 

haben ergeben, dass sowohl die Energieverbrauchskennzeichnung für Haus-

haltsgeräte, als auch die Pkw-Energieverbrauchskennzeichnung bei der Umset-

zung und Kontrolle erhebliche Mängel aufweisen. 

 Die Einhaltung der Kennzeichnung sollte daher durch die zuständigen Stellen der 

Länder sichergestellt werden. 

5. Verbraucherinformation und Verbraucherbildung

 Die Akzeptanz der Verbraucher bezüglich Maßnahmen zur Erhöhung der Ener-

gieeffizienz ist verhalten. Oftmals verhindern fehlende Markttransparenz bezüg-

lich der Produkte oder Unwissen über die Folgewirkungen eine Investition in Effi-

zienztechnologie und neue Geräte. Hier ist die Verbraucherinformation ein 

Schüssel für mehr Energieeffizienz. 

 Die Verbraucherschutzministerien der Länder setzen sich daher gemäß dem Be-

schluss der VSMK 2008 (TOP 23) dafür ein, dass die Inhalte der Energieeffi-

zienz- und Klimakampagnen der EU, des Bundes und der Länder besser abge-

stimmt und koordiniert werden. In diesem Zusammenhang wird insbesondere ei-

ne enge Zusammenarbeit der Deutschen Energieagentur und des Verbraucher-

zentrale Bundesverbandes angeregt. Eine verstärkte Verbraucherinformation ist 

nach dem Energiekonzept der Bundesregierung auch als Aufgabe des neuen 

Energieeffizienzfonds vorgesehen. 

 Es sollte auch der Frage nachgegangen werden, ob aus Sicht der Verbraucher 

ein Bedürfnis nach einer objektiven und neutralen Bewertung der zahlreichen 

existenten Gütesiegel zur Nachhaltigkeit besteht. 
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6. Förderung von Effizienztechnologie, Energieeffizienzfonds und der Aufbau eines 
Marktes im Bereich der Energiedienstleistungen

 Energiedienstleistungen werden bislang gegenüber Verbrauchern nur ganz ver-

einzelt angeboten. Die Bundesregierung hat 2010 mit dem Gesetz zur Umset-

zung der EU-Energiedienstleistungsrichtlinie einen Rahmen für mehr Energieeffi-

zienz auch bei den Verbrauchern geschaffen. Im Energiekonzept wurden weitere 

Festlegungen insbesondere für die Einrichtung eines Energieeffizienzfonds ge-

troffen.

 Die Verbraucherschutzministerien der Länder fordern die Bundesregierung auf, 

durch Schaffung entsprechender Anreize auch auf dem Gebiet der Haushalts- 

und Elektrogeräte sowie der Heizung und Lüftung in Wohngebäuden einen Markt 

für Energiedienstleitungen zu etablieren, um die erheblichen Energieeffizienzpo-

tenziale zu heben. 

 Dem inzwischen mit Gesetz eingerichteten Sondervermögen des Bundes mit der 

Bezeichnung „Energie- und Klimafonds“ (vom Bundestag am 28. Oktober 2010 

verabschiedet) kommt hierbei eine wichtige Bedeutung zu. Die Bundesregierung 

wird daher aufgefordert, die im Energiekonzept angekündigten Anreizsysteme für 

Effizienztechnologie, die aus dem Fonds finanziert werden sollen, nicht nur für 

kleine und mittlere Unternehmen, sondern flächendeckend auch für die Verbrau-

cherhaushalte auszugestalten. Auf den Beschluss der VSMK 2008 (TOP 23) be-

züglich eines Deutschen Energiefonds wird in diesem Zusammenhang ausdrück-

lich verwiesen. 

7. Gesetzliche Rahmenbedingungen

 Die Umsetzung des Energiekonzepts der Bundesregierung bietet zahlreiche An-

satzpunkte, auch die Energieeffizienz bei den Verbrauchern zu erhöhen. Die 

Verbraucherschutzministerien der Länder und des Bundes sollten frühzeitig in 

die Gesetzgebungsverfahren einbezogen und auch bei geplanten Verordnungen 

rechtzeitig konsultiert werden. 

 Aktuell bieten im Jahr 2011 die Novelle des Energiewirtschaftsrechts, die anste-

hende Novellierung des Energiebetriebene-Produkte-Gesetzes, des Energie-

verbrauchskennzeichnungsgesetzes sowie weitere Gesetzesvorhaben die Gele-

genheit, einerseits die Verbraucherbelange angemessen zu berücksichtigen und 

andererseits den Klimaschutz weiter voranzubringen. 
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Beitrag der Länder Berlin und Hamburg zum Themenfeld „Mobilität“

Kernfrage:

Wie kann die Bereitschaft der Verbraucher zu einer klimafreundlicheren Mobilität (vgl. 

Prognos-Studie „Verbrauchermonitoring Perspektiven der Verbraucher zum Klima-

schutz: Mobilität & Ernährung“ 2009) mit konkreten politischen Handlungsempfehlungen 

zielführend gefördert werden?

Einerseits wünschen sich Verbraucher verständliche, leicht erkennbare, glaubwürdige 

und einheitliche Orientierungshilfen. Andererseits sind sie im Sinne der Generationen-

gerechtigkeit und der Nachhaltigkeit bereit, zum Schutze des Klimas eingefahrene Ver-

haltensweisen zu ändern und Mehrkosten auf sich zu nehmen. Um die Mobilität zu er-

halten und den Verkehr zu reduzieren sind viele Einzelentscheidungen notwendig.  

Damit die Menschen in Zukunft klimabewusster mobil sein können, gilt es, durch die 

Politik diesen Entwicklungsprozess zu initiieren und zu fördern. 

Zusätzliche Überlegungen

Für eine nachhaltige Klimapolitik ist eine enge Zusammenarbeit aller Akteure von hoher 

Notwendigkeit. Aus diesem Grunde wird angeregt, einen regelmäßigen Austausch zwi-

schen den zuständigen Ministerinnen und Ministern sowie Senatorinnen und Senatoren 

aller betroffenen Politikfelder (Verkehr, Umwelt, Wirtschaft, Forschung…) zu forcieren, 

z. B. in einer Bund-Länder-Arbeitsgruppe. Auch die Einbeziehung von „Bürger-

vertretern“, Verbraucherschutz-, Automobil- und Fahrgastverbänden, Fahrradinitiativen, 

Wirtschaftsvertretern und sonstigen Betroffenen wird als sinnvoll erachtet. Eine konzer-

tierte Anstrengung für bessere Rahmenbedingungen muss im Vordergrund stehen. 

1. Flugverkehr

Situation der Verbraucher:

Der Flugverkehr ist der klima-unverträglichste Massenverkehrsträger (vgl. UBA „Daten 

zum Verkehr Ausgabe 2009“). Er hat sich von einem ursprünglich extrem teuren zu ei-

nem zunehmend für größere Bevölkerungsgruppen erschwinglichen Verkehrsmittel 

entwickelt. Dies entfaltet erhebliche positive Wirkungen für die deutsche Wirtschaft und 

den Tourismus. Speziell bei Reisezeiten ab vier Stunden spielt der Luftverkehr deutlich 
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seinen Geschwindigkeitsvorteil aus. Dennoch ergab die im Auftrag des Verbraucher-

zentralen Bundesverbandes durchgeführte Prognos-Studie aus dem Jahr 2010, dass 

sich 67,3 % der Befragten bewusst sind, dass sie durch verminderte Nutzung des Flug-

zeugs einen hohen oder eher hohen Beitrag zu einem besseren Klimaschutz leisten 

können.

Handlungsziele:

Es sollte erreicht werden, dass die Verbraucher, aber auch die Anbieterseite in Hinblick 

auf den Klimaschutz mehr Verantwortung übernehmen und dies durch ihr Handeln aus-

drücken. Dies kann durch sinnvolle Kombination von Verkehrsträgern (z. B. Rail & Fly), 

Verlagerung, Vermeidung, Verringerung und Kompensation geschehen.

Handlungsempfehlungen:

Die Verbraucher sollten bei der Wahl dieses Verkehrsmittels auf die Klimaauswirkungen 

aufmerksam gemacht werden. Insbesondere die Nutzung des Flugzeuges bei Kurzstre-

cken darf von ihnen nicht als Selbstverständlichkeit betrachtet werden. Deshalb gilt es, 

die Auswirkungen auf das Klima direkt beim Buchen und in leicht verständlicher Form 

sichtbar zu machen.

2. Autoverkehr

Situation der Verbraucher:

Konkrete Umsetzungspläne für eine seltenere Nutzung des Autos in der nahen Zukunft 

haben gemäß der Prognos-Studie (s. o.) 31 % der Autofahrer. 41 % der Autofahrer ha-

ben konkrete Pläne, in näherer Zukunft in ein Auto mit geringerem Kraftstoffverbrauch 

zu investieren. 28 % der Autofahrer insgesamt haben sich ein solches Auto in der Ver-

gangenheit bereits zugelegt. Der CO2-Ausstoß spielt für 86 % eine sehr wichtige bzw. 

wichtige Rolle für ihre Entscheidung beim Autokauf. 

Handlungsziele:

Erhebliche Potenziale zur CO2-Minderung im Autoverkehr liegen in der Wahl des Ver-

kehrsmittels, der Fahrzeugbeschaffung und bei der Nutzung des Fahrzeugs. Neben der 

Vermeidung von PKW-Nutzungen gilt es, Entwicklung und Einsatz klimafreundlicherer 

Techniken zu fördern.



 22 von 25 

Handlungsempfehlungen:

Vorhandene Techniken, die einen niedrigen CO2 – Ausstoß ermöglichen, sollten weiter 

gefördert werden. Einerseits sollte die Substitution herkömmlicher Energiearten das Ziel 

sein, andererseits die Reduktion des gesamten Energieverbrauchs. Es wird empfohlen 

zu prüfen, ob eine Absenkung der CO2-Emissionsgrenzwerte bei Neuwagen realisierbar 

ist.

Ratsam wäre es, die Energieverbrauchskennzeichnungsverordnung auf Gebrauchtwa-

gen zu erweitern. So sollen alle gekennzeichneten Autos bei einem gewerblichen Wie-

derverkauf gekennzeichnet bleiben. Der durchschnittliche Kraftstoffverbrauch ist in der 

Realität angepassten, standardisierten Verfahren zu ermitteln. Auch die Schadstoffent-

stehung bei der Herstellung und Entsorgung sowie der Energieverbrauch der Nebenag-

gregate sollten in die Kennzeichnungspflicht einbezogen werden. Auch die verbindliche 

und einheitliche Kennzeichnung von Autoreifen in Bezug auf die Energierelevanz ist 

weiter voranzubringen. 

In Frankreich hat sich das „Bonus-Malus-System“ bewährt, bei dem CO2-arme Fahr-

zeuge besonders gefördert werden und im Gegenzug klimaschädliche Fahrzeuge eine 

Abgabe zu leisten haben. Die Prüfung einer Übertragung eines solchen Systems auf 

den deutschen Raum wird empfohlen und die Inhalte sollten bei der Überarbeitung der 

Kraftfahrzeugsteuer Berücksichtigung finden. 

3. Öffentlicher Personennahverkehr

Situation der Verbraucher:

Über 20 % der Fahrzeughalter, die neben ihrem Auto auch öffentliche Verkehrsmittel 

nutzen, geben laut o.g. Prognos-Studie an, bereits heute häufiger den öffentlichen Nah-

verkehr zu benutzen, als mit dem eigenen Wagen zu fahren. 

34 % dieser Fahrzeughalter können sich vorstellen, zukünftig das Auto seltener zu neh-

men. Ganz auf das Auto verzichten wollen allerdings nur 8 % der Verbraucher. 

Vor allem in Ballungsräumen ist es deshalb von hoher Bedeutung die Bereitschaft zu 

fördern, das Auto stehen zu lassen oder ganz darauf zu verzichten. 
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Handlungsziele:

Der ÖPNV stellt als Massenverkehrsträger eine erhebliche Entlastung für das Klima 

dar, wenn er dazu beiträgt den motorisierten Individualverkehr zu verringern. Um die 

Nutzung des ÖPNV zu steigern bzw. die bereits bestehende Etablierung beizubehalten, 

muss der ÖPNV in allen Regionen sicher und komfortabel gestaltet werden. Es gilt, den 

ÖPNV deutlich an den Bedürfnissen der Verbraucher auszurichten. Diese Bedürfnisse 

beinhalten zum einen Qualitätsaspekte, eine attraktive Preisgestaltung, den Reiseauf-

wand und den Service. Im Verbraucherinteresse sind hierbei im Sinne des Gemein-

wohls neben ökologischen auch sozial verantwortungsvolle Angebote weiterzuentwi-

ckeln.

Als Teil der Daseinsvorsorge, sollten die Steuerungsmöglichkeiten bei den Vereinba-

rungen mit den Verkehrsunternehmen im Sinne der Verbraucherfreundlichkeit soweit 

wie möglich ausgeschöpft werden. Hierbei sind auch die Verfahren bei der Ausschrei-

bung (Kriterien, Auftragsdefinition, Investitionen…), also das Vergaberecht, anzupassen 

und zu flexibilisieren. Simplifizierende, nicht komplizierende Verfahren sind hierbei ver-

stärkt in den Blick zu nehmen.

Handlungsempfehlungen:

Um den Verbrauchern ein Mindestmaß an Qualitätsstandards und Transparenz zu ge-

währleisten, ist eine stärkere Evaluation der Effizienz und bessere Qualitätssicherung 

der Leistungen der Verkehrsbetriebe notwendig. Eine durchgängige Transparenz der 

Strukturen und Leistungen des ÖPNV ist anzustreben. Das Preis-Leistungsverhältnis 

muss (trotz der hohen Komplexität bei Einbeziehung aller relevanten Bewertungskrite-

rien) für die Verbraucher nachvollziehbar und bewertbar sein. Hierfür sollte die Pflicht 

zur Offenlegung verschiedener Daten politisch initiiert werden. Auch ein Leistungsver-

gleich zwischen verschiedenen Anbietern, z. B. über ein Benchmarkingverfahren, wäre 

denkbar. Unter Abwägung der Interessen und Rechte aller Beteiligten, wird es als sinn-

voll erachtet, den Schutz von Betriebs- und Geschäftsgeheimnissen nicht über die be-

rechtigten Interessen der Verbraucher an Informationen zu stellen. 

Hierzu könnten die Gewährung von Fördermitteln nur mit Wirkungsbezug, die Evaluati-

on der Geldverwendung auf Effizienz und Bedürfnisorientierung und die staatliche Fest-

legung eines Investitionsplanes (in Schienennetz, Sicherheit, Klimaschutzaspekte…) 
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gehören. Die Benutzung von umweltfreundlicheren Fahrzeugen sollte verbindlich wer-

den. Die Preisgestaltung sollte angemessen und die Einräumung eines Sondertarifes 

für einkommensschwache Bürger für die Verkehrsbetriebe obligatorisch sein.  

Um dem Aspekt der Bürgernähe gerecht zu werden, wird geraten, auf Landes-

/Kommunal-ebene (unter Federführung des entsprechenden Verkehrsministeriums) 

Bürgergremien zu initiieren, die an Planungsprozessen (z. B. zur Netz-/Taktzeitge-

staltung) beteiligt sind. Bisherige Erfahrungen (z. B. Nahverkehrsplanforen, Schlich-

tungsprozess Stuttgart 21, Schweizer Projekt „Bahn 2000“, Großbritannien „Mobilität 

und Armut“ und in Paris, bei der Planung dreier Buslinien) sollten dabei genutzt werden. 

In verschiedenen Städten (Offenburg, München, Halle, Berlin) wurden in den letzten 

Jahren Direktmarketing-Kampagnen zum ÖPNV durchgeführt. Hierbei wurden z. B. zu-

gezogenen Neubürgern Informationspakete zum ansässigen ÖPNV inklusive Freifahr-

karten für einen bestimmten Zeitraum zugeschickt. In einer Vielzahl der Fälle konnten 

die Verbraucher so von einem Umstieg vom Auto zum ÖPNV überzeugt werden3. Es 

wird den Landesregierungen empfohlen, auf die regionalen Verkehrsbetriebe zuzuge-

hen, um gemeinsam solche Kampagnen im Sinne des Klimaschutzes zu starten. 

4. Fahrradnutzung

Situation der Verbraucher:

34,6 % der im Rahmen der o. g. Prognos-Studie Befragten gaben an, zukünftig häufiger 

mit dem Fahrrad fahren zu wollen, um das Klima zu schützen. 45,6 % der Befragten 

Fahrradnutzer nannten fehlende Abstellplätze als Hemmnis der Fahrradnutzung. 

37,2 % der Fahrradnutzer empfinden die Fahrradwege als nicht ausreichend. 

Handlungsziele:

Die Nutzung von Fahrrädern ist neben dem Zufußgehen die klimafreundlichste Fortbe-

wegungsart. Bund, Länder und Kommunen sollten den Radverkehr als wichtigen Part-

ner im Verkehrsverbund anerkennen und die Fahrradmobilität in Form einer verbesser-

ten Infrastruktur fördern.

                                                
3
nähere Informationen s. bspw. Publikation des Öko-Institut e. V „ÖPNV-Begrüßungspaket und Schnupperticket für Neubürger -   
Bericht zur Evaluation der Maßnahme zum ÖPNV-Direktmarketing“
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Es bedarf weiterer Bildungs- und Aufklärungsarbeit, um immer mehr Menschen zum 

Fahrradfahren zu bewegen. Unternehmen sollten dazu ermutigt werden, das Radfahren 

ihrer Beschäftigten und Kunden zu fördern, indem sie sie in ihr Mobilitätsmanagement 

einbeziehen. 

Handlungsempfehlungen:

Hierzu sind die Empfehlungen aus dem „Nationalen Radverkehrsplan“ 2002-2012 

(NRVP) konsequent anzuwenden, in dem die Fahrradförderung als wichtiger Baustein 

einer nachhaltigen integrierten Verkehrspolitik bewertet wird. 

Eine Förderung von E-Bikes und Leihfahrrädern wird als zielführend erachtet, da ein 

breiteres Spektrum an Verbrauchern für die Fahrradnutzung gewonnen werden kann, 

insbesondere diejenigen, die lange Strecken zu überwinden haben oder denen das 

Radfahren schwer fällt. 

5. Intermodalität

Handlungsziele:

Weiterentwicklung und Ausbau des Verkehrsnetzes sind ein andauernder Prozess, 

dessen Ziel es ist, die verschiedenen Verkehrsträger optimal miteinander kombinierbar 

zu machen. Diese Verknüpfung sollte sich nicht nur auf den regionalen Ausbau be-

schränken, sondern auch die bundesweite Vernetzung einbeziehen.

Handlungsempfehlungen:

Konzertierte Verkehrsentwicklungspläne / Mobilitätspläne sind zu entwickeln und aus-

zubauen.

Bei der Stadtplanung und Ausschreibung von Aufträgen sollten verbindliche Vorgaben 

zur Einrichtung und Gestaltung von Verkehrsknotenpunkten gemacht werden, sodass 

eine Abstimmung der verschiedenen Verkehrsträger möglich wird (z. B. Installation und 

Wartung von Fahrradstationen, Parkplätze an Bahnhöfen in Randgebieten, abgestimm-

te Takte…). 


